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Neue Tarifrechtspolitik? 

 

 

Auf dem Gebiet des Tarifvertragsrechts hat sich die Große Koalition Einiges 

vorgenommen. Der Koalitionsvertrag stellt die Tarifeinheit in Aussicht, auf die 

manche Unternehmen – vor allem aus dem Verkehrssektor – schon seit längerem 

warten. Die verfassungsrechtlichen Grenzen eines solchen Vorhabens sind nach wie 

vor umstritten. Unabhängig davon plant die Koalition mithilfe unterschiedlicher 

Maßnahmen, die staatliche Verbindlichstellung von Tarifverträgen auszuweiten. Das 

umfasst die erleichterte Allgemeinverbindlicherklärung nach dem Tarifvertragsgesetz 

und einen erweiterten Spielraum für Rechtsverordnungen nach dem Arbeitnehmer-

entsendegesetz. Ob eine verschärfte Tarifgeltung zu einer Stärkung der Tarifauto-

nomie führen würde, wird kontrovers beurteilt. Zu diskutieren sind auch Über-

legungen, bei der Einführung dieses Mindestlohns Übergangs- und Abstimmungs-

regelungen zu schaffen, die dessen tarifvertragliche Unterschreitung einschließen. 

Schließlich hat die Rechtsprechung des EuGH („Alemo-Herron“) Unsicherheit in die 

Praxis dynamischer Bezugnahme auf Tarifverträge gebracht.  

Wir möchten Sie einladen, mit uns über diese Themen zu diskutieren. 

 

Richard Giesen 
Abbo Junker 

Volker Rieble 
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Programm 
 

10.00 Uhr Begrüßung 

10.10 Uhr Die Quadratur des Dreiecks – Die Koalitionsfreiheit im Spannungsfeld der 
Interessen von Unternehmer, Arbeitnehmern und Funktionsgruppen 
Professor Dr. Dr. h.c. Wolfgang Hromadka 
Universität Passau 

10.40 Uhr Betriebsweite Verbindlichkeit von Tarifverträgen als Lösung der Tarifeinheit? 
Professor Dr. Martin Franzen 
Ludwig-Maximilians-Universität München 

11.10 Uhr Kaffeepause 

11.30 Uhr Diskussion 

12.30 Uhr Mittagspause 

13.20 Uhr Stärkung der Tarifbindung durch erleichterte Allgemeinverbindlicherklärung 
Professor Dr. Volker Rieble 
Zentrum für Arbeitsbeziehungen und Arbeitsrecht 

 Diskussion 

14.20 Uhr Verschärfte Anforderungen an die Tariffähigkeit 
Professor Dr. Richard Giesen 
Zentrum für Arbeitsbeziehungen und Arbeitsrecht 

 Diskussion 

15.20 Uhr Kaffeepause 

15.40 Uhr Systemfolgen der Funktionsverschiebung  
Professor Dr. Abbo Junker 
Zentrum für Arbeitsbeziehungen und Arbeitsrecht  

 Diskussion 

16.40 Uhr Verabschiedung 
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Professor Dr. Dr. h.c. Wolfgang Hromadka 

Universität Passau 
 

Die Quadratur des Dreiecks – Die Koalitionsfreiheit im Spannungsfeld der Interessen 
von Unternehmer, Arbeitnehmern und Funktionsgruppen 

 
__________________________________________________________________________ 

 
 
 

Gliederung 

1. Vorbemerkungen 

a) Tarifeinheit und Verfassung 

b) Ausgangspunkt: der Koalitionsvertrag 

c) Keine fertigen Lösungen, sondern Anregungen 

2. Koalitionsfreiheit kein Selbstzweck 

3. Andere Wege zur Tarifeinheit? 

4. Schutz von Minderheitsinteressen bei Tarifeinheit 

a) durch Verpflichtung zur Zusammenarbeit? 

b) durch Indienstnahme des Arbeitgebers? 

aa) das deutsche Modell 

bb) das angloamerikanische Modell 

c) durch den Betriebsrat? 

5. Schlussbemerkung 
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Thesen 
 
1. Ausgangspunkt für die folgenden Überlegungen ist der Koalitionsvertrag: 

Tarifeinheit nach einem „betriebsbezogenen Mehrheitsprinzip“ 
 
2. Die Koalitionsfreiheit nach Art. 9 Abs. 3 GG bezweckt nicht eine möglichst 

effektive Wahrnehmung von Partikularinteressen, sondern über die Gewähr-
leistung der Tarifautonomie eine sinnvolle Ordnung und Befriedung des Arbeits-
lebens. 

 
3. Zu einer sinnvollen Ordnung des Arbeitslebens gehört außer einer angemessenen 

Aufteilung des  Unternehmensertrags auf Unternehmer, Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmergruppen die Möglichkeit für den Unternehmer, eine an Sach-
kriterien ausgerichtete Personal- und Sozialpolitik zu betreiben. Dem steht ein 
unkoordiniertes Nebeneinander von Tarifverträgen entgegen. 

 
4. Bei einer gesetzlichen Regelung der Tarifmehrheit im Betrieb sind die berechtig-

ten Interessen von Unternehmern, Arbeitnehmern und Arbeitnehmergruppen 
("Dreieck") zu einem schonenden Ausgleich zu bringen.  

 
5. Eine Lösung durch Vorgaben für die Organisationsstruktur von Gewerkschaften 

wäre ein unverhältnismäßiger Eingriff in die Koalitionsfreiheit. 
 
6. Bei einer Lösung mit Hilfe des Grundsatzes der Tarifeinheit sind die Interessen der 

Gewerkschaft, deren Tarifvertrag verdrängt wird (Minderheitsgewerkschaft), 
soweit wie möglich zu berücksichtigen. 

a) Der Grundsatz der Tarifeinheit darf nicht weitergehen als im Interesse einer 
sinnvollen betrieblichen Personal- und Sozialpolitik erforderlich. Außerhalb des 
persönlichen Geltungsbereichs eines Tarifvertrags mit einer Mehrheits-
gewerkschaft müssen Tarifverträge mit Minderheitsgewerkschaften möglich 
sein. Arbeitgeber und Mehrheitsgewerkschaft sollten verpflichtet werden, 
Arbeitnehmer vom persönlichen Geltungsbereich auszunehmen, deren 
Arbeitsbedingungen sich nicht unerheblich von denen der anderen Arbeit-
nehmer unterscheiden. 

b) Minderheitsgewerkschaften sollten die Möglichkeit haben, sich an den Tarif-
verhandlungen des Arbeitgebers mit der Mehrheitsgewerkschaft zu beteiligen. 
Das sollte, wenn man eine obligatorische Tarifgemeinschaft als nicht prakti-
kabel ansieht, auf dem Umweg über den Arbeitgeber geschehen. Die Minder-
heitsgewerkschaft sollte das Recht haben, dem Arbeitgeber in zeitlichem Zu-
sammenhang mit den Tarifverhandlungen mit der Mehrheitsgewerkschaft 
Forderungen für die von ihnen vertretenen Arbeitnehmer vorzutragen. Der 
Arbeitgeber müsste verpflichtet werden, diese Forderungen zum Gegenstand 
der Tarifverhandlungen mit der Mehrheitsgewerkschaft zu machen. Die 
Minderheitsgewerkschaft wäre über den jeweiligen Stand und das Ergebnis 
der Tarifverhandlungen zu unterrichten. 
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c) Die Tarifvertragsparteien sollten gehalten sein, vor einem Arbeitskampf einen 
Schlichtungsversuch zu unternehmen. Die Minderheitsgewerkschaften sollten 
das Recht haben, je einen Vertreter mit beratender Stimme in die Schlich-
tungskommission zu entsenden. 

 
7. Die Rechtsnormen eines Tarifvertrags mit der Mehrheitsgewerkschaft sollten 

auch für die Mitglieder der Minderheitsgewerkschaft gelten, die sich an den 
Tarifverhandlungen beteiligt hat. 

 
8. Die Friedenspflicht aus einem Tarifvertrag mit der Mehrheitsgewerkschaft sollte 

auch die Minderheitsgewerkschaften erfassen, es sei denn, dass diese einen 
Tarifvertrag außerhalb des persönlichen Geltungsbereichs des Mehrheitstarif-
vertrags anstreben. 

 
9. In Anlehnung an das angloamerikanische Modell könnte man sich Tarifeinheit 

auch dadurch vorstellen, dass nur der Mehrheitsgewerkschaft Tarifverhandlun-
gen mit dem Arbeitgeber gestattet werden. Minderheitsgewerkschaften könnte 
man dann ähnlich schützen wie beim deutschen Modell. Darüber hinaus könnte 
man die negativen Folgen für sie dadurch abmildern, dass man ihnen unter 
bestimmten Voraussetzungen das Recht einräumt, eine Abstimmung darüber zu 
verlangen, welche Gewerkschaft die Tarifverhandlungen führen darf. Dieses 
Modell ist allerdings nicht leicht in das deutsche Tarifsystem einzupassen. 

 
10. Die Übertragung der Verteilung eines von Arbeitgeber und Gewerkschaft 

auszuhandelnden „Tariftopfes“ nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG auf Arbeitgeber 
und Betriebsrat ist mit der gewachsenen und verfassungsrechtlich geschützten 
Kompetenzverteilung zwischen Gewerkschaften und Betriebsräten nicht verein-
bar. 
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Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD vom 16.12.2013 
 
Tarifeinheit gesetzlich regeln 
 
Um den Koalitions- und Tarifpluralismus in geordnete Bahnen zu lenken, wollen wir 
den Grundsatz der Tarifeinheit nach dem betriebsbezogenen Mehrheitsprinzip unter 
Einbindung der Spitzenorganisationen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber gesetzlich 
festschreiben. Durch flankierende Verfahrensregelungen wird verfassungsrechtlich 
gebotenen Bedenken Rechnung getragen. 
 
 
 
BDA/DGB-Vorschlag 
 
„Funktionsfähigkeit der Tarifautonomie sichern – Tarifeinheit gesetzlich regeln“ 
 
BDA und DGB schlagen vor, im bestehenden Tarifvertragsgesetz den Grundsatz der 
Tarifeinheit im Betrieb wie folgt gesetzlich zu normieren: 

Überschneiden sich in einem Betrieb die Geltungsbereiche mehrerer Tarifverträgen, 
die von unterschiedlichen Gewerkschaften geschlossen werden (konkurrierende 
Tarifverträge/Tarifpluralität), so ist nur der Tarifvertrag anwendbar, an den die 
Mehrzahl der Gewerkschaftsmitglieder im Betrieb gebunden ist. Maßgeblich ist bei 
solchen sich überschneidenden Tarifverträgen lediglich, welche der konkurrierenden 
Gewerkschaften im Betrieb mehr Mitglieder hat (Grundsatz der Repräsentativität). 
Treffen demnach z.B. zwei Entgelt-Tarifverträge zusammen, die das Entgelt 
zumindest teilweise gleicher Arbeitnehmergruppen regeln, gilt im Betrieb der 
Tarifvertrag, an den die größere Anzahl von Gewerkschaftsmitgliedern gebunden ist. 

Für die Laufzeit des nach diesem Grundsatz im Betrieb anwendbaren Tarifvertrages 
gilt - ebenfalls wie bisher - die Friedenspflicht. Dieser wird durch die gesetzliche 
Regelung auch auf konkurrierende Tarifverträge erstreckt, die nach der vorstehenden 
Regelung nicht zur Geltung kommen könnten. Die Friedenspflicht gilt damit während 
der Laufzeit des vorrangigen Tarifvertrages auch gegenüber anderen Gewerkschaften. 
Wenn z.B. eine Gewerkschaft für eine Berufsgruppe einen Entgelt-Tarifvertrag 
verlangt, obwohl für diese Arbeitnehmer ein Tarifvertrag der repräsentativen 
Gewerkschaft gilt, so besteht auch gegenüber der Spartengewerkschaft die 
Friedenspflicht für die Laufzeit des bestehenden Tarifvertrages. Arbeitskämpfe um 
solche Tarifverträge durch eine im Betrieb nicht repräsentative Gewerkschaft sind 
daher während der Laufzeit eines vorrangigen Tarifvertrages ausgeschlossen. 
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Professor Dr. Martin Franzen 

Ludwig-Maximilians-Universität München 
 

Betriebsweite Verbindlichkeit von Tarifverträgen als Lösung der Tarifeinheit? 
 
__________________________________________________________________________ 

 
 
 

I. Das Regelungsproblem 

1. Bedürfnis nach einheitlicher Geltung eines Tarifvertrags in einer bestimmten 
Organisationseinheit  

2. Dogmatische Verortung des Regelungsproblems im deutschen TVG: Die 
Unterscheidung von Tarifpluralität und Tarifkonkurrenz 

II. Tarifeinheit und mitgliedschaftliche Anknüpfung der Tarifwirkungen nach 
geltendem Recht (§§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1 TVG)  

III. Tarifeinheit und betriebsweite Verbindlichkeit von Tarifverträgen beim 
tarifgebundenen Arbeitgeber  

Zum Gesetzesvorschlag siehe § 3 Abs. 2 TVG-neu und § 4 Abs. 1 TVG-neu im 
Anhang.  

IV. Einwände  

1. Legitimation der Wirkungen des Tarifvertrags  

a) Keine Legitimation durch rechtsgeschäftlichen Verbandsbeitritt der 
Arbeitnehmer 

b) Vergleich mit der geltenden und üblichen Bezugnahmepraxis 

c) Schutzfunktion des Tarifvertrags  

d) Verfassungsrechtlich ausreichende Legitimationsbrücke  

e) Exkurs: Das Konzept Kamanabrous (eingeschränkte Erga-Omnes-Wirkung)  

2. Beschäftigungschancen von Außenseiter-Arbeitnehmern  

3. Wegfall von Anreizen zum Gewerkschaftsbeitritt  
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4. Offene Fragen 

a) Arbeitskampfrecht  

b) Schutz der Minderheit in einer Gewerkschaft 

V. Kollisionsregeln 

Zum Gesetzesvorschlag siehe § 4a TVG-neu im Anhang.  

VI. Unterschied der beiden Regelungsmodelle – betriebsweite Verbindlichkeit von 
Tarifverträgen und geltendes Tarifrechtssystem – in Bezug auf die 
verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Tarifeinheit 

VII. Zusammenfassung  

1. Der Grundsatz der Tarifeinheit ist mit dem geltenden System des TVG, welches 
die Tarifwirkungen grundsätzlich an die Mitgliedschaft der Arbeitsvertrags-
parteien in den tarifschließenden Verbänden bindet (§ 4 Abs. 1 TVG), nicht 
kompatibel.  

2. Demgegenüber kann Tarifeinheit in einem Tarifvertragsrechtssystem, welches 
für die Tarifwirkung nur die Tarifbindung des Arbeitgebers voraussetzt, eher 
verwirklicht werden.  

3. Der Gesetzgeber kann bei der Ausgestaltung des Tarifvertragsrechtssystems 
zwischen mehreren Regelungsmodellen wählen. Er kann die Wirkungen des 
Tarifvertrags an die Mitgliedschaft beider Arbeitsvertragsparteien in den tarif-
schließenden Verbänden knüpfen, hierfür aber auch die Mitgliedschaft des 
Arbeitgebers im Arbeitgeberverband bzw. sonstige Tarifbindung des Arbeitgebers 
(betriebsweite Erga-Omnes-Wirkung) genügen lassen.  

4. Der Gesetzgeber muss das jeweilige Regelungskonzept nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts systemgerecht und in sich konsequent ausgestal-
ten.  
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Anhang:  

Vorschläge für eine Änderung des TVG 

1. Einführung einer betriebsweiten Verbindlichkeit von Tarifverträgen (betriebsweite 
Erga-Omnes-Wirkung) 

§ 3 Abs. 2 TVG-neu:  

Die Rechtsnormen des Tarifvertrags gelten für alle Betriebe, deren Arbeitgeber 
tarifgebunden ist.  

§ 4 Abs. 1 TVG-neu:  

Die Rechtsnormen des Tarifvertrags gelten unmittelbar und zwingend für die 
Arbeitsverhältnisse, die unter den Geltungsbereich des Tarifvertrags fallen, sofern der 
Arbeitgeber tarifgebunden ist.  

2. Kollisionsregeln 

Sachnäheprinzip nach bisheriger Rechtsprechung  

§ 4a TVG-neu 

(1) Gelten für das Arbeitsverhältnis mehrere Tarifverträge nach § 4 Absatz 1 des 
Tarifvertragsgesetzes, deren Regelungen nicht aufeinander abgestimmt sind 
(Tarifkonkurrenz), kommt der sachnähere Tarifvertrag zur Anwendung. § 8 Absatz 2 
des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes und § 5 Absatz 4 Satz 2 des Tarifvertragsgesetzes 
bleiben unberührt.  

(2) Sachnäher ist der Tarifvertrag, der dem Betrieb räumlich, betrieblich, fachlich und 
persönlich am nächsten steht und deshalb den Erfordernissen und Eigenarten des 
Betriebs und der darin tätigen Arbeitnehmer am ehesten gerecht wird.  

(3) Sachnäher ist insbesondere:  

1. ein Firmentarifvertrag gegenüber einem Verbandstarifvertrag;  

2. unter mehreren Verbandstarifverträgen derjenige mit dem engeren betrieblichen 
und fachlichen Geltungsbereich.  
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(4) Kann nach den Absätzen 2 und 3 die Sachnähe nicht festgestellt werden, kommt 
derjenige Tarifvertrag zur Anwendung, an den im Betrieb mehr Arbeitnehmer im 
Sinne des § 3 Absatz 1 des Tarifvertragsgesetzes gebunden sind.  

Alternativ könnte auch generell das Mehrheitsprinzip (§ 4a Abs. 4 TVG-neu) verankert 
werden.  
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Professor Dr. Volker Rieble 

Zentrum für Arbeitsbeziehungen und Arbeitsrecht 
 

Stärkung der Tarifbindung durch erleichterte Allgemeinverbindlicherklärung 
 

__________________________________________________________________________ 
 
 
 

I. TVG-Änderungen durch das „TASG“ 

1. Verzicht auf Tarifrepräsentativität zur Allgemeinverbindlicherklärung 

a) Abschwellende Tarifbindung 

b) Kollektives Recht auf Wirkungsmacht? 

c) Reduktion der Anforderungen auf „öffentliches Interesse“  
(Wegfall 50-Prozent-Quorum) 

2. Indiziertes öffentliches Interesse – „AVE-Automatik“? 

3. Beibehaltung des Tarifausschusses – aber Ausweichmöglichkeit auf das 
entgrenzte AEntG 

4. Sonder-AVE für gemeinsame Einrichtungen (Abs. 1a) 

5. Rechtsschutzmodifikation: Normkontrollverfahren nach § 98 ArbGG 

6. Folgenabschätzung? 

a) Kumulation staatlicher Tarifzugriffe 

b) Ende mancher „Geschäftsmodelle“ 

c) Bisherige Mindestlohnwirkungen im Baugewerbe 

d) Mitgliederschwund der Baugewerkschaft 

7. Systemwechsel zur staatsgestützten Tarifherrschaft 

a) Freiwillige Tarifbindung als Funktionselement der Tarifautonomie 

[1] Grundsatz 

[2] Tariferstreckung durch den Staat 
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II. Tarifrechtliche Wirkung intensivierter Allgemeinverbindlichkeit 

1. Mindestlohnvorgaben nach dem AEntG 

2. Einfache Allgemeinverbindlicherklärung 

a) Tarifverdrängung durch Tarifkonkurrenz 

b) Abhilfe durch normative Tarifrücksichtnahme 

c) Abhilfe durch prinzipiellen Vorrang des autonomen Tarifvertrags 

d) Restbelastung: Behinderung abweichender Tarifabschlüsse 

3. Verwandtschaft mit der Tarifeinheit 

4. Folge- und Fernwirkungen? 

a) Mittelbare Folgen für das Tarifsystem 

[1] Einfluß auf das Tarifabschlußverhalten der Parteien des 
allgemeinverbindlichen Tarifvertrages 

[2] Staatseinfluß auf die Tarifregelung 

b) Folgewirkungen für die freiwillige Mitgliedschaft 

5. Streit um das aktuelle AEntG 

6. Vereinbarkeit mit Koalitionsfreiheit und Tarifautonomie 

a) Schutzbereich 

[1] Statusfreiheiten 

[2] Tarifautonomie 
[a] Schutz der autonomen Tarifgeltung 
[b] Kernbereich der Arbeitsbedingungen 

7. Rechtfertigung intensivierter Allgemeinverbindlicherklärung? 

a) Zulässige Gemeinwohlziele der Allgemeinverbindlicherklärung 

b) Allgemeinverbindlicherklärung und Tarifzensur 

[1] Keine Bewertung von Tarifinhalten 

[2] Aber Schutz vor Tarifversagen 

c) Entwicklungsfähigkeit der Tarifverbände und der Tarifpolitik 

[1] Potentielle Tarifverträge 

[2] Austrocknungsverbot 

[3] Abstandsgebot 

[4] Abwägung im Einzelfall 
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III. Rechtsstaatliche Legitimationsanforderungen 

1. Formale Legitimation durch staatlichen Rechtssetzungsakt 

2. „Materiale“ Legitimation durch Geltungsrepräsentativität 

a) Traditionelles 50-Prozent-Quorum 

b) kein striktes Verfassungsgebot 

IV. Sonderfall gemeinsame Einrichtung
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Professor Dr. Richard Giesen 

Zentrum für Arbeitsbeziehungen und Arbeitsrecht 
 

Verschärfte Anforderungen an die Tariffähigkeit 
 

__________________________________________________________________________ 
 
 
 

I. Zum Begriff der Tariffähigkeit 

II. Das Erfordernis der Durchsetzungsmacht 

1. Formulierung des Erfordernisses der Durchsetzungsmacht 

2. Zur Kritik am Erfordernis der Durchsetzungsmacht 

III. Indizien für und wider gewerkschaftliche Durchsetzungsmacht – zur Entwicklung 
der Rechtsprechung 

1. Zum Problem – Brisanz und Zirkelschlussrisiko  

2. Begründung des Erfordernisses der Durchsetzungsmacht ab 1968 mit den 
Indizien Mitgliederzahl und Wirkkraft der Mitglieder im Arbeitskampf 

a. Kampfwille unerheblich 

b. Schlüsselstellung von Arbeitnehmern und Finanzlage der Gewerkschaft als 
Merkmale der Wirkkraft 

3. Zur BAG-Rechtsprechung von 1985 bis 2006: Vielzahl von 
Tarifvertragsschlüssen als Indizien der Durchsetzungsmacht 

a. Indizwirkung einer  Vielzahl von Tarifvertragsschlüssen 

b. Exkurs zu Tarifverträgen, die dem Arbeitgeber in der arbeitsrechtlichen 
Austauschbeziehung nützlich sind oder ihm zumindest nicht schaden 

aa. Unterschreitung des „equal treatment“-Gebots in der Leiharbeit 

bb. Sonstige Abbedingung tarifdispositiven Gesetzesrechts 

cc. Nutzung der früheren Rechtsprechung zur Tarifeinheit durch 
Vereinbarung gleich oder weniger arbeitnehmergünstiger Regelungen 

dd. Anschlusstarifverträge 

c. Frühere Haltung des BAG zu Tarifverträgen, zu deren Abschluss es keiner 
oder nur weniger gewerkschaftlicher Durchsetzungsmacht bedarf 
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4. BAG-Rechtsprechung ab 2010: Rückkehr zu den Kriterien der Mitgliederzahl 
und der Wirkkraft 

IV. Organisatorische Eigenständigkeit als Merkmal der Tariffähigkeit bzw. 
insbesondere der Durchsetzungsmacht 

1. Größe und Aufgaben des gewerkschaftlichen Verwaltungsapparats 

a. Verwaltungsapparat zur Beobachtung und zur Prognose wirtschaftlicher 
Entwicklungen 

b. Verwaltungsapparat zur Überwachung und Absicherung der 
Tarifvertragsdurchführung 

c. Verwaltungsapparat zur verbandsinternen Durchsetzung und Vermittlung 
tariflicher Verhandlungsergebnisse 

2. Eigenständigkeit des Verwaltungsapparats 

a. Formulierung des Erfordernisses der Eigenständigkeit des 
Verwaltungsapparats durch das BAG 

b. Unabhängigkeit einer Koalition und Eigenständigkeit ihres 
Verwaltungsapparats 

V. Zum Konzept der unteilbaren Tariffähigkeit 

1. Ablehnung der Möglichkeit partieller Tariffähigkeit durch die Rechtsprechung 

2. Beurteilung der Durchsetzungsfähigkeit in Relation zum selbst gewählten 
Zuständigkeitsbereich 

a. Standpunkt des BAG 

b. Konsequenzen aus der BAG-Rechtsprechung: Ausgründung von 
Schwestergewerkschaften sowie Bildung einer Spitzenorganisation 

aa. Ausgründung von Schwestergewerkschaften 

bb. Bildung einer Spitzenorganisation 

VI. Auswirkungen von Gesetzes- und Richterrechtsänderungen auf die Bewertung 
der Tariffähigkeit?  

1. Auswirkungen geplanter Gesetzesänderungen  

2. Auswirkungen neuerer Richterrechtsregeln für den Arbeitskampf 
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Professor Dr. Abbo Junker 

Zentrum für Arbeitsbeziehungen und Arbeitsrecht 
 

Europäische Prägung des Tarifrechts? 
 

__________________________________________________________________________ 
 
 
 

I. Einleitung 
 
II. Primäres Unionsrecht 
 
Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRCh) aus dem Jahr 2007 ist 
möglichst im Einklang mit der Menschenrechtskonvention – und der zu ihr 
ergangenen Rechtsprechung des EGMR – auszulegen und anzuwenden (Art. 52 Abs. 3 
Satz 1 GRCh). Die GRCh hat den Rang primären Unionsrechts (Art. 6 Abs. 1 EUV). Ihre 
Bedeutung für das Tarifvertragsrecht der Mitgliedstaaten ist allerdings, zumindest 
auf dem Papier, gering: Die GRCh gilt für die Mitgliedstaaten ausschließlich bei der 
Durchführung des Rechts der EU (Art. 51 Abs. 1 Satz 1 GRCh), und die Europäische 
Union hat nach dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union keine 
Zuständigkeit für das Tarifvertragsrecht (Art. 153 Abs. 5 AEUV). 
 
Die Parallelvorschrift zu Art. 11 Abs. 1 EMRK, aus dem der EGMR das Grundrecht auf 
tarifvertragliche Betätigung der Gewerkschaften hergeleitet hat, ist Art. 12 Abs. 1 
GRCh; beide Vorschriften betonen in ihrem zweiten Halbsatz das Recht jeder Person, 
Gewerkschaften zu gründen und Gewerkschaften beizutreten (Art. 11 Abs. 1, 
2. Halbsatz EMRK, Art. 12 Abs. 1, 2. Halbsatz GRCh). Jedoch gibt es in der Charta der 
Grundrechte, anders als in der EMRK, in „Titel V. Solidarität“ eine Spezialvorschrift 
über das Recht auf Kollektivverhandlungen und Kollektivmaßnahmen (Art. 28 GRCh).  
 
Art. 28 GRCh nennt ausdrücklich „das Recht, Tarifverträge auf den geeigneten Ebenen 
auszuhandeln“, und findet ihre Parallele nicht in der EMRK, sondern in Art. 6 ESC. Man 
kann daher die Ansicht vertreten, dass die für den Auslegungsgleichklang nach Art. 52 
Abs. 3 Satz 1 GRCh erforderliche textliche Entsprechung („Korrespondenz“) von EMRK 
und GRCh fehlt, so dass die Rechtsprechung des EGMR zur Tarifautonomie die 
Auslegung der GRCh nicht präjudiziert. 
 
Art. 16 GRCh – ebenfalls ein Grundrecht und kein bloßer Grundsatz (Art. 52 Abs. 5 
GRCh) – gewährleistet die unternehmerische Freiheit „nach dem Unionsrecht und den 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten“. In den Amtlichen 
Erläuterungen zur Grundrechte-Charta führt der Verfassungskonvent aus, der Artikel 
stütze sich auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs zur Freiheit, eine Wirtschafts- 
oder Geschäftstätigkeit auszuüben und die Vertragsfreiheit, sowie auf Art. 119 Abs. 1, 
3 AEUV, der den freien Wettbewerb anerkennt. Abschließend heißt es „Dieses Recht 
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wird natürlich unter Einhaltung des Unionsrechts und der einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften ausgeübt. Es kann nach Art. 52 Abs. 1 GRCh beschränkt werden.“ 
 
Art. 28 GRCh – ein Grundrecht und kein bloßer Grundsatz (Art. 52 Abs. 5 GRCh) – 
spricht von dem „Recht, Tarifverträge auf den geeigneten Ebenen auszuhandeln und 
zu schließen sowie bei Interessenkonflikten kollektive Maßnahmen, einschließlich 
Streiks, zu ergreifen“. Manche beklagen, dieses Recht sei „derzeit noch völlig 
unkonturiert“. Es fragt sich jedoch, ob der Europäische Gerichtshof (EuGH) überhaupt 
berufen ist, dem Grundrecht Konturen zu geben. Die Antwort auf diese Frage folgt 
fast zwangsläufig aus dem Befund, dass die Tarifrechtsordnungen in der EU ein 
weites Spektrum abbilden.  
 
III. Recht der Mitgliedstaaten 
 
In der Bundesrepublik Deutschland ist die Tarifautonomie durch Art. 9 Abs. 3 
Grundgesetz (GG) geschützt; die Koalitionen sollen beim Abschluss von Tarifverträgen 
frei sein und können im Prinzip Regeln festlegen, die Vorrang vor staatlichen Gesetzen 
haben. In Frankreich existiert eine solche Autonomie nicht; nach Art. 34 der 
Französischen Verfassung hat das Gesetz den Vorrang.  
 
Während in Deutschland eine Zwangsmitgliedschaft aller Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer in tariffähigen Kammern und eine Außenseiterwirkung des Tarif-
vertrags für verfassungswidrig gehalten wird, ist all dieses in Österreich geltendes 
Recht.  
 
Das „nordische Modell“ der kollektiven Arbeitsbeziehungen schließlich ist dadurch 
gekennzeichnet, dass in den skandinavischen Staaten (Dänemark, Schweden) weite 
Teile des Arbeitsrechts nicht durch Gesetze, sondern durch landesweite Tarifverträge 
geregelt sind; die Gewerkschaften haben beim Kampf um einen Tarifvertrag fast 
unbegrenzte Möglichkeiten. 
 
In Großbritannien gibt es ein System der Anerkennung einer Gewerkschaft durch den 
Arbeitgeber, das auf dem europäischen Kontinent unbekannt ist; das collective 
agreement entfaltet keine rechtliche Bindungswirkung.  
 
Es ist unwahrscheinlich, dass die Mitgliedstaaten der EU mit der Verabschiedung der 
GRCh im Jahr 2007 diese Vielfalt des Tarifvertragsrechts in Europa beschneiden 
wollten. Der Schlüssel zum Verständnis des Rechts auf Kollektivverhandlungen und -
maßnahmen liegt in der Formulierung des Art. 28 GRCh, dieses Grundrecht bestehe 
„nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten“. Das bedeutet: 
Zwar steht das Recht auf Tarifverhandlungen und Arbeitskämpfe als solches nicht zur 
Disposition der Mitgliedstaaten, aber der Inhalt dieses Grundrechts wird, wie schon 
bisher nach der Rechtsprechung des EuGH, durch Verweisung auf das nationale Recht 
der Mitgliedstaaten bestimmt. Art. 28 GRCh überantwortet also den Mitgliedstaaten 
die Ausgestaltung der Tarifautonomie. 
 



„Neue Tarifrechtspolitik?“ 
11. ZAAR-Kongreß am 9. Mai 2014 

 

21   

IV. EuGH vom 18.7.2013 (Alemo-Herron/Parkwood Leisure) 
 
Die Entscheidung der Dritten Kammer des EuGH vom 18. 7. 2013, ergangen auf 
Vorlage des Obersten Gerichtshofs des Vereinigten Königreichs (Supreme Court of the 
United Kingdom) im Prozess um die Zahlungsklage des Arbeitnehmers Mark Alemo-
Herron (und anderer Kläger) gegen das Dienstleistungsunternehmen Parkwood 
Leisure Ltd., hat in Deutschland erhebliche Verunsicherung über die dynamische 
Wirkung arbeitsvertraglicher Bezugnahmen auf Tarifverträge beim Betriebsübergang 
ausgelöst.  
 
Im Ausgangsfall hatte einer der Bezirksräte Londons, der Lewisham London Borough 
Council, seine Freizeiteinrichtungen (Leisure Department) auf das Privatunternehmen 
CCL übertragen, das diesen Geschäftsbereich zwei Jahre später an das Privatunter-
nehmen Parkwood weiterveräußerte. Die Arbeitsverträge der betroffenen Arbeit-
nehmer enthalten die Klausel: „Während der Dauer Ihres Arbeitsverhältnisses mit 
dem Lewisham London Borough Concil richten sich die Arbeitsbedingungen nach dem 
vom National Joint Council for Local Government Services (NJC) periodisch 
ausgehandelten Tarifverträgen.“  
 
Der NJC ist eine Tarifgemeinschaft der kommunalen Arbeitgeber, an der sich ein 
privates Unternehmen wie Parkwood nicht beteiligen kann. Im Rahmen des NJC 
wurde nach dem Übergang der Freizeiteinrichtungen auf Parkwood eine neue 
Vereinbarung geschlossen, deren Anwendung in den Arbeitsverhältnissen der 
übergegangenen Arbeitnehmer Parkwood ablehnte. 
 
Nach deutschem Rechtsverständnis hätten die englischen Gerichte Parkwood im 
Hinblick auf den Wortlaut der Klausel Recht geben können, denn die Klausel bezieht 
sich ausdrücklich nur auf die Dauer des Arbeitsverhältnisses mit dem Lewisham 
London Borough Council. Die beiden letzten Instanzen des englischen Prozesses, der 
Court of Appeal (England & Wales) und der Supreme Court, sahen das Problem jedoch 
auf der europäischen Ebene und stritten über die Auslegung der gerade in England 
stark beachteten Entscheidung des EuGH in der deutschen Rechtssache Werhof.  
 
Zur Überraschung vieler entschied der EuGH im vorliegenden Fall, dass Art. 3 der 
Richtlinie 2001/23/EG „es einem Mitgliedstaat verwehrt, vorzusehen, dass im Fall 
eines Unternehmensübergangs die Klauseln, die dynamisch auf nach dem Zeitpunkt 
des Übergangs verhandelte und abgeschlossene Kollektivverträge verweisen, 
gegenüber dem Erwerber durchsetzbar sind, wenn dieser nicht die Möglichkeit hat, an 
den Verhandlungen über diese nach dem Übergang abgeschlossenen Kollektiv-
verträge teilzunehmen“. 
 
Der EuGH hat zwei Argumente. Das erste lautet, eine Klausel, die dynamisch auf – 
nach dem Unternehmensübergang verhandelte und geschlossene – Kollektivverträge 
verweise, welche die Entwicklung der Arbeitsbedingungen im öffentlichen Sektor 
regeln sollten, könne den Handlungsspielraum erheblich einschränken, den ein 
privater Erwerber benötige, um Anpassungsmaßnahmen zu ergreifen.  
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Diese Argumentation ist in zweifacher Hinsicht angreifbar: Zum einen stellt sie auf 
die spezielle, nicht verallgemeinerungsfähige Tarifsituation des Ausgangsfalls ab, und 
zum anderen postuliert sie eine – bildlich gesprochen – Vorfahrt für arbeitgeber-
seitige Anpassungsmaßnahmen, denen jedoch Arbeitnehmerinteressen entgegen-
stehen, die nicht „unter den Tisch fallen“ sollten. Zudem wurde, jedenfalls nach 
kontinentaler Methode der Vertragsauslegung, diesem Argument schon auf der 
Ebene der Arbeitsverträge Rechnung getragen, deren Bezugnahmeklauseln nach 
ihrem Wortlaut nur für die Dauer des Arbeitsverhältnisses mit dem öffentlichen 
Arbeitgeber gelten sollen. 
 
Das zweite Argument des EuGH ist ebenfalls angreifbar: Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 
2001/23/EG sei im Einklang mit Art. 16 GRCh zur unternehmerischen Freiheit 
auszulegen, die insbesondere die Vertragsfreiheit umfasse. Da es dem Erwerber, um 
den es im Ausgangsverfahren geht, verwehrt sei, in der Tarifgemeinschaft 
mitzuwirken, sei seine Vertragsfreiheit „so erheblich reduziert, dass eine solche 
Einschränkung den Wesensgehalt seines Rechts auf unternehmerische Freiheit 
beeinträchtigen kann“.  
 
Dieser Gedankengang verfehlt den Bezugspunkt der Vertragsfreiheit: Parkwood hat in 
Ausübung der Vertragsfreiheit die Freizeiteinrichtungen übernommen und hätte im 
Rahmen der due diligence in Arbeitsverträge einsehen können, die die fragliche 
Bezugnahmeklausel enthalten. Da Parkwood – in Ausübung der Vertragsfreiheit – 
freiwillig das Leisure Department mit den aus ihrer Sicht ungünstigen Bezugnahme-
klauseln übernommen hat, kann Parkwood gerade unter Berufung auf die Vertrags-
freiheit nicht von den daraus resultierenden Bindungen befreit werden, denn die 
Vertragsbindung ist das notwendige Korrelat der Vertragsfreiheit. 
 
Die Begründung des Urteils Alemo-Herron steht somit auf tönernen Füßen. 
Angesichts der inneren Struktur des EuGH, dessen Kammerentscheidungen oft 
Momentaufnahmen sind, wechselnden Präferenzen und Stimmungen unterworfen, 
lässt sich kaum eine Prognose darüber treffen, wie die Entscheidung im Fall einer 
dynamischen Bezugnahme unter der Geltung des deutschen Rechts ausfallen würde. 
Vor diesem Hintergrund relativieren sich Schlussfolgerungen dergestalt, dass 
nunmehr die Dynamik von Bezugnahmeklauseln mit einem Betriebsübergang nach 
§ 613a BGB ende, wenn nicht ausnahmsweise der Erwerber Mitglied des betreffenden 
Arbeitgeberverbands sei. Ob das BAG seine Rechtsprechung zur Beibehaltung der 
Dynamik einer arbeitsvertraglichen Bezugnahme nach einem Betriebsübergang ohne 
ein Vorabentscheidungsersuchen aufrechterhalten kann, bedarf noch weiterer 
Diskussion. 
 
V. Ausblick 
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2.2. Gute Arbeit 
 
Modernes Arbeitsrecht 
 
Wir wollen die Tarifautonomie stärken. 
 
Arbeitnehmer-Entsendegesetz erweitern 

Die tariflich vereinbarten Branchenmindestlöhne nach dem Arbeitnehmer-
Entsendegesetz haben sich bewährt. Deshalb werden wir den Geltungsbereich des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes über die bereits dort genannten Branchen hinaus 
für alle Branchen öffnen.  
 
Allgemeinverbindlicherklärungen nach dem Tarifvertragsgesetz anpassen und 
erleichtern 

Das wichtige Instrument der Allgemeinverbindlichkeitserklärung (AVE) nach dem Ta-
rifvertragsgesetz bedarf einer zeitgemäßen Anpassung an die heutigen Gegebenhei-
ten. In Zukunft soll es für eine AVE nicht mehr erforderlich sein, dass die tarifgebun-
denen Arbeitgeber mindestens 50 Prozent der unter den Geltungsbereich des Tarif-
vertrages fallenden Arbeitnehmer beschäftigen. Ausreichend ist das Vorliegen eines 
besonderen öffentlichen Interesses. Das ist insbesondere dann gegeben, wenn al-
ternativ: 
 

 die Funktionsfähigkeit von Gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien 
(Sozialkassen) gesichert werden soll,  

 die AVE die Effektivität der tarifvertraglichen Normsetzung gegen die Folgen 
wirtschaftlicher Fehlentwicklungen sichert, oder 

 die Tarifvertragsparteien eine Tarifbindung von mindestens 50 Prozent glaubhaft 
darlegen. 

 
Wir wollen, dass die den Antrag auf AVE stellenden Tarifvertragsparteien an den Be-
ratungen und Entscheidungen des Tarifausschusses beteiligt werden können und 
werden prüfen, wie dies umgesetzt werden kann. 
 
Um sich widersprechender Entscheidungen von Gerichten unterschiedlicher Ge-
richtsbarkeiten zu vermeiden, wird die Zuständigkeit für die Überprüfung von AVE 
nach dem Tarifvertragsgesetz und von Rechtsverordnungen nach dem AEntG und 
AÜG bei der Arbeitsgerichtsbarkeit konzentriert. 
 
Allgemeine gesetzliche Mindestlohnregelung 

Gute Arbeit muss sich einerseits lohnen und existenzsichernd sein. Anderseits müs-
sen Produktivität und Lohnhöhe korrespondieren, damit sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung erhalten bleibt. Diese Balance stellen traditionell die Sozialpartner 
über ausgehandelte Tarifverträge her. 
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Sinkende Tarifbindung hat jedoch zunehmend zu weißen Flecken in der Tarifland-
schaft geführt. Durch die Einführung eines allgemein verbindlichen Mindestlohns soll 
ein angemessener Mindestschutz für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sicher-
gestellt werden. 
 
Zum 1. Januar 2015 wird ein flächendeckender gesetzlicher Mindestlohn von 8,50 
Euro brutto je Zeitstunde für das ganze Bundesgebiet gesetzlich eingeführt. Von die-
ser Regelung unberührt bleiben nur Mindestlöhne nach dem AEntG. 
 
Tarifliche Abweichungen sind unter den folgenden Bedingungen möglich: 
 

 Abweichungen für maximal zwei Jahre bis 31. Dezember 2016 durch Tarifverträ-
ge repräsentativer Tarifpartner auf Branchenebene 

 Ab 1. Januar 2017 gilt das bundesweite gesetzliche Mindestlohnniveau uneinge-
schränkt. 

 Zum Zeitpunkt des Abschlusses der Koalitionsverhandlungen geltende Tarifver-
träge, in denen spätestens bis zum 31. Dezember 2016 das dann geltende Min-
destlohnniveau erreicht wird, gelten fort. 

 Für Tarifverträge, bei denen bis 31. Dezember 2016 das Mindestlohnniveau nicht 
erreicht wird, gilt ab 1. Januar 2017 das bundesweite gesetzliche Mindestlohnni-
veau. 

 Um fortgeltende oder befristete neu abgeschlossene Tarifverträge, in denen das 
geltende Mindestlohniveau bis spätestens zum 1. Januar 2017 erreicht wird, eu-
roparechtlich abzusichern, muss die Aufnahme in das Arbeitnehmerentsendege-
setz (AentG) bis zum Abschluss der Laufzeit erfolgen. 

 
Die Höhe des allgemein verbindlichen Mindestlohns wird in regelmäßigen Abständen 
– erstmals zum 10. Juni 2017 mit Wirkung zum 1. Januar 2018 – von einer Kommis-
sion der Tarifpartner überprüft, gegebenenfalls angepasst und anschließend über ei-
ne Rechtsverordnung staatlich erstreckt und damit allgemein verbindlich. 
 
Die Mitglieder der Kommission werden von den Spitzenorganisationen der Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer benannt (Größe: 3 zu 3 plus Vorsitz). Wissenschaftlicher 
Sachverstand (ohne Stimmrecht) wird auf Vorschlag der Spitzenorganisationen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer (1 plus 1) hinzugezogen. 
 
Der Vorsitz ist alternierend, die genaue Regelung wird hierzu im Gesetz getroffen. 
 
Wir werden das Gesetz im Dialog mit Arbeitgebern und Arbeitnehmern aller Bran-
chen, in denen der Mindestlohn wirksam wird, erarbeiten und mögliche Probleme, 
z. B. bei der Saisonarbeit, bei der Umsetzung berücksichtigen. 
 
Im Übrigen ist klar, dass für ehrenamtliche Tätigkeiten, die im Rahmen der Minijob-
regelung vergütet werden, die Mindestlohnregelung nicht einschlägig ist, weil sie in 
aller Regel nicht den Charakter abhängiger und weisungsgebundener Beschäftigung 
haben. 
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Missbrauch von Werkvertragsgestaltungen verhindern 

Rechtswidrige Vertragskonstruktionen bei Werkverträgen zulasten von Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern müssen verhindert werden. Dafür ist es erforderlich, die 
Prüftätigkeit der Kontroll- und Prüfinstanzen bei der Finanzkontrolle Schwarzarbeit zu 
konzentrieren, organisatorisch effektiver zu gestalten, zu erleichtern und im ausrei-
chenden Umfang zu personalisieren, die Informations- und Unterrichtungsrechte des 
Betriebsrats sicherzustellen, zu konkretisieren und verdeckte Arbeitnehmerüberlas-
sung zu sanktionieren. Der vermeintliche Werkunternehmer und sein Auftraggeber 
dürfen auch bei Vorlage einer Verleiherlaubnis nicht besser gestellt sein, als derjeni-
ge, der unerlaubt Arbeitnehmerüberlassung betreibt. Der gesetzliche Arbeitsschutz 
für Werkvertragsarbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer muss sichergestellt werden. 
 
Zur Erleichterung der Prüftätigkeit von Behörden werden die wesentlichen durch die 
Rechtsprechung entwickelten Abgrenzungskriterien zwischen ordnungsgemäßen 
und missbräuchlichen Fremdpersonaleinsatz gesetzlich niedergelegt. 
 
Arbeitnehmerüberlassung weiterentwickeln 

Wir präzisieren im AÜG die Maßgabe, dass die Überlassung von Arbeitnehmern an 
einen Entleiher vorübergehend erfolgt, indem wir eine Überlassungshöchstdauer von 
18 Monaten gesetzlich festlegen. Durch einen Tarifvertrag der Tarifvertragsparteien 
der Einsatzbranche oder auf Grund eines solchen Tarifvertrags in einer Betriebs- 
bzw. Dienstvereinbarung können unter Berücksichtigung der berechtigten Interessen 
der Stammbelegschaften abweichende Lösungen vereinbart werden. Wir entwickeln 
die statistische Berichterstattung zur Arbeitnehmerüberlassung bedarfsgerecht fort. 
 
Die Koalition will die Leiharbeit auf ihre Kernfunktionen hin orientieren. Das AÜG wird 
daher an die aktuelle Entwicklung angepasst und novelliert: 
 

 Die Koalitionspartner sind sich darüber einig, dass Leiharbeitnehmerinnen und 
Leiharbeitnehmer künftig spätestens nach 9 Monaten hinsichtlich des Arbeitsent-
gelts mit den Stammarbeitnehmern gleichgestellt werden. 

 Kein Einsatz von Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern als Streikbre-
cher. 

 Zur Erleichterung der Arbeit der Betriebsräte wird gesetzlich klargestellt, dass 
Leiharbeitnehmer bei den betriebsverfassungsrechtlichen Schwellenwerten 
grundsätzlich zu berücksichtigen sind, sofern dies der Zielrichtung der jeweiligen 
Norm nicht widerspricht. 

 

Tariftreue im Vergaberecht 

Auf Länderebene bestehen bereits Vergabegesetze, die die Vergabe öffentlicher Auf-
träge von der Einhaltung allgemeinverbindlicher Tarifverträge abhängig machen. Wir 
werden eine europarechtskonforme Einführung vergleichbarer Regelungen auch auf 
Bundesebene prüfen. Im Ergebnis dürfen damit keine bürokratischen Hürden aufge-
baut werden. 
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Tarifeinheit gesetzlich regeln 

Um den Koalitions- und Tarifpluralismus in geordnete Bahnen zu lenken, wollen wir 
den Grundsatz der Tarifeinheit nach dem betriebsbezogenen Mehrheitsprinzip unter 
Einbindung der Spitzenorganisationen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber gesetzlich 
festschreiben. Durch flankierende Verfahrensregelungen wird verfassungsrechtlich 
gebotenen Belangen Rechnung getragen. 
 
Beschäftigtendatenschutz gesetzlich regeln 

Die Verhandlungen zur Europäischen Datenschutzgrundverordnung verfolgen wir mit 
dem Ziel, unser nationales Datenschutzniveau - auch bei der grenzüberschreitenden 
Datenverarbeitung - zu erhalten und über das Europäische Niveau hinausgehende 
Standards zu ermöglichen. Sollte mit einem Abschluss der Verhandlungen über die 
Europäische Datenschutzgrundverordnung nicht in angemessener Zeit gerechnet 
werden können, wollen wir hiernach eine nationale Regelung zum Beschäftigtenda-
tenschutz schaffen. 
 
Informantenschutz im Arbeitsverhältnis 

Beim Hinweisgeberschutz prüfen wir, ob die internationalen Vorgaben hinreichend 
umgesetzt sind. 
 
Weiterentwicklung des Teilzeitrechts 

Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die sich z. B. wegen Kindererziehung oder 
Pflege von Angehörigen zu einer zeitlich befristeten Teilzeitbeschäftigung entschie-
den haben, wollen wir sicherstellen, dass sie wieder zur früheren Arbeitszeit zurück-
kehren können. Dazu werden wir das Teilzeitrecht weiterentwickeln und einen An-
spruch auf befristete Teilzeitarbeit schaffen (Rückkehrrecht).  
 
Für bestehende Teilzeitarbeitsverhältnisse werden wir die Darlegungslast im Teilzeit- 
und Befristungsgesetz auf den Arbeitgeber übertragen. Bestehende Nachteile für 
Teilzeitbeschäftigte wollen wir beseitigen. 
 
Ganzheitlicher Arbeitsschutz 
 
Der Schutz der Beschäftigten vor Gefahren am Arbeitsplatz und die Stärkung der 
Gesundheit bei der Arbeit ist ein wichtiges Gebot sozialer Verantwortung. Ein deutli-
cher Hinweis auf die Herausforderungen, die eine sich wandelnde Arbeitswelt für den 
deutschen Arbeitsschutz bedeutet, ist die drastische Zunahme psychischer Erkran-
kungen. Unser Leitbild ist ein ganzheitlicher, physische und psychische Belastungen 
umfassender Gesundheitsschutz bei der Arbeit. Die Zusammenarbeit mit der allge-
meinen Gesundheitspolitik wird ausgebaut. Betriebliche Gesundheitsförderung und 
Arbeitsschutz werden enger verknüpft. Das betriebliche Eingliederungsmanagement 
(BEM) wollen wir stärken und mehr Verbindlichkeit erreichen. 
 
Gesundheitszirkel in den Betrieben haben sich in der Praxis als erfolgreicher Ansatz 
erwiesen. Wir wollen erreichen, dass in Unternehmen in Kooperation mit den gesetz-
lichen Krankenkassen solche Zirkel vermehrt eingerichtet werden. Wir werden die 
Entwicklung neuer Präventionskonzepte und betrieblicher Gestaltungslösungen bei 
psychischer Belastung in enger Zusammenarbeit mit den Trägern der Gemeinsamen 
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Deutschen Arbeitsschutzstrategie vorantreiben, den Instrumenteneinsatz besser aus-
richten, auf eine verbesserte Kontrolle des Arbeitsschutzes hinwirken und in beste-
henden Arbeitsschutzverordnungen, die noch keine Klarstellung zum Schutz der 
psychischen Gesundheit enthalten, dieses Ziel aufnehmen. Es erfolgt eine wissen-
schaftliche Standortbestimmung, die gleichzeitig eine fundierte Übersicht über psy-
chische Belastungsfaktoren in der Arbeitswelt gibt und Handlungsoptionen für not-
wendige Regelungen aufzeigt. Im Lichte weiterer wissenschaftlicher Erkenntnisse 
schließen wir insoweit auch verbindliche Regelungen in der Form einer Verordnung 
gegen psychische Erkrankungen nicht aus. 
 
Der Schutz und die Stärkung der physischen Gesundheit in besonders belastenden 
Tätigkeiten werden weiter verbessert, die entsprechende Forschung unter Begleitung 
der Tarifpartner intensiviert und Lösungsvorschläge zur Vermeidung arbeitsbedingter 
Verschleißerkrankungen und Frühverrentungen erarbeitet. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Tarifautonomie

(Tarifautonomiestärkungsgesetz)

Vom ...

Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mitglieder und der Zustimmung des Bun-
desrates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz zur Regelung eines allgemeinen Mindestlohns

(Mindestlohngesetz – MiLoG)

Inhaltsübersicht

A b s c h n i t t 1

F e s t s e t z u n g d e s a l l g e m e i n e n M i n d e s t l o h n s

Unterabschnitt 1

Inhalt des Mindestlohns

§ 1 Mindestlohn

§ 2 Fälligkeit des Mindestlohns

§ 3 Unabdingbarkeit des Mindestlohns

Unterabschnitt 2

Mindestlohnkommission

§ 4 Aufgabe und Zusammensetzung

§ 5 Stimmberechtigte Mitglieder

§ 6 Vorsitz

§ 7 Beratende Mitglieder

§ 8 Rechtsstellung der Mitglieder

§ 9 Beschluss der Mindestlohnkommission

§ 10 Verfahren der Mindestlohnkommission

§ 11 Rechtsverordnung

§ 12 Geschäfts- und Informationsstelle für den Mindestlohn; Kostenträgerschaft
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A b s c h n i t t 2

Z i v i l r e c h t l i c h e D u r c h s e t z u n g

§ 13 Haftung des Auftraggebers

A b s c h n i t t 3

K o n t r o l l e u n d D u r c h s e t z u n g d u r c h s t a a t l i c h e B e h ö r d e n

§ 14 Zuständigkeit

§ 15 Befugnisse der Behörden der Zollverwaltung und anderer Behörden; Mitwirkungspflichten des Arbeitgebers

§ 16 Meldepflicht

§ 17 Erstellen und Bereithalten von Dokumenten

§ 18 Zusammenarbeit der in- und ausländischen Behörden

§ 19 Ausschluss von der Vergabe öffentlicher Aufträge

§ 20 Pflichten des Arbeitgebers zur Zahlung des Mindestlohns

§ 21 Bußgeldvorschriften

A b s c h n i t t 4

S c h l u s s v o r s c h r i f t e n

§ 22 Persönlicher Anwendungsbereich

§ 23 Evaluation

§ 24 Übergangsregelung

A b s c h n i t t 1

F e s t s e t z u n g d e s a l l g e m e i n e n M i n d e s t l o h n s

Unterabschnitt 1

Inhalt des Mindestlohns

§ 1

Mindestlohn

(1) Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer hat Anspruch auf Zahlung eines
Arbeitsentgelts mindestens in Höhe des Mindestlohns durch den Arbeitgeber.

(2) Die Höhe des Mindestlohns beträgt ab dem 1. Januar 2015 brutto 8,50 Euro je
Zeitstunde. Die Höhe des Mindestlohns kann auf Vorschlag einer ständigen Kommission
der Tarifpartner (Mindestlohnkommission) durch Rechtsverordnung der Bundesregierung
geändert werden.
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(3) Die Regelungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, des Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetzes und der auf ihrer Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen gehen
den Regelungen dieses Gesetzes vor, soweit die Höhe der auf ihrer Grundlage festge-
setzten Branchenmindestlöhne die Höhe des Mindestlohns nicht unterschreitet. Der Vor-
rang nach Satz 1 gilt entsprechend für einen auf der Grundlage von § 5 des Tarifvertrags-
gesetzes für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrag im Sinne von § 4 Absatz 1 Num-
mer 1 sowie §§ 5 und 6 Absatz 2 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes.

§ 2

Fälligkeit des Mindestlohns

(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer den
Mindestlohn

1. zum Zeitpunkt der vereinbarten Fälligkeit,

2. spätestens am letzten Bankarbeitstag (Frankfurt am Main) des Monats, der auf den
Monat folgt, in dem die Arbeitsleistung erbracht wurde,

zu zahlen. Für den Fall, dass keine Vereinbarung über die Fälligkeit getroffen worden ist,
bleibt § 614 des Bürgerlichen Gesetzbuchs unberührt.

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 sind bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
die über die vertraglich vereinbarte Arbeitszeit hinausgehenden und auf einem schriftlich
vereinbarten Arbeitszeitkonto eingestellten Arbeitsstunden spätestens innerhalb von zwölf
Kalendermonaten nach ihrer monatlichen Erfassung durch bezahlte Freizeitgewährung
oder Zahlung des Mindestlohns auszugleichen. Im Falle der Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses hat der Arbeitgeber nicht ausgeglichene Arbeitsstunden spätestens in dem auf
die Beendigung des Arbeitsverhältnisses folgenden Kalendermonat auszugleichen. Die
auf das Arbeitszeitkonto eingestellten Arbeitsstunden dürfen monatlich jeweils 50 Prozent
der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit nicht übersteigen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Wertguthabenvereinbarungen im Sinne des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch. Satz 1 gilt entsprechend für eine im Hinblick auf den
Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vergleichbare ausländische Regelung.

§ 3

Unabdingbarkeit des Mindestlohns

Vereinbarungen, die den Anspruch auf Mindestlohn unterschreiten oder seine Gel-
tendmachung beschränken oder ausschließen, sind insoweit unwirksam. Die Arbeitneh-
merin oder der Arbeitnehmer kann auf den Anspruch nach § 1 Absatz 1 nur durch gericht-
lichen Vergleich verzichten. Die Verwirkung des Anspruchs ist ausgeschlossen.
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Unterabschnitt 2

Mindestlohnkommission

§ 4

Aufgabe und Zusammensetzung

(1) Die Bundesregierung errichtet eine ständige Mindestlohnkommission, die über
die Anpassung der Höhe des Mindestlohns befindet.

(2) Die Mindestlohnkommission wird alle fünf Jahre neu berufen. Sie besteht aus ei-
ner oder einem Vorsitzenden, sechs weiteren stimmberechtigten ständigen Mitgliedern
und zwei Mitgliedern aus Kreisen der Wissenschaft ohne Stimmrecht (beratende Mitglie-
der).

§ 5

Stimmberechtigte Mitglieder

(1) Die Bundesregierung beruft je drei stimmberechtigte Mitglieder auf Vorschlag der
Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer aus Kreisen der Vereinigun-
gen von Arbeitgebern und Gewerkschaften. Die Spitzenorganisationen der Arbeitgeber
und Arbeitnehmer sollen jeweils mindestens eine Frau und einen Mann als stimmberech-
tigte Mitglieder vorschlagen. Werden auf Arbeitgeber- oder auf Arbeitnehmerseite von den
Spitzenorganisationen mehr als drei Personen vorgeschlagen, erfolgt die Auswahl zwi-
schen den Vorschlägen im Verhältnis zur Bedeutung der jeweiligen Spitzenorganisationen
für die Vertretung der Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerinteressen im Arbeitsleben des
Bundesgebietes. Übt eine Seite ihr Vorschlagsrecht nicht aus, werden die Mitglieder die-
ser Seite durch die Bundesregierung aus Kreisen der Vereinigungen von Arbeitgebern
oder Gewerkschaften berufen.

(2) Scheidet ein Mitglied aus, wird nach Maßgabe des Absatzes 1 Satz 1 und 4 ein
neues Mitglied berufen.

§ 6

Vorsitz

(1) Die Bundesregierung beruft die Vorsitzende oder den Vorsitzenden auf gemein-
samen Vorschlag der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer.

(2) Wird von den Spitzenorganisationen kein gemeinsamer Vorschlag unterbreitet,
beruft die Bundesregierung jeweils eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden auf Vor-
schlag der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer. Der Vorsitz
wechselt zwischen den Vorsitzenden nach jeder Beschlussfassung nach § 9. Über den
erstmaligen Vorsitz entscheidet das Los. § 5 Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

(3) Scheidet die Vorsitzende oder der Vorsitzende aus, wird nach Maßgabe der Ab-
sätze 1 und 2 eine neue Vorsitzende oder ein neuer Vorsitzender berufen.
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§ 7

Beratende Mitglieder

(1) Die Bundesregierung beruft auf Vorschlag der Spitzenorganisationen der Arbeit-
geber und Arbeitnehmer zusätzlich je ein beratendes Mitglied aus Kreisen der Wissen-
schaft. Die Bundesregierung soll darauf hinwirken, dass die Spitzenorganisationen der
Arbeitgeber und Arbeitnehmer eine Frau und einen Mann als beratendes Mitglied vor-
schlagen. Das beratende Mitglied soll in keinem Beschäftigungsverhältnis stehen zu

1. einer Spitzenorganisation der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer,

2. einer Vereinigung der Arbeitgeber oder einer Gewerkschaft oder

3. einer Einrichtung, die von den in der Nummer 1 oder Nummer 2 genannten Vereini-
gungen getragen wird.

§ 5 Absatz 1 Satz 3 und 4 und Absatz 2 gilt entsprechend.

(2) Die beratenden Mitglieder unterstützen die Mindestlohnkommission insbesondere
bei der Prüfung nach § 9 Absatz 2 durch die Einbringung wissenschaftlichen Sachver-
stands. Sie haben das Recht, an den Beratungen der Mindestlohnkommission teilzuneh-
men.

§ 8

Rechtsstellung der Mitglieder

(1) Die Mitglieder der Mindestlohnkommission unterliegen bei der Wahrnehmung ih-
rer Tätigkeit keinen Weisungen.

(2) Die Tätigkeit der Mitglieder der Mindestlohnkommission ist ehrenamtlich.

(3) Die Mitglieder der Mindestlohnkommission erhalten eine angemessene Entschä-
digung für den ihnen bei der Wahrnehmung ihrer Tätigkeit erwachsenden Verdienstausfall
und Aufwand sowie Ersatz der Fahrtkosten entsprechend den für ehrenamtliche Richte-
rinnen und Richter der Arbeitsgerichte geltenden Vorschriften. Die Entschädigung und die
erstattungsfähigen Fahrtkosten setzt im Einzelfall die oder der Vorsitzende der Mindest-
lohnkommission fest.

§ 9

Beschluss der Mindestlohnkommission

(1) Die Mindestlohnkommission hat über eine Anpassung der Höhe des Mindest-
lohns erstmals nach Ablauf der in § 24 genannten Übergangsfrist bis zum 10. Juni 2017
mit Wirkung zum 1. Januar 2018 zu beschließen. Danach hat die Mindestlohnkommission
jährlich über Anpassungen der Höhe des Mindestlohns zu beschließen.

(2) Die Mindestlohnkommission prüft im Rahmen einer Gesamtabwägung, welche
Höhe des Mindestlohns geeignet ist, zu einem angemessenen Mindestschutz der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer beizutragen, faire und funktionierende Wettbewerbsbe-
dingungen zu ermöglichen sowie Beschäftigung nicht zu gefährden. Die Mindestlohn-
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kommission orientiert sich bei der Festsetzung des Mindestlohns nachlaufend an der Tari-
fentwicklung.

(3) Die Mindestlohnkommission hat ihren Beschluss schriftlich zu begründen.

§ 10

Verfahren der Mindestlohnkommission

(1) Die Mindestlohnkommission ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte ihrer
stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.

(2) Die Beschlüsse der Mindestlohnkommission werden mit einfacher Mehrheit der
Stimmen der anwesenden Mitglieder gefasst. Bei der Beschlussfassung hat sich die oder
der Vorsitzende zunächst der Stimme zu enthalten. Kommt eine Stimmenmehrheit nicht
zustande, macht die oder der Vorsitzende einen Vermittlungsvorschlag. Kommt nach Be-
ratung über den Vermittlungsvorschlag keine Stimmenmehrheit zustande, übt die oder der
Vorsitzende ihr oder sein Stimmrecht aus.

(3) Die Mindestlohnkommission kann von der Anpassung des Mindestlohns Be-
troffene vor Beschlussfassung anhören. Sie kann Informationen und fachliche Einschät-
zungen von externen Stellen einholen.

(4) Die Sitzungen der Mindestlohnkommission sind nicht öffentlich; der Inhalt ihrer
Beratungen ist vertraulich. Die übrigen Verfahrensregelungen trifft die Mindestlohnkom-
mission in einer Geschäftsordnung.

§ 11

Rechtsverordnung

(1) Die Bundesregierung kann die von der Mindestlohnkommission vorgeschlagene
Anpassung des Mindestlohns durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesra-
tes für alle Arbeitgeber sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verbindlich machen.
Die Rechtsverordnung tritt am im Beschluss der Mindestlohnkommission bezeichneten
Tag, frühestens aber am Tag nach Verkündung in Kraft. Die Rechtsverordnung gilt, bis sie
durch eine neue Rechtsverordnung abgelöst wird.

(2) Vor Erlass der Rechtsverordnung erhalten die Spitzenorganisationen der Arbeit-
geber und Arbeitnehmer, die Vereinigungen von Arbeitgebern und Gewerkschaften sowie
die Verbände, die wirtschaftliche und soziale Interessen organisieren, Gelegenheit zur
schriftlichen Stellungnahme. Die Frist zur Stellungnahme beträgt drei Wochen; sie beginnt
mit der Bekanntmachung des Verordnungsentwurfs.

§ 12

Geschäfts- und Informationsstelle für den Mindestlohn; Kostenträgerschaft

(1) Die Mindestlohnkommission wird bei der Durchführung ihrer Aufgaben von einer
Geschäftsstelle unterstützt. Die Geschäftsstelle untersteht insoweit fachlich der oder dem
Vorsitzenden der Mindestlohnkommission.
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(2) Die Geschäftsstelle wird bei der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsme-
dizin als selbständige Organisationeinheit eingerichtet.

(3) Die Geschäftsstelle informiert und berät als Informationsstelle für den Mindest-
lohn Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Unternehmen zum Thema Mindestlohn.

(4) Die durch die Tätigkeit der Mindestlohnkommission und der Geschäftsstelle an-
fallenden Kosten trägt der Bund.

A b s c h n i t t 2

Z i v i l r e c h t l i c h e D u r c h s e t z u n g

§ 13

Haftung des Auftraggebers

Ein Unternehmer, der einen anderen Unternehmer mit der Erbringung von Werk- oder
Dienstleistungen beauftragt, haftet für die Verpflichtungen dieses Unternehmers, eines
Nachunternehmers oder eines von dem Unternehmer oder einem Nachunternehmer be-
auftragten Verleihers zur Zahlung des Mindestlohns an Arbeitnehmerinnen oder Arbeit-
nehmer nach § 1 Absatz 1 wie ein Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage verzichtet
hat. Die Haftung nach Satz 1 entfällt, wenn der Unternehmer nachweist, dass er weder
positive Kenntnis noch grob fahrlässige Unkenntnis davon hatte, dass der Arbeitgeber
seiner Verpflichtung zur Zahlung des Mindestlohns nicht nachkommt.

A b s c h n i t t 3

K o n t r o l l e u n d D u r c h s e t z u n g d u r c h s t a a t l i c h e B e h ö r -
d e n

§ 14

Zuständigkeit

Für die Prüfung der Einhaltung der Pflichten eines Arbeitgebers nach § 20 sind die
Behörden der Zollverwaltung zuständig.

§ 15

Befugnisse der Behörden der Zollverwaltung und anderer Behörden; Mitwirkungs-
pflichten des Arbeitgebers

Die §§ 2 bis 6, 14, 15, 20, 22 und 23 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes sind
entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, dass

1. die dort genannten Behörden auch Einsicht in Arbeitsverträge, Niederschriften nach
§ 2 des Nachweisgesetzes und andere Geschäftsunterlagen nehmen können, die
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mittelbar oder unmittelbar Auskunft über die Einhaltung des Mindestlohns nach § 20
geben, und

2. die nach § 5 Absatz 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes zur Mitwirkung Ver-
pflichteten diese Unterlagen vorzulegen haben.

§ 6 Absatz 3 sowie die §§ 16 bis 19 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes finden
entsprechende Anwendung.

§ 16

Meldepflicht

(1) Ein Arbeitgeber mit Sitz im Ausland, der eine Arbeitnehmerin oder einen Arbeit-
nehmer oder mehrere Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer in den in § 2a des Schwarz-
arbeitsbekämpfungsgesetzes genannten Wirtschaftsbereichen oder Wirtschaftszweigen
im Anwendungsbereich dieses Gesetzes beschäftigt, ist verpflichtet, vor Beginn jeder
Werk- oder Dienstleistung eine schriftliche Anmeldung in deutscher Sprache bei der zu-
ständigen Behörde der Zollverwaltung nach Absatz 6 vorzulegen, die die für die Prüfung
wesentlichen Angaben enthält. Wesentlich sind die Angaben über

1. den Familiennamen, den Vornamen und das Geburtsdatum der von ihm im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,

2. den Beginn und die voraussichtliche Dauer der Beschäftigung,

3. den Ort der Beschäftigung,

4. den Ort im Inland, an dem die nach § 17 erforderlichen Unterlagen bereitgehalten
werden,

5. den Familiennamen, den Vornamen, das Geburtsdatum und die Anschrift in Deutsch-
land der oder des verantwortlich Handelnden und

6. den Familiennamen, den Vornamen und die Anschrift in Deutschland einer oder eines
Zustellungsbevollmächtigten, soweit diese oder dieser nicht mit der oder dem in
Nummer 5 genannten verantwortlich Handelnden identisch ist.

Änderungen bezüglich dieser Angaben hat der Arbeitgeber im Sinne des Satzes 1 unver-
züglich zu melden.

(2) Der Arbeitgeber hat der Anmeldung eine Versicherung beizufügen, dass er die
Verpflichtungen nach § 20 einhält.

(3) Überlässt ein Verleiher mit Sitz im Ausland eine Arbeitnehmerin oder einen Ar-
beitnehmer oder mehrere Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung ei-
nem Entleiher, hat der Entleiher in den in § 2a des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes
genannten Wirtschaftsbereichen oder Wirtschaftszweigen unter den Voraussetzungen
des Absatzes 1 Satz 1 vor Beginn jeder Werk- oder Dienstleistung der zuständigen Be-
hörde der Zollverwaltung eine schriftliche Anmeldung in deutscher Sprache mit folgenden
Angaben zuzuleiten:

1. den Familiennamen, den Vornamen und das Geburtsdatum der überlassenen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer,

2. den Beginn und die Dauer der Überlassung,
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3. den Ort der Beschäftigung,

4. den Ort im Inland, an dem die nach § 17 erforderlichen Unterlagen bereitgehalten
werden,

5. den Familiennamen, den Vornamen und die Anschrift in Deutschland einer oder eines
Zustellungsbevollmächtigten des Verleihers,

6. den Familiennamen, den Vornamen oder die Firma sowie die Anschrift des Verlei-
hers.

Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Der Entleiher hat der Anmeldung eine Versicherung des Verleihers beizufügen,
dass dieser die Verpflichtungen nach § 20 einhält.

(5) Das Bundesministerium der Finanzen kann durch Rechtsverordnung im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales ohne Zustimmung des Bun-
desrates bestimmen,

1. dass, auf welche Weise und unter welchen technischen und organisatorischen Vo-
raussetzungen eine Anmeldung, eine Änderungsmeldung und die Versicherung ab-
weichend von Absatz 1 Satz 1 und 3, Absatz 2 und 3 Satz 1 und 2 und Absatz 4
elektronisch übermittelt werden kann,

2. unter welchen Voraussetzungen eine Änderungsmeldung ausnahmsweise entfallen
kann, und

3. wie das Meldeverfahren vereinfacht oder abgewandelt werden kann, sofern die ent-
sandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Rahmen einer regelmäßig wieder-
kehrenden Werk- oder Dienstleistung eingesetzt werden oder sonstige Besonderhei-
ten der zu erbringenden Werk- oder Dienstleistungen dies erfordern.

(6) Das Bundesministerium der Finanzen kann durch Rechtsverordnung ohne Zu-
stimmung des Bundesrates die zuständige Behörde nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3
Satz 1 bestimmen.

§ 17

Erstellen und Bereithalten von Dokumenten

(1) Ein Arbeitgeber, der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach § 8 Absatz 1 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch oder in den in § 2a des Schwarzarbeitsbekämpfungs-
gesetzes genannten Wirtschaftsbereichen oder Wirtschaftszweigen beschäftigt, ist ver-
pflichtet, Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit dieser Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer spätestens bis zum Ablauf des siebten auf den Tag der Arbeitsleistung fol-
genden Kalendertages aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre
beginnend ab dem für die Aufzeichnung maßgeblichen Zeitpunkt aufzubewahren. Satz 1
gilt entsprechend für einen Entleiher, dem ein Verleiher eine Arbeitnehmerin oder einen
Arbeitnehmer oder mehrere Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung
überlässt. Satz 1 gilt nicht für Beschäftigungsverhältnisse nach § 8a des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch.

(2) Arbeitgeber im Sinne des Absatzes 1 haben die für die Kontrolle der Einhaltung
der Verpflichtungen nach § 20 in Verbindung mit § 2 erforderlichen Unterlagen im Inland
in deutscher Sprache für die gesamte Dauer der tatsächlichen Beschäftigung der Arbeit-
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nehmerinnen und Arbeitnehmer im Geltungsbereich dieses Gesetzes, mindestens für die
Dauer der gesamten Werk- oder Dienstleistung, insgesamt jedoch nicht länger als zwei
Jahre, bereitzuhalten. Auf Verlangen der Prüfbehörde sind die Unterlagen auch am Ort
der Beschäftigung bereitzuhalten.

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch Rechtsverordnung
ohne Zustimmung des Bundesrates die Verpflichtungen des Arbeitgebers nach § 16 und
den Absätzen 1 und 2 hinsichtlich der Gruppen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern oder der Wirtschaftsbereiche oder den Wirtschaftszweigen einschränken oder er-
weitern.

§ 18

Zusammenarbeit der in- und ausländischen Behörden

(1) Die Behörden der Zollverwaltung unterrichten die zuständigen örtlichen Landesfi-
nanzbehörden über Meldungen nach § 16 Absatz 1 und 3.

(2) Die Behörden der Zollverwaltung und die übrigen in § 2 des Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsgesetzes genannten Behörden dürfen nach Maßgabe der datenschutzrechtli-
chen Vorschriften auch mit Behörden anderer Vertragsstaaten des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum zusammenarbeiten, die diesem Gesetz entsprechende
Aufgaben durchführen oder für die Bekämpfung illegaler Beschäftigung zuständig sind
oder Auskünfte geben können, ob ein Arbeitgeber seine Verpflichtungen nach § 20 erfüllt.
Die Regelungen über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen bleiben hiervon unbe-
rührt.

(3) Die Behörden der Zollverwaltung unterrichten das Gewerbezentralregister über
rechtskräftige Bußgeldentscheidungen nach § 21 Absatz 1 bis 3, sofern die Geldbuße
mehr als zweihundert Euro beträgt.

§ 19

Ausschluss von der Vergabe öffentlicher Aufträge

(1) Von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleis-
tungsauftrag der in § 98 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen genannten
Auftraggeber sollen Bewerberinnen oder Bewerber für eine angemessene Zeit bis zur
nachgewiesenen Wiederherstellung ihrer Zuverlässigkeit ausgeschlossen werden, die
wegen eines Verstoßes nach § 21 mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünf-
hundert Euro belegt worden sind. Das Gleiche gilt auch schon vor Durchführung eines
Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts der Beweislage kein vernünftiger Zwei-
fel an einer schwerwiegenden Verfehlung im Sinne des Satzes 1 besteht.

(2) Die für die Verfolgung oder Ahndung der Ordnungswidrigkeiten nach § 21 zu-
ständigen Behörden dürfen öffentlichen Auftraggebern nach § 98 Nummer 1 bis 3 und 5
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen und solchen Stellen, die von öffentli-
chen Auftraggebern zugelassene Präqualifikationsverzeichnisse oder Unternehmer- und
Lieferantenverzeichnisse führen, auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte geben.

(3) Öffentliche Auftraggeber nach Absatz 2 fordern im Rahmen ihrer Tätigkeit beim
Gewerbezentralregister Auskünfte über rechtskräftige Bußgeldentscheidungen wegen
einer Ordnungswidrigkeit nach § 21 Absatz 1 oder Absatz 2 an oder verlangen von Be-
werberinnen oder Bewerbern eine Erklärung, dass die Voraussetzungen für einen Aus-
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schluss nach Absatz 1 nicht vorliegen. Im Falle einer Erklärung der Bewerberin oder des
Bewerbers können öffentliche Auftraggeber nach Absatz 2 jederzeit zusätzlich Auskünfte
des Gewerbezentralregisters nach § 150a der Gewerbeordnung anfordern.

(4) Bei Aufträgen ab einer Höhe von 30 000 Euro fordert der öffentliche Auftraggeber
nach Absatz 2 für die Bewerberin oder den Bewerber, die oder der den Zuschlag erhalten
soll, vor der Zuschlagserteilung eine Auskunft aus dem Gewerbezentralregister nach
§ 150a der Gewerbeordnung an.

(5) Vor der Entscheidung über den Ausschluss ist die Bewerberin oder der Bewerber
zu hören.

§ 20

Pflichten des Arbeitgebers zur Zahlung des Mindestlohns

Arbeitgeber mit Sitz im In- oder Ausland sind verpflichtet, ihren im Inland beschäftig-
ten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ein Arbeitsentgelt mindestens in Höhe des
Mindestlohns nach § 1 Absatz 2 spätestens zu dem in § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
genannten Zeitpunkt zu zahlen.

§ 21

Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 15 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 1 des Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsgesetzes eine Prüfung nicht duldet oder bei einer Prüfung nicht mitwirkt,

2. entgegen § 15 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 2 des Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsgesetzes das Betreten eines Grundstücks oder Geschäftsraums nicht dul-
det,

3. entgegen § 15 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 3 Satz 1 des Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsgesetzes Daten nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorge-
schriebenen Weise oder nicht rechtzeitig übermittelt,

4. entgegen § 16 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1 eine Anmeldung nicht, nicht
richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig
vorlegt oder nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise
oder nicht rechtzeitig zuleitet,

5. entgegen § 16 Absatz 1 Satz 3, auch in Verbindung mit Absatz 3 Satz 2, eine Ände-
rungsmeldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen
Weise oder nicht rechtzeitig macht,

6. entgegen § 16 Absatz 2 oder 4 eine Versicherung nicht, nicht richtig oder nicht recht-
zeitig beifügt,

7. entgegen § 17 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, eine Aufzeichnung
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstellt oder nicht oder nicht
mindestens zwei Jahre aufbewahrt,
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8. entgegen § 17 Absatz 2 eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht
in der vorgeschriebenen Weise bereithält oder

9. entgegen § 20 das dort genannten Arbeitsentgelt nicht oder nicht rechtzeitig zahlt.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer Werk- oder Dienstleistungen in erheblichem Um-
fang ausführen lässt, indem er als Unternehmer einen anderen Unternehmer beauftragt,
von dem er weiß oder fahrlässig nicht weiß, dass dieser bei der Erfüllung dieses Auftrags

1. entgegen § 20 das dort genannte Arbeitsentgelt nicht oder nicht rechtzeitig zahlt oder

2. einen Nachunternehmer einsetzt oder zulässt, dass ein Nachunternehmer tätig wird,
der entgegen § 20 das dort genannte Arbeitsentgelt nicht oder nicht rechtzeitig zahlt.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 9 und des
Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro, in den übrigen Fällen mit
einer Geldbuße bis zu dreißigtausend Euro geahndet werden.

(4) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten sind die in § 14 genannten Behörden jeweils für ihren Geschäftsbe-
reich.

(5) Für die Vollstreckung zugunsten der Behörden des Bundes und der bundesun-
mittelbaren juristischen Personen des öffentlichen Rechts sowie für die Vollziehung des
dinglichen Arrestes nach § 111d der Strafprozessordnung in Verbindung mit § 46 des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten durch die in § 14 genannten Behörden gilt das Ver-
waltungs-Vollstreckungsgesetz des Bundes.

A b s c h n i t t 4

S c h l u s s v o r s c h r i f t e n

§ 22

Persönlicher Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Praktikantinnen und
Praktikanten im Sinne des § 26 des Berufsbildungsgesetzes gelten als Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes. Nicht unter den Anwendungsbereich des
Gesetzes fallen Praktikantinnen und Praktikanten, die

1. ein Praktikum verpflichtend im Rahmen einer Schul-, Ausbildungs- oder Studien-
ordnung leisten,

2. ein Praktikum von bis zu sechs Wochen zur Orientierung für eine Berufsausbildung
oder für die Aufnahme eines Studiums leisten,

3. ein Praktikum von bis zu sechs Wochen begleitend zu einer Berufs- oder Hoch-
schulausbildung leisten, wenn nicht zuvor ein solches Praktikumsverhältnis mit dem-
selben Ausbildenden bestanden hat oder

4. an einer Einstiegsqualifizierung nach § 54a des Dritten Buches Sozialgesetzbuch
teilnehmen.
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(2) Personen im Sinne von § 2 Absatz 1 und 2 des Jugendarbeitsschutzgesetzes
ohne abgeschlossene Berufsausbildung gelten nicht als Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer im Sinne dieses Gesetzes.

(3) Von diesem Gesetz nicht geregelt wird die Vergütung von zu ihrer Berufsausbil-
dung Beschäftigten sowie ehrenamtlich Tätigen.

(4) Für Arbeitsverhältnisse von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die unmittel-
bar vor Beginn der Beschäftigung langzeitarbeitslos im Sinne des § 18 des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch waren, gilt der Mindestlohn in den ersten sechs Monaten der Beschäfti-
gung nicht. Die Bundesregierung hat den gesetzgebenden Körperschaften zum 1. Januar
2017 darüber zu berichten, inwieweit die Regelung nach Satz 1 die Wiedereingliederung
von Langzeitarbeitslosen in den Arbeitsmarkt gefördert hat, und eine Einschätzung dar-
über abzugeben, ob diese Regelung fortbestehen soll.

§ 23

Evaluation

Dieses Gesetz ist im Jahr 2020 zu evaluieren.

§ 24

Übergangsregelung

Bis zum 31. Dezember 2016 gehen abweichende Regelungen eines Tarifvertrages
repräsentativer Tarifvertragsparteien dem Mindestlohn vor, wenn sie für alle unter den
Geltungsbereich des Tarifvertrages fallenden Arbeitgeber mit Sitz im In- oder Ausland
sowie deren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verbindlich gemacht worden sind.
Satz 1 gilt entsprechend für Rechtsverordnungen, die auf der Grundlage von § 11 des
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes sowie § 3a des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes
erlassen worden sind.

Artikel 2

Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes

Das Arbeitsgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 1979
(BGBl. I S. 853, 1036), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Oktober 2013
(BGBl. I S. 3786) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 2a Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 4 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt.

b) Folgende Nummer 5 wird angefügt:

„5. die Entscheidung über die Wirksamkeit einer Allgemeinverbindlicherklärung
nach § 5 des Tarifvertragsgesetzes, einer Rechtsverordnung nach § 7 oder
§ 7a des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes und einer Rechtsverordnung nach
§ 3a des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes.“
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2. In § 8 Absatz 1 werden nach dem Wort „zuständig“ die Wörter „, soweit durch Gesetz
nichts anderes bestimmt ist“ eingefügt.

3. Dem § 10 wird folgender Satz angefügt:

„Parteifähig im arbeitsgerichtlichen Verfahren sind in den Fällen des § 2a Absatz 1
Nummer 5 auch die oberste Arbeitsbehörde des Bundes oder die oberste Arbeitsbe-
hörde eines Landes, soweit ihr nach § 5 Absatz 6 des Tarifvertragsgesetzes Rechte
übertragen sind.“

4. § 97 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „und“ durch das Wort „oder“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Für Verfahren nach § 2a Absatz 1 Nummer 4 ist das Landesarbeitsge-
richt zuständig, in dessen Bezirk die Vereinigung, über deren Tariffähigkeit oder
Tarifzuständigkeit zu entscheiden ist, ihren Sitz hat.“

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:

„(2a) Für das Verfahren sind § 80 Absatz 1, 2 Satz 1 und Absatz 3, §§ 81, 83
Absatz 1 und 2 bis 4, §§ 83a, 84 Satz 1 und 2, § 90 Absatz 3, § 91 Absatz 2 und
§§ 92 bis 96 entsprechend anzuwenden. Für die Vertretung der Beteiligten gilt
§ 11 Absatz 1 bis 3 und 5 entsprechend.“

d) Dem Wortlaut des Absatzes 3 wird folgender Satz vorangestellt:

„Der rechtskräftige Beschluss über die Tariffähigkeit oder Tarifzuständigkeit einer
Vereinigung wirkt für und gegen jedermann.“

e) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „und“ durch das Wort „oder“ ersetzt.

5. Nach § 97 wird folgender § 98 eingefügt:

„§ 98

Entscheidung über die Wirksamkeit einer Allgemeinverbindlicherklärung oder einer
Rechtsverordnung

(1) In den Fällen des § 2a Absatz 1 Nummer 5 wird das Verfahren eingeleitet auf An-
trag

1. jeder natürlichen oder juristischen Person oder

2. einer Gewerkschaft oder einer Vereinigung von Arbeitgebern,

die nach Bekanntmachung der Allgemeinverbindlicherklärung oder der Rechtsverord-
nung geltend macht, durch die Allgemeinverbindlicherklärung oder die Rechtsverord-
nung oder deren Anwendung in ihren Rechten verletzt zu sein oder in absehbarer
Zeit verletzt zu werden.

(2) Für Verfahren nach § 2a Absatz 1 Nummer 5 ist das Landesarbeitsgericht zu-
ständig, in dessen Bezirk die Behörde ihren Sitz hat, die den Tarifvertrag für allgemein-
verbindlich erklärt hat oder die Rechtsverordnung erlassen hat.
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(3) Für das Verfahren sind § 80 Absatz 1, 2 Satz 1 und Absatz 3, §§ 81, 83 Absatz 1
und 2 bis 4, §§ 83a, 84 Satz 1 und 2, § 90 Absatz 3, § 91 Absatz 2 und §§ 92 bis 96 ent-
sprechend anzuwenden. Für die Vertretung der Beteiligten gilt § 11 Absatz 1 bis 3 und 5
entsprechend. In dem Verfahren ist die Behörde, die den Tarifvertrag für allgemeinver-
bindlich erklärt hat oder die Rechtsverordnung erlassen hat, Beteiligte.

(4) Der rechtskräftige Beschluss über die Wirksamkeit einer Allgemeinverbindlicher-
klärung oder einer Rechtsverordnung wirkt für und gegen jedermann. Rechtskräftige Be-
schlüsse von Gerichten für Arbeitssachen im Verfahren nach § 2a Absatz 1 Nummer 5
sind alsbald der obersten Arbeitsbehörde des Bundes in vollständiger Form abschriftlich
zu übersenden oder elektronisch zu übermitteln. Soweit eine Allgemeinverbindlicherklä-
rung oder eine Rechtsverordnung rechtskräftig als wirksam oder unwirksam festgestellt
wird, ist die Entscheidungsformel durch die oberste Arbeitsbehörde des Bundes im Bun-
desanzeiger bekannt zu machen.

(5) In den Fällen des § 2a Absatz 1 Nummer 5 findet eine Wiederaufnahme des Ver-
fahrens auch dann statt, wenn die Entscheidung über die Wirksamkeit einer Allgemein-
verbindlicherklärung oder einer Rechtsverordnung darauf beruht, dass ein Beteiligter ab-
sichtlich unrichtige Angaben oder Aussagen gemacht hat. § 581 der Zivilprozessordnung
findet keine Anwendung.

(6) Hängt die Entscheidung eines Rechtsstreits davon ab, ob eine Allgemeinverbind-
licherklärung oder eine Rechtsverordnung wirksam ist, so hat das Gericht das Verfahren
bis zur Erledigung des Beschlussverfahrens nach § 2a Absatz 1 Nummer 5 auszusetzen.
Im Falle des Satzes 1 sind die Parteien des Rechtsstreits auch im Beschlussverfahren
nach § 2a Absatz 1 Nummer 5 antragsberechtigt.“

6. Der bisherige § 98 wird § 99.

7. Nach § 111 wird folgender § 112 eingefügt:

„§ 112

Übergangsregelung

Für Beschlussverfahren nach § 2a Absatz 1 Nummer 4, die bis zum Ablauf des
[einsetzen: Tag vor dem Inkrafttreten des Gesetzes] anhängig gemacht worden sind,
gilt § 97 in der an diesem Tag geltenden Fassung bis zum Abschluss des Verfahrens
durch einen rechtskräftigen Beschluss fort.“

Artikel 3

Änderung des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes

Das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz vom 23. Juli 2004 (BGBl. I S. 1842), das zu-
letzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Juli 2012 (BGBl. I S. 1566) geändert worden
ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 werden nach dem Wort „Maßgabe“ die Wörter „des
Mindestlohngesetzes,“ eingefügt und die Wörter „, des Mindestarbeitsbedingungen-
gesetzes“ gestrichen.
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2. In § 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 10 wird das Wort „Mindestarbeitsbedingungengesetz“
durch das Wort „Mindestlohngesetz“ ersetzt.

3. In § 16 Absatz 2 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 die Wörter „§ 18 Abs. 1 Nr. 1
und Abs. 2 des Mindestarbeitsbedingungengesetzes“ durch die Wörter „§ 21 Absatz 1
Nummer 1 und Absatz 2 des Mindestlohngesetzes“ ersetzt.

Artikel 4

Änderung des Verdienststatistikgesetzes

Das Verdienststatistikgesetz vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3291), das zuletzt
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 4. November 2010 (BGBl. I S. 1480) geändert worden
ist, wird wie folgt geändert:

1. § 2 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 3 wird das Komma am Ende durch einen Punkt ersetzt.

b) Nummer 4 aufgehoben.

2. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Angabe „34.000“ durch die Anga-
be „60.000“ und die Angabe „§ 3 Abs. 3“ durch die Wörter „§ 3 Absatz 3 oh-
ne die Ausnahme der Nummer 1“ ersetzt.

bb) Der Nummer 6 wird folgender Buchstabe m angefügt:

„m) angewandte Vergütungsvereinbarung,“.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach den Wörtern „Buchstabe a bis h“ die Angabe „und m“
eingefügt und die Wörter „des Kalendermonats Oktober“ durch die Wörter
„eines repräsentativen Kalendermonats“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Kalendermonat Oktober“ durch die Wörter „re-
präsentativen Kalendermonat“ ersetzt.

3. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6

Erprobung der Verwendung von Verwaltungsdaten

Für die Erhebung nach § 4 wird beginnend mit der Erfassung für das Kalender-
jahr 2014 untersucht, welche der in § 4 Absatz 1 genannten Erhebungsmerkmale sich
durch die Verknüpfung mit den Daten der Sozialversicherung unter Nutzung des
Hilfsmerkmals der Versicherungsnummer der gesetzlichen Rentenversicherung er-
setzen lassen.“
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4. In § 7 Nummer 3 werden die Wörter „Personalnummern der in die Erhebung nach § 4
und § 6 einbezogenen Beschäftigten oder, wenn Personalnummern nicht vorhanden
sind “ durch die Wörter „Versicherungsnummern der gesetzlichen Rentenversiche-
rung der in die Erhebung nach § 4 einbezogenen Beschäftigten oder, wenn keine
Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung vorliegt“ ersetzt.

Artikel 5

Änderung des Tarifvertragsgesetzes

Das Tarifvertragsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 1969
(BGBl. I S. 1323), das zuletzt durch Artikel 88 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010
(BGBl. I S. 1864) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann einen Tarifvertrag
im Einvernehmen mit einem aus je drei Vertretern der Spitzenorganisationen der
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer bestehenden Ausschuss (Tarifausschuss) auf
gemeinsamen Antrag der Tarifvertragsparteien für allgemeinverbindlich erklären,
wenn die Allgemeinverbindlicherklärung im öffentlichen Interesse geboten er-
scheint. Die Allgemeinverbindlicherklärung erscheint in der Regel im öffentlichen
Interesse geboten, wenn die Tarifvertragsparteien darlegen, dass

1. der Tarifvertrag in seinem Geltungsbereich für die Gestaltung der Arbeitsbe-
dingungen überwiegende Bedeutung erlangt hat oder

2. die Absicherung der Wirksamkeit der tarifvertraglichen Normsetzung gegen
die Folgen wirtschaftlicher Fehlentwicklung eine Allgemeinverbindlicherklä-
rung verlangt.“

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt:

„(1a) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann einen Tarifvertrag
über eine gemeinsame Einrichtung zur Sicherung ihrer Funktionsfähigkeit im Ein-
vernehmen mit dem Tarifausschuss auf gemeinsamen Antrag der Tarifvertrags-
parteien für allgemeinverbindlich erklären, wenn der Tarifvertrag die Einziehung
von Beiträgen und die Gewährung von Leistungen durch eine gemeinsame Ein-
richtung mit folgenden Gegenständen regelt:

1. den Erholungsurlaub, ein Urlaubsgeld oder ein zusätzliches Urlaubsgeld,

2. eine betriebliche Altersversorgung im Sinne des Betriebsrentengesetzes,

3. die Vergütung der Auszubildenden oder die Ausbildung in überbetrieblichen
Bildungsstätten,

4. eine zusätzliche betriebliche oder überbetriebliche Vermögensbildung der
Arbeitnehmer,

5. Lohnausgleich bei Arbeitszeitausfall, Arbeitszeitverkürzung oder Arbeitszeit-
verlängerung.
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Der Tarifvertrag kann alle mit dem Beitragseinzug und der Leistungsgewährung
in Zusammenhang stehenden Rechte und Pflichten einschließlich der dem Ver-
fahren zugrunde liegenden Ansprüche der Arbeitnehmer und Pflichten der Ar-
beitgeber regeln. § 7 Absatz 2 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes findet ent-
sprechende Anwendung.“

c) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

„Ein nach Absatz 1a für allgemeinverbindlich erklärter Tarifvertrag ist vom Arbeit-
geber auch dann einzuhalten, wenn er nach § 3 an einen anderen Tarifvertrag
gebunden ist.“

d) Dem Absatz 7 wird folgender Satz angefügt:

„Die Bekanntmachung umfasst auch die von der Allgemeinverbindlicherklärung
erfassten Rechtsnormen des Tarifvertrages.“

2. § 12b wird aufgehoben.

Artikel 6

Änderung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes

Das Arbeitnehmer-Entsendegesetz vom 20. April 2009 (BGBl. I S. 799), das zuletzt
durch [Artikel 1 des Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes, BR-Drs. 81/14] geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Wettbewerbsbedingungen“ die Wörter „durch
die Erstreckung der Rechtsnormen von Branchentarifverträgen“ eingefügt.

2. In § 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Tarifvertrag“ die Wörter „als Tarifvertrag nach
§ 4 Absatz 1 Nummer 1“ und nach der Angabe „§ 7“ die Angabe „oder § 7a“ einge-
fügt.

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Einbezogene“ gestrichen.

b) Der Wortlaut wird Absatz 1.

c) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) § 3 gilt darüber hinaus für Tarifverträge aller anderen als der in Absatz 1
genannten Branchen, wenn die Erstreckung der Rechtsnormen des Tarifvertra-
ges im öffentlichen Interesse geboten erscheint, um die in § 1 genannten Geset-
zesziele zu erreichen und dabei insbesondere einem Verdrängungswettbewerb
über die Lohnkosten entgegen zu wirken.“

4. Dem § 5 wird folgender Satz angefügt:

„Die Arbeitsbedingungen nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 umfassen auch Regelungen
zur Fälligkeit entsprechender Ansprüche einschließlich hierzu vereinbarter Ausnah-
men und deren Voraussetzungen.“
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5. In § 6 wird jeweils nach der Angabe „§ 4“ die Angabe „Absatz 1“ eingefügt.

6. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden die Wörter „für die Fälle des § 4 Absatz 1“ angefügt.

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Auf gemeinsamen Antrag der Parteien eines Tarifvertrages im Sinne von
§ 4 Absatz 1 sowie §§ 5 und 6 kann das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates bestimmen,
dass die Rechtsnormen dieses Tarifvertrages auf alle unter seinen Geltungsbe-
reich fallenden und nicht an ihn gebundenen Arbeitgeber sowie Arbeitnehmer
und Arbeitnehmerinnen Anwendung finden, wenn dies im öffentlichen Interesse
geboten erscheint, um die in § 1 genannten Gesetzesziele zu erreichen.“

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Wird in einer Branche nach § 4 Absatz 1 erstmals ein Antrag nach Absatz 1
gestellt, wird nach Ablauf der Frist nach Absatz 4 der Ausschuss nach § 5
Absatz 1 Satz 1 des Tarifvertragsgesetzes (Tarifausschuss) befasst.“

bb) In Satz 2 wird das Wort „drei“ durch das Wort „zwei“ ersetzt.

cc) In Satz 4 wird die Angabe „§ 4 Nr. 1 bis 3“ durch die Wörter „§ 4 Absatz 1
Nummer 1 bis 8“ ersetzt.

7. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefügt:

„§ 7a

Rechtsverordnung für die Fälle des § 4 Absatz 2

(1) Auf gemeinsamen Antrag der Parteien eines Tarifvertrages im Sinne von § 4
Absatz 2 sowie §§ 5 und 6 Absatz 1 kann das Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates bestimmen, dass
die Rechtsnormen dieses Tarifvertrages auf alle unter seinen Geltungsbereich fallen-
den und nicht an ihn gebundenen Arbeitgeber sowie Arbeitnehmer und Arbeitnehme-
rinnen Anwendung finden, wenn dies im öffentlichen Interesse geboten erscheint, um
die in § 1 genannten Gesetzesziele zu erreichen und dabei insbesondere einem Ver-
drängungswettbewerb über die Lohnkosten entgegen zu wirken.

(2) § 7 Absatz 2 und 3 findet entsprechende Anwendung.

(3) Vor Erlass der Rechtsverordnung gibt das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales den in den Geltungsbereich der Rechtsverordnung fallenden und den mög-
licherweise von ihr betroffenen Arbeitgebern sowie Arbeitnehmern und Arbeitnehme-
rinnen, den Parteien des Tarifvertrages sowie allen am Ausgang des Verfahrens inte-
ressierten Gewerkschaften und Vereinigungen der Arbeitgeber Gelegenheit zur
schriftlichen Stellungnahme innerhalb von drei Wochen ab dem Tag der Bekanntma-
chung des Entwurfs der Rechtsverordnung. Die Gelegenheit zur Stellungnahme um-
fasst insbesondere auch die Frage, inwieweit eine Erstreckung der Rechtsnormen
des Tarifvertrages geeignet ist, die in § 1 genannten Gesetzesziele zu erfüllen und
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dabei insbesondere einem Verdrängungswettbewerb über die Lohnkosten entgegen
zu wirken.

(4) Wird ein Antrag nach Absatz 1 gestellt, wird nach Ablauf der Frist nach Ab-
satz 3 der Ausschuss nach § 5 Absatz 1 Satz 1 des Tarifvertragsgesetzes (Tarifaus-
schuss) befasst. Stimmen mindestens vier Ausschussmitglieder für den Antrag oder
gibt der Tarifausschuss innerhalb von zwei Monaten keine Stellungnahme ab, kann
eine Rechtsverordnung nach Absatz 1 erlassen werden. Stimmen zwei oder drei
Ausschussmitglieder für den Antrag, kann eine Rechtsverordnung nur von der Bun-
desregierung erlassen werden.“

8. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „den §§ 4 bis 6“ durch die Wörter „§ 4 Absatz 1
Nummer 1 sowie §§ 5 und 6 Absatz 2“ ersetzt und nach der Angabe „§ 7“ die
Angabe „oder § 7a“ eingefügt.

bb) In Satz 2 wird nach der Angabe „§ 7“ die Angabe „oder § 7a“ eingefügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Ein Arbeitgeber ist verpflichtet, einen Tarifvertrag nach § 4 Absatz 1
Nummer 1 sowie §§ 5 und 6 Absatz 2, der durch Allgemeinverbindlicherklärung
sowie einen Tarifvertrag nach §§ 4 bis 6, der durch Rechtsverordnung nach § 7
oder § 7a auf nicht an ihn gebundene Arbeitgeber sowie Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen erstreckt wird, auch dann einzuhalten, wenn er nach § 3 des
Tarifvertragsgesetzes oder kraft Allgemeinverbindlicherklärung nach § 5 des Ta-
rifvertragsgesetzes an einen anderen Tarifvertrag gebunden ist.“

c) In Absatz 3 werden die Wörter „den §§ 4, 5 Nr. 1 bis 3 und § 6“ durch die Wörter
„§ 4 Absatz 1 Nummer 1 sowie §§ 5 und 6 Absatz 2“ ersetzt, nach der Angabe
„§ 7“ die Angabe „oder § 7a“ und nach dem Wort „leisten“ die Wörter „; dies gilt
auch dann, wenn der Betrieb des Entleihers nicht in den fachlichen Geltungsbe-
reich dieses Tarifvertrages oder dieser Rechtsverordnung fällt“ eingefügt.

9. Dem § 12 Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:

„Die Sitzungen der Kommission sind nicht öffentlich; der Inhalt ihrer Beratungen ist
vertraulich.“

10. In § 16 werden nach der Angabe „§ 8“ die Wörter „, soweit sie sich auf die Gewäh-
rung von Arbeitsbedingungen nach § 5 Satz 1 Nummer 1 bis 3 beziehen,“ eingefügt.

11. In § 18 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „den §§ 4, 5 Nr. 1 bis 3 und § 6“ durch die
Wörter „§ 4 Absatz 1 Nummer 1, § 5 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und § 6 Absatz 2“ ersetzt
und nach der Angabe „§ 7“ die Wörter „oder § 7a, soweit sie Arbeitsbedingungen
nach § 5 Satz 1 Nummer 1 bis 3 vorschreibt,“ eingefügt.

12. § 19 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Soweit die Rechtsnormen eines für allgemeinverbindlich erklärten Tarif-
vertrages nach § 4 Absatz 1 Nummer 1, § 5 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und § 6 Ab-
satz 2 oder einer entsprechenden Rechtsverordnung nach § 7 oder § 7a über die
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Zahlung eines Mindestentgelts oder die Einziehung von Beiträgen und die Ge-
währung von Leistungen im Zusammenhang mit Urlaubsansprüchen auf das Ar-
beitsverhältnis Anwendung finden, ist der Arbeitgeber verpflichtet, Beginn, Ende
und Dauer der täglichen Arbeitszeit der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen
spätestens bis zum Ablauf des siebten auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden
Kalendertages aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre
beginnend ab dem für die Aufzeichnung maßgeblichen Zeitpunkt aufzubewah-
ren.“

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „den §§ 4, 5 Nr. 1 bis 3 und § 6“ durch die
Wörter „§ 4 Absatz 1 Nummer 1, § 5 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und § 6 Absatz 2“
und die Wörter „einer Rechtsverordnung nach § 7“ durch die Wörter „einer ent-
sprechenden Rechtsverordnung nach § 7 oder § 7a“ ersetzt.

13. § 20 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort „Finanzämter“ durch die Wörter „örtlichen Landesfi-
nanzbehörden“ ersetzt.

b) Absatz 4 wird aufgehoben.

14. § 22 wird aufgehoben.

15. § 23 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden die Wörter „, jeweils in Verbindung mit einem Tarifver-
trag nach den §§ 4 bis 6, der nach § 5 des Tarifvertragsgesetzes für allge-
meinverbindlich erklärt oder durch Rechtsverordnung nach § 7 Abs. 1 er-
streckt worden ist,“ gestrichen und jeweils nach dem Wort „nicht“ die Wörter
„oder nicht rechtzeitig“ eingefügt.

bb) In Nummer 7 werden nach dem Wort „nicht“ die Wörter „, nicht richtig oder
nicht rechtzeitig“ eingefügt.

cc) Nummer 8 wird wie folgt gefasst:

„8. entgegen § 19 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, eine
Aufzeichnung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig
erstellt oder nicht oder nicht mindestens zwei Jahre aufbewahrt oder“.

b) In Absatz 2 Nummer 1 und 2 werden jeweils die Wörter „, jeweils in Verbindung
mit einem Tarifvertrag nach den §§ 4 bis 6, der nach § 5 des Tarifvertragsgeset-
zes für allgemeinverbindlich erklärt oder durch Rechtsverordnung nach § 7
Abs. 1 erstreckt worden ist,“ gestrichen und jeweils nach dem Wort „nicht“ die
Wörter „oder nicht rechtzeitig“ eingefügt.

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) Die Sätze 1 und 3 werden aufgehoben.

bb) In dem neuen Satz 1 werden die Wörter „unmittelbaren Körperschaften und
Anstalten“ durch die Wörter „bundesunmittelbaren juristischen Personen“ er-
setzt und nach dem Wort „Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz“ die Wörter
„des Bundes“ eingefügt.
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16. Nach § 24 wird folgender § 24a eingefügt:

„§ 24a

Übergangsregelung

In der Zeit vom 1. Januar 2015 bis zum 31. Dezember 2016 gilt § 1 mit der Maßgabe,
dass eine Unterschreitung des in § 1 des Mindestlohngesetzes vorgeschriebenen Min-
destlohns mit den Zielen des § 1 vereinbar ist, wenn diese Unterschreitung erforderlich ist,
um in der betreffenden Branche eine schrittweise Heranführung des Lohnniveaus an die
Vorgaben des § 1 des Mindestlohngesetzes zu bewirken und dabei faire und funktionie-
rende Wettbewerbsbedingungen und den Erhalt sozialversicherungspflichtiger Beschäfti-
gung zu berücksichtigen.“

Artikel 7

Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes

Das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
Februar 1995 (BGBl. I S. 158), das zuletzt durch Artikel 4 Absatz 46 des Gesetzes vom 7.
August 2013 (BGBl. I S. 3154) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 3a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „differenzieren“ die Wörter „und auch
Regelungen zur Fälligkeit entsprechender Ansprüche einschließlich hierzu ver-
einbarter Ausnahmen und deren Voraussetzungen umfassen“ eingefügt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „kann“ die Wörter „, wenn dies im öf-
fentlichen Interesse geboten erscheint,“ eingefügt.

c) Absatz 3 Satz 1 wird aufgehoben.

2. § 16 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 7b werden nach dem Wort „nicht“ die Wörter „oder nicht rechtzeitig“
eingefügt.

b) Nummer 17 wird wie folgt gefasst:

„17. entgegen § 17c Absatz 1 eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig erstellt oder nicht oder nicht mindestens zwei
Jahre aufbewahrt oder“.

3. In § 17c Absatz 1 werden vor dem Wort „aufzuzeichnen“ die Wörter „spätestens bis
zum Ablauf des siebten auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalendertages“
und vor dem Wort „aufzubewahren“ die Wörter „beginnend ab dem für die Aufzeich-
nung maßgeblichen Zeitpunkt“ eingefügt.

4. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird aufgehoben.
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b) In Absatz 5 wird das Wort „Finanzämter“ durch die Wörter „örtlichen Landesfi-
nanzbehörden“ ersetzt.

5. § 18a wird aufgehoben.

Artikel 8

Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch

Dem § 282a Absatz 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch - Arbeitsförderung - (Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl. I. S. 594, 595), das zuletzt durch Artikel 11
des Gesetzes vom 19. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3836) geändert worden ist, wird folgen-
der Satz angefügt:

„Die in Satz 1 genannten Daten dürfen den Statistischen Ämtern des Bundes und der
Länder auch übermittelt werden, wenn sie für Zwecke des Verdienststatistikgesetzes er-
forderlich sind.“

Artikel 9

Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch

Nach § 18f Absatz 2 des Vierten Buch Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vorschriften
für die Sozialversicherung - in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November
2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 2011 I S. 363), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom
19. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3836) geändert worden ist, wird folgender Absatz 2a einge-
fügt:

„(2a) Die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder dürfen die Versicherungs-
nummer nur erheben, verarbeiten oder nutzen, soweit dies im Einzelfall für die Erfüllung
einer gesetzlichen Aufgabe zur Erhebung statistischer Daten erforderlich ist.“

Artikel 10

Änderung des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch

§ 75 Absatz 1 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch - Sozialverwaltungsverfahren
und Sozialdatenschutz - in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2001
(BGBl. I S. 130), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I
S. 2749) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Satz 1 Nummer 1 werden nach dem Wort „Sozialleistungsbereich“ die Wörter „oder
der wissenschaftlichen Arbeitsmarkt- und Berufsforschung“ eingefügt.

2. In Satz 2 werden die Wörter „oder den Zweck der Forschung oder Planung auf ande-
re Weise zu erreichen“ gestrichen.

3. Folgender Satz wird angefügt:
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„Angaben über den Familien- und Vornamen, die Anschrift, die Telefonnummer sowie
die für die Einleitung eines Vorhabens nach Satz 1 zwingend erforderlichen Struktur-
merkmale des Betroffenen können für Befragungen auch ohne Einwilligungen über-
mittelt werden.“

Artikel 11

Änderung der Gewerbeordnung

§ 150a Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 6.
September 2013 (BGBl. I S. 3556) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Nummer 1 Buchstabe b werden nach den Wörtern „§ 8 Abs. 1 des Schwarzar-
beitsbekämpfungsgesetzes,“ die Wörter „§ 21 Absatz 1 und 2 des Mindestlohngeset-
zes“ eingefügt und die Wörter „, § 18 Abs. 1 und 2 des Mindestarbeitsbedingungen-
gesetzes“ gestrichen.

2. In Nummer 4 werden nach Wörtern „§ 21 Abs. 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsge-
setzes,“ die Wörter „§ 21 Absatz 1 und 2 des Mindestlohngesetzes“ eingefügt und die
Wörter „§ 18 Abs. 1 und 2 des Mindestarbeitsbedingungengesetzes“ gestrichen.

Artikel 12

Änderung der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit

In § 23 Absatz 3 der Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit vom 12. Juli
2012 (BGBl. I S. 1509), die durch Artikel 8 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I
S. 2722) geändert worden ist, werden die Wörter „§ 16 des Mindestarbeitsbedingungsge-
setzes“ durch die Wörter „§ 19 des Mindestlohngesetzes“ ersetzt.

Artikel 13

Änderung der Beitragsverfahrensverordnung

In § 8 Absatz 2 Nummer 13 der Beitragsverfahrensverordnung vom 3. Mai 2006
(BGBl. I S. 1138), die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 5. Dezember 2012 (BGBl.
I S. 2474) geändert worden ist, werden nach dem Wort „Arbeitnehmer-Entsendegesetzes“
die Wörter „und nach § 17 Absatz 1 des Mindestlohngesetzes“ eingefügt.
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Artikel 14

Aufhebung bisherigen Rechts

Das Mindestarbeitsbedingungengesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 802-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 22. April 2009 (BGBl. I S. 818) geändert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 15

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Artikel 1 § 24 und Artikel 6 Nummer 16 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2016
außer Kraft.
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Synopse der Alt- und Neufassung relevanter 
Vorschriften  
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Altfassung Neufassung 
(Änderungen hervorgehoben) 

 
 

Arbeitsgerichtsgesetz 
 

 
§ 97 Entscheidung über die Tariffähigkeit und 
Tarifzuständigkeit einer Vereinigung 
 
(1) In den Fällen des § 2a Abs. 1 Nr. 4 wird das 
Verfahren auf Antrag einer räumlich und sachlich 
zuständigen Vereinigung von Arbeitnehmern oder 
von Arbeitgebern oder der obersten Arbeitsbehörde 
des Bundes oder der obersten Arbeitsbehörde eines 
Landes, auf dessen Gebiet sich die Tätigkeit der 
Vereinigung erstreckt, eingeleitet. 
(2) Für das Verfahren sind die §§ 80 bis 84, 87 bis 
96a entsprechend anzuwenden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Vorschrift des § 63 über die Übersendung von 
Urteilen gilt entsprechend für die rechtskräftigen 
Beschlüsse von Gerichten für Arbeitssachen im 
Verfahren nach § 2a Abs. 1 Nr. 4. 
 
 
 
(4) In den Fällen des § 2a Abs. 1 Nr. 4 findet eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens auch dann statt, 
wenn die Entscheidung über die Tariffähigkeit und 
Tarifzuständigkeit darauf beruht, daß ein Beteiligter 
absichtlich unrichtige Angaben oder Aussagen 
gemacht hat. § 581 der Zivilprozeßordnung findet 
keine Anwendung. 
(5) Hängt die Entscheidung eines Rechtsstreits 
davon ab, ob eine Vereinigung tariffähig oder ob die 
Tarifzuständigkeit der Vereinigung gegeben ist, so 
hat das Gericht das Verfahren bis zur Erledigung des 
Beschlußverfahrens nach § 2a Abs. 1 Nr. 4 
auszusetzen. Im Falle des Satzes 1 sind die Parteien 
des Rechtsstreits auch im Beschlußverfahren nach § 
2a Abs. 1 Nr. 4 antragsberechtigt. 

 
§ 97 Entscheidung über die Tariffähigkeit oder 
Tarifzuständigkeit einer Vereinigung 
 
(1) In den Fällen des § 2a Abs. 1 Nr. 4 wird das 
Verfahren auf Antrag einer räumlich und sachlich 
zuständigen Vereinigung von Arbeitnehmern oder 
von Arbeitgebern oder der obersten Arbeitsbehörde 
des Bundes oder der obersten Arbeitsbehörde eines 
Landes, auf dessen Gebiet sich die Tätigkeit der 
Vereinigung erstreckt, eingeleitet. 
(2) Für Verfahren nach § 2a Absatz 1 Nummer 4 ist 
das Landesarbeitsgericht zuständig, in dessen Bezirk 
die Vereinigung, über deren Tariffähigkeit oder 
Tarifzuständigkeit zu entscheiden ist, ihren Sitz hat. 
(2a) Für das Verfahren sind § 80 Absatz 1, 2 Satz 1 
und Absatz 3, §§ 81, 83 Absatz 1 und 2 bis 4, §§ 83a, 
84 Satz 1 und 2, § 90 Abs. 3, § 91 Absatz 2 und §§ 92 
bis 96 entsprechend anzuwenden. Für die Vertretung 
der Beteiligten gilt § 11 Absatz 1 bis 3 und 5 
entsprechend. 
(3) Der rechtskräftige Beschluss über die 
Tariffähigkeit oder Tarifzuständigkeit einer 
Vereinigung wirkt für und gegen jedermann. Die 
Vorschrift des § 63 über die Übersendung von 
Urteilen gilt entsprechend für die rechtskräftigen 
Beschlüsse von Gerichten für Arbeitssachen im 
Verfahren nach § 2a Abs. 1 Nr. 4. 
(4) In den Fällen des § 2a Abs. 1 Nr. 4 findet eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens auch dann statt, 
wenn die Entscheidung über die Tariffähigkeit oder 
Tarifzuständigkeit darauf beruht, daß ein Beteiligter 
absichtlich unrichtige Angaben oder Aussagen 
gemacht hat. § 581 der Zivilprozeßordnung findet 
keine Anwendung. 
(5) Hängt die Entscheidung eines Rechtsstreits 
davon ab, ob eine Vereinigung tariffähig oder ob die 
Tarifzuständigkeit der Vereinigung gegeben ist, so 
hat das Gericht das Verfahren bis zur Erledigung des 
Beschlußverfahrens nach § 2a Abs. 1 Nr. 4 
auszusetzen. Im Falle des Satzes 1 sind die Parteien 
des Rechtsstreits auch im Beschlußverfahren nach § 
2a Abs. 1 Nr. 4 antragsberechtigt.  
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Altfassung Neufassung 
(Änderungen hervorgehoben) 

 
 

Tarifvertragsgesetz 
 

 
§ 5 Allgemeinverbindlichkeit 
 
(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
kann einen Tarifvertrag im Einvernehmen mit einem 
aus je drei Vertretern der Spitzenorganisationen der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer bestehenden 
Ausschuß auf Antrag einer Tarifvertragspartei für 
allgemeinverbindlich erklären, wenn  

1. die tarifgebundenen Arbeitgeber nicht 
weniger als 50 vom Hundert der unter den 
Geltungsbereich des Tarifvertrags fallenden 
Arbeitnehmer beschäftigen und 

2. die Allgemeinverbindlicherklärung im 
öffentlichen Interesse geboten erscheint. 

Von den Voraussetzungen der Nummern 1 und 2 
kann abgesehen werden, wenn die 
Allgemeinverbindlicherklärung zur Behebung eines 
sozialen Notstands erforderlich erscheint. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 5 Allgemeinverbindlichkeit 
 
(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
kann einen Tarifvertrag im Einvernehmen mit einem 
aus je drei Vertretern der Spitzenorganisationen der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer bestehenden 
Ausschuss (Tarifausschuss) auf gemeinsamen Antrag 
der Tarifvertragsparteien für allgemeinverbindlich 
erklären, wenn die Allgemeinverbindlicherklärung im 
öffentlichen Interesse geboten erscheint. Die 
Allgemeinverbindlicherklärung erscheint in der Regel 
im öffentlichen Interesse geboten, wenn die 
Tarifvertragsparteien darlegen, dass 

1. der Tarifvertrag in seinem Geltungsbereich 
für die Gestaltung der Arbeitsbedingungen 
überwiegende Bedeutung erlangt hat oder 

2. die Absicherung der Wirksamkeit der 
tarifvertraglichen Normsetzung gegen die 
Folgen wirtschaftlicher Fehlentwicklung eine 
Allgemeinverbindlicherklärung verlangt. 

(1a) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
kann einen Tarifvertrag über eine gemeinsame 
Einrichtung zur Sicherung ihrer Funktionsfähigkeit im 
Einvernehmen mit dem Tarifausschuss auf 
gemeinsamen Antrag der Tarifvertragsparteien für 
allgemeinverbindlich erklären, wenn der Tarifvertrag 
die Einziehung von Beiträgen und die Gewährung 
von Leistungen durch eine gemeinsame Einrichtung 
mit folgenden Gegenständen regelt: 

1. den Erholungsurlaub, ein Urlaubsgeld oder 
ein zusätzliches Urlaubsgeld, 

2. eine betriebliche Altersversorgung im Sinne 
des Betriebsrentengesetzes, 

3. die Vergütung der Auszubildenden oder die 
Ausbildung in überbetrieblichen 
Bildungsstätten, 

4. eine zusätzliche betriebliche oder 
überbetriebliche Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer, 

5. Lohnausgleich bei Arbeitszeitausfall, 
Arbeitszeitverkürzung oder 
Arbeitszeitverlängerung. 
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Altfassung Neufassung 
(Änderungen hervorgehoben) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Vor der Entscheidung über den Antrag ist 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern, die von der 
Allgemeinverbindlicherklärung betroffen werden 
würden, den am Ausgang des Verfahrens 
interessierten Gewerkschaften und Vereinigungen 
der Arbeitgeber sowie den obersten 
Arbeitsbehörden der Länder, auf deren Bereich sich 
der Tarifvertrag erstreckt, Gelegenheit zur 
schriftlichen Stellungnahme sowie zur Äußerung in 
einer mündlichen und öffentlichen Verhandlung zu 
geben. 
(3) Erhebt die oberste Arbeitsbehörde eines 
beteiligten Landes Einspruch gegen die beantragte 
Allgemeinverbindlicherklärung, so kann das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales dem 
Antrag nur mit Zustimmung der Bundesregierung 
stattgeben. 
(4) Mit der Allgemeinverbindlicherklärung erfassen 
die Rechtsnormen des Tarifvertrags in seinem 
Geltungsbereich auch die bisher nicht 
tarifgebundenen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 
 
 
 
 
(5) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
kann die Allgemeinverbindlicherklärung eines 
Tarifvertrags im Einvernehmen mit dem in Absatz 1 
genannten Ausschuß aufheben, wenn die 
Aufhebung im öffentlichen Interesse geboten 
erscheint. Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend. 
Im übrigen endet die Allgemeinverbindlichkeit eines 
Tarifvertrags mit dessen Ablauf. 
(6) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
kann der obersten Arbeitsbehörde eines Landes für 
einzelne Fälle das Recht zur 
Allgemeinverbindlicherklärung sowie zur 
Aufhebung der Allgemeinverbindlichkeit  

 
Der Tarifvertrag kann alle mit dem Beitragseinzug 
und der Leistungsgewährung in Zusammenhang 
stehenden Rechte und Pflichten einschließlich der 
dem Verfahren zugrunde liegenden Ansprüche der 
Arbeitnehmer und Pflichten der Arbeitgeber regeln. § 
7 Absatz 2 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes findet 
entsprechende Anwendung. 
(2) Vor der Entscheidung über den Antrag ist 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern, die von der 
Allgemeinverbindlicherklärung betroffen werden 
würden, den am Ausgang des Verfahrens 
interessierten Gewerkschaften und Vereinigungen 
der Arbeitgeber sowie den obersten 
Arbeitsbehörden der Länder, auf deren Bereich sich 
der Tarifvertrag erstreckt, Gelegenheit zur 
schriftlichen Stellungnahme sowie zur Äußerung in 
einer mündlichen und öffentlichen Verhandlung zu 
geben. 
(3) Erhebt die oberste Arbeitsbehörde eines 
beteiligten Landes Einspruch gegen die beantragte 
Allgemeinverbindlicherklärung, so kann das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales dem 
Antrag nur mit Zustimmung der Bundesregierung 
stattgeben. 
(4) Mit der Allgemeinverbindlicherklärung erfassen 
die Rechtsnormen des Tarifvertrags in seinem 
Geltungsbereich auch die bisher nicht 
tarifgebundenen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Ein 
nach Absatz 1a für allgemeinverbindlich erklärter 
Tarifvertrag ist vom Arbeitgeber auch dann 
einzuhalten, wenn er nach § 3 an einen anderen 
Tarifvertrag gebunden ist. 
(5) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
kann die Allgemeinverbindlicherklärung eines 
Tarifvertrags im Einvernehmen mit dem in Absatz 1 
genannten Ausschuß aufheben, wenn die 
Aufhebung im öffentlichen Interesse geboten 
erscheint. Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend. 
Im übrigen endet die Allgemeinverbindlichkeit eines 
Tarifvertrags mit dessen Ablauf. 
(6) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
kann der obersten Arbeitsbehörde eines Landes für 
einzelne Fälle das Recht zur 
Allgemeinverbindlicherklärung sowie zur 
Aufhebung der Allgemeinverbindlichkeit  

60



Altfassung Neufassung 
(Änderungen hervorgehoben) 

 
 
übertragen. 
(7) Die Allgemeinverbindlicherklärung und die 
Aufhebung der Allgemeinverbindlichkeit bedürfen 
der öffentlichen Bekanntmachung. 
 

 
übertragen. 
(7) Die Allgemeinverbindlicherklärung und die 
Aufhebung der Allgemeinverbindlichkeit bedürfen 
der öffentlichen Bekanntmachung. Die 
Bekanntmachung umfasst auch die von der 
Allgemeinverbindlicherklärung erfassten 
Rechtsnormen des Tarifvertrages. 
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Arbeitnehmerentsendegesetz 
 
 
Abschnitt 1 
Zielsetzung 
 
§ 1 Zielsetzung 
 
Ziele des Gesetzes sind die Schaffung und 
Durchsetzung angemessener 
Mindestarbeitsbedingungen für 
grenzüberschreitend entsandte und für regelmäßig 
im Inland beschäftigte Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen sowie die Gewährleistung fairer 
und funktionierender Wettbewerbsbedingungen. 
Dadurch sollen zugleich 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
erhalten und die Ordnungs- und 
Befriedungsfunktion der Tarifautonomie gewahrt 
werden. 
 
 
 
Abschnitt 2 
Allgemeine Arbeitsbedingungen 
 
§ 2 Allgemeine Arbeitsbedingungen 
 
Die in Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 
enthaltenen Regelungen über  

1. die Mindestentgeltsätze einschließlich der 
Überstundensätze, 

2. den bezahlten Mindestjahresurlaub, 
3. die Höchstarbeitszeiten und 

Mindestruhezeiten, 
4. die Bedingungen für die Überlassung von 

Arbeitskräften, insbesondere durch 
Leiharbeitsunternehmen, 

5. die Sicherheit, den Gesundheitsschutz und 
die Hygiene am Arbeitsplatz, 

6. die Schutzmaßnahmen im Zusammenhang 
mit den Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen von 
Schwangeren und Wöchnerinnen, Kindern 
und Jugendlichen und 

 
Abschnitt 1 
Zielsetzung 
 
§ 1 Zielsetzung 
 
Ziele des Gesetzes sind die Schaffung und 
Durchsetzung angemessener 
Mindestarbeitsbedingungen für 
grenzüberschreitend entsandte und für regelmäßig 
im Inland beschäftigte Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen sowie die Gewährleistung fairer 
und funktionierender Wettbewerbsbedingungen 
durch die Erstreckung der Rechtsnormen von 
Branchentarifverträgen. Dadurch sollen zugleich 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
erhalten und die Ordnungs- und 
Befriedungsfunktion der Tarifautonomie gewahrt 
werden. 
 
 
Abschnitt 2 
Allgemeine Arbeitsbedingungen 
 
§ 2 Allgemeine Arbeitsbedingungen 
 
Die in Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 
enthaltenen Regelungen über  

1. die Mindestentgeltsätze einschließlich der 
Überstundensätze, 

2. den bezahlten Mindestjahresurlaub, 
3. die Höchstarbeitszeiten und 

Mindestruhezeiten, 
4. die Bedingungen für die Überlassung von 

Arbeitskräften, insbesondere durch 
Leiharbeitsunternehmen, 

5. die Sicherheit, den Gesundheitsschutz und 
die Hygiene am Arbeitsplatz, 

6. die Schutzmaßnahmen im Zusammenhang 
mit den Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen von 
Schwangeren und Wöchnerinnen, Kindern 
und Jugendlichen und 
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7. die Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen sowie andere 
Nichtdiskriminierungsbestimmungen 

finden auch auf Arbeitsverhältnisse zwischen einem 
im Ausland ansässigen Arbeitgeber und seinen im 
Inland beschäftigten Arbeitnehmern und 
Arbeitnehmerinnen zwingend Anwendung. 
 
 
Abschnitt 3 
Tarifvertragliche Arbeitsbedingungen 
 
§ 3 Tarifvertragliche Arbeitsbedingungen 
 
Die Rechtsnormen eines bundesweiten 
Tarifvertrages finden unter den Voraussetzungen 
der §§ 4 bis 6 auch auf Arbeitsverhältnisse zwischen 
einem Arbeitgeber mit Sitz im Ausland und seinen 
im räumlichen Geltungsbereich dieses 
Tarifvertrages beschäftigten Arbeitnehmern und 
Arbeitnehmerinnen zwingend Anwendung, wenn 
der Tarifvertrag für allgemeinverbindlich erklärt ist 
oder eine Rechtsverordnung nach § 7 vorliegt. Eines 
bundesweiten Tarifvertrages bedarf es nicht, soweit 
Arbeitsbedingungen im Sinne des § 5 Nr. 2 oder 3 
Gegenstand tarifvertraglicher Regelungen sind, die 
zusammengefasst räumlich den gesamten 
Geltungsbereich dieses Gesetzes abdecken. 
 
 
§ 4 Einbezogene Branchen 
 
§ 3 gilt für Tarifverträge  

1. des Bauhauptgewerbes oder des 
Baunebengewerbes im Sinne der 
Baubetriebe-Verordnung vom 28. Oktober 
1980 (BGBl. I S. 2033), zuletzt geändert durch 
die Verordnung vom 26. April 2006 (BGBl. I S. 
1085), in der jeweils geltenden Fassung 
einschließlich der Erbringung von 
Montageleistungen auf Baustellen 
außerhalb des Betriebssitzes, 

2. der Gebäudereinigung, 
3. für Briefdienstleistungen, 
4. für Sicherheitsdienstleistungen, 

 
7. die Gleichbehandlung von Männern und 

Frauen sowie andere 
Nichtdiskriminierungsbestimmungen 

finden auch auf Arbeitsverhältnisse zwischen einem 
im Ausland ansässigen Arbeitgeber und seinen im 
Inland beschäftigten Arbeitnehmern und 
Arbeitnehmerinnen zwingend Anwendung. 
 
 
Abschnitt 3 
Tarifvertragliche Arbeitsbedingungen 
 
§ 3 Tarifvertragliche Arbeitsbedingungen 
 
Die Rechtsnormen eines bundesweiten 
Tarifvertrages finden unter den Voraussetzungen 
der §§ 4 bis 6 auch auf Arbeitsverhältnisse zwischen 
einem Arbeitgeber mit Sitz im Ausland und seinen 
im räumlichen Geltungsbereich dieses 
Tarifvertrages beschäftigten Arbeitnehmern und 
Arbeitnehmerinnen zwingend Anwendung, wenn 
der Tarifvertrag als Tarifvertrag nach § 4 Absatz 1 
Nummer 1 für allgemeinverbindlich erklärt ist oder 
eine Rechtsverordnung nach § 7 oder § 7a vorliegt. 
Eines bundesweiten Tarifvertrages bedarf es nicht, 
soweit Arbeitsbedingungen im Sinne des § 5 Nr. 2 
oder 3 Gegenstand tarifvertraglicher Regelungen 
sind, die zusammengefasst räumlich den gesamten 
Geltungsbereich dieses Gesetzes abdecken. 
 
§ 4 Branchen 
 
(1) § 3 gilt für Tarifverträge  

1. des Bauhauptgewerbes oder des 
Baunebengewerbes im Sinne der 
Baubetriebe-Verordnung vom 28. Oktober 
1980 (BGBl. I S. 2033), zuletzt geändert durch 
die Verordnung vom 26. April 2006 (BGBl. I S. 
1085), in der jeweils geltenden Fassung 
einschließlich der Erbringung von 
Montageleistungen auf Baustellen 
außerhalb des Betriebssitzes, 

2. der Gebäudereinigung, 
3. für Briefdienstleistungen, 
4. für Sicherheitsdienstleistungen, 
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5. für Bergbauspezialarbeiten auf 
Steinkohlebergwerken, 

6. für Wäschereidienstleistungen im 
Objektkundengeschäft, 

7. der Abfallwirtschaft einschließlich 
Straßenreinigung und Winterdienst und 

8. für Aus- und 
Weiterbildungsdienstleistungen nach dem 
Zweiten oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 5 Arbeitsbedingungen 
 
Gegenstand eines Tarifvertrages nach § 3 können 
sein  

1. Mindestentgeltsätze, die nach Art der 
Tätigkeit, Qualifikation der Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen und Regionen 
differieren können, einschließlich der 
Überstundensätze, 

2. die Dauer des Erholungsurlaubs, das 
Urlaubsentgelt oder ein zusätzliches 
Urlaubsgeld, 

3. die Einziehung von Beiträgen und die 
Gewährung von Leistungen im 
Zusammenhang mit Urlaubsansprüchen 
nach Nummer 2 durch eine gemeinsame 
Einrichtung der Tarifvertragsparteien, wenn 
sichergestellt ist, dass der ausländische 
Arbeitgeber nicht gleichzeitig zu Beiträgen 
zu der gemeinsamen Einrichtung der 
Tarifvertragsparteien und zu einer 
vergleichbaren Einrichtung im Staat seines 
Sitzes herangezogen wird und das Verfahren 
der gemeinsamen Einrichtung der 
Tarifvertragsparteien eine Anrechnung 
derjenigen Leistungen vorsieht, die der 
ausländische Arbeitgeber zur Erfüllung des  

 
5. für Bergbauspezialarbeiten auf 

Steinkohlebergwerken, 
6. für Wäschereidienstleistungen im 

Objektkundengeschäft, 
7. der Abfallwirtschaft einschließlich 

Straßenreinigung und Winterdienst und 
8. für Aus- und 

Weiterbildungsdienstleistungen nach dem 
Zweiten oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch. 

(2) § 3 gilt darüber hinaus für Tarifverträge aller 
anderen als der in Absatz 1 genannten Branchen, 
wenn die Erstreckung der Rechtsnormen des 
Tarifvertrages im öffentlichen Interesse geboten 
erscheint, um die in § 1 genannten Gesetzesziele zu 
erreichen und dabei insbesondere einem 
Verdrängungswettbewerb über die Lohnkosten 
entgegenzuwirken. 
 
§ 5 Arbeitsbedingungen 
 
Gegenstand eines Tarifvertrages nach § 3 können 
sein  

1. Mindestentgeltsätze, die nach Art der 
Tätigkeit, Qualifikation der Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen und Regionen 
differieren können, einschließlich der 
Überstundensätze, 

2. die Dauer des Erholungsurlaubs, das 
Urlaubsentgelt oder ein zusätzliches 
Urlaubsgeld, 

3. die Einziehung von Beiträgen und die 
Gewährung von Leistungen im 
Zusammenhang mit Urlaubsansprüchen 
nach Nummer 2 durch eine gemeinsame 
Einrichtung der Tarifvertragsparteien, wenn 
sichergestellt ist, dass der ausländische 
Arbeitgeber nicht gleichzeitig zu Beiträgen 
zu der gemeinsamen Einrichtung der 
Tarifvertragsparteien und zu einer 
vergleichbaren Einrichtung im Staat seines 
Sitzes herangezogen wird und das Verfahren 
der gemeinsamen Einrichtung der 
Tarifvertragsparteien eine Anrechnung 
derjenigen Leistungen vorsieht, die der 
ausländische Arbeitgeber zur Erfüllung des  
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gesetzlichen, tarifvertraglichen oder 
einzelvertraglichen Urlaubsanspruchs seines 
Arbeitnehmers oder seiner Arbeitnehmerin 
bereits erbracht hat, und 

4. Arbeitsbedingungen im Sinne des § 2 Nr. 3 
bis 7. 

 
 
 
 
 
 
§ 6 Besondere Regelungen 
 
(1) Dieser Abschnitt findet keine Anwendung auf 
Erstmontage- oder Einbauarbeiten, die Bestandteil 
eines Liefervertrages sind, für die Inbetriebnahme 
der gelieferten Güter unerlässlich sind und von 
Facharbeitern oder Facharbeiterinnen oder 
angelernten Arbeitern oder Arbeiterinnen des 
Lieferunternehmens ausgeführt werden, wenn die 
Dauer der Entsendung acht Tage nicht übersteigt. 
Satz 1 gilt nicht für Bauleistungen im Sinne des § 
101 Abs. 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und 
nicht für Arbeitsbedingungen nach § 5 Nr. 4. 
(2) Im Falle eines Tarifvertrages nach § 4 Nr. 1 findet 
dieser Abschnitt Anwendung, wenn der Betrieb oder 
die selbstständige Betriebsabteilung im Sinne des 
fachlichen Geltungsbereichs des Tarifvertrages 
überwiegend Bauleistungen gemäß § 101 Abs. 2 des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch erbringt. 
 
(3) Im Falle eines Tarifvertrages nach § 4 Nr. 2 findet 
dieser Abschnitt Anwendung, wenn der Betrieb oder 
die selbstständige Betriebsabteilung überwiegend 
Gebäudereinigungsleistungen erbringt. 
 
(4) Im Falle eines Tarifvertrages nach § 4 Nr. 3 findet 
dieser Abschnitt Anwendung, wenn der Betrieb oder 
die selbstständige Betriebsabteilung überwiegend 
gewerbs- oder geschäftsmäßig Briefsendungen für 
Dritte befördert. 
(5) Im Falle eines Tarifvertrages nach § 4 Nr. 4 findet 
dieser Abschnitt Anwendung, wenn der Betrieb oder 
die selbstständige Betriebsabteilung überwiegend  

 
gesetzlichen, tarifvertraglichen oder 
einzelvertraglichen Urlaubsanspruchs seines 
Arbeitnehmers oder seiner Arbeitnehmerin 
bereits erbracht hat, und 

4. Arbeitsbedingungen im Sinne des § 2 Nr. 3 
bis 7. 

Die Arbeitsbedingungen nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 
umfassen auch Regelungen zur Fälligkeit 
entsprechender Ansprüche einschließlich hierzu 
vereinbarter Ausnahmen und deren 
Voraussetzungen. 
 
§ 6 Besondere Regelungen 
 
(1) Dieser Abschnitt findet keine Anwendung auf 
Erstmontage- oder Einbauarbeiten, die Bestandteil 
eines Liefervertrages sind, für die Inbetriebnahme 
der gelieferten Güter unerlässlich sind und von 
Facharbeitern oder Facharbeiterinnen oder 
angelernten Arbeitern oder Arbeiterinnen des 
Lieferunternehmens ausgeführt werden, wenn die 
Dauer der Entsendung acht Tage nicht übersteigt. 
Satz 1 gilt nicht für Bauleistungen im Sinne des § 
101 Abs. 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und 
nicht für Arbeitsbedingungen nach § 5 Nr. 4. 
(2) Im Falle eines Tarifvertrages nach § 4 Absatz 1 Nr. 
1 findet dieser Abschnitt Anwendung, wenn der 
Betrieb oder die selbstständige Betriebsabteilung im 
Sinne des fachlichen Geltungsbereichs des 
Tarifvertrages überwiegend Bauleistungen gemäß § 
101 Abs. 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
erbringt. 
(3) Im Falle eines Tarifvertrages nach § 4 Absatz 1 Nr. 
2 findet dieser Abschnitt Anwendung, wenn der 
Betrieb oder die selbstständige Betriebsabteilung 
überwiegend Gebäudereinigungsleistungen 
erbringt. 
(4) Im Falle eines Tarifvertrages nach § 4 Absatz 1 Nr. 
3 findet dieser Abschnitt Anwendung, wenn der 
Betrieb oder die selbstständige Betriebsabteilung 
überwiegend gewerbs- oder geschäftsmäßig 
Briefsendungen für Dritte befördert. 
(5) Im Falle eines Tarifvertrages nach § 4 Absatz 1 Nr. 
4 findet dieser Abschnitt Anwendung, wenn der 
Betrieb oder die selbstständige Betriebsabteilung  
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Dienstleistungen des Bewachungs- und 
Sicherheitsgewerbes oder Kontroll- und 
Ordnungsdienste erbringt, die dem Schutz von 
Rechtsgütern aller Art, insbesondere von Leben, 
Gesundheit oder Eigentum dienen. 
(6) Im Falle eines Tarifvertrages nach § 4 Nr. 5 findet 
dieser Abschnitt Anwendung, wenn der Betrieb oder 
die selbstständige Betriebsabteilung im Auftrag 
eines Dritten überwiegend auf inländischen 
Steinkohlebergwerken Grubenräume erstellt oder 
sonstige untertägige bergbauliche Spezialarbeiten 
ausführt. 
(7) Im Falle eines Tarifvertrages nach § 4 Nr. 6 findet 
dieser Abschnitt Anwendung, wenn der Betrieb oder 
die selbstständige Betriebsabteilung gewerbsmäßig 
überwiegend Textilien für gewerbliche Kunden 
sowie öffentlich-rechtliche oder kirchliche 
Einrichtungen wäscht, unabhängig davon, ob die 
Wäsche im Eigentum der Wäscherei oder des 
Kunden steht. Dieser Abschnitt findet keine 
Anwendung auf Wäschereidienstleistungen, die von 
Werkstätten für behinderte Menschen im Sinne des 
§ 136 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
erbracht werden. 
(8) Im Falle eines Tarifvertrages nach § 4 Nr. 7 findet 
dieser Abschnitt Anwendung, wenn der Betrieb oder 
die selbstständige Betriebsabteilung überwiegend 
Abfälle im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 1 des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes sammelt, befördert, 
lagert, beseitigt oder verwertet oder 
Dienstleistungen des Kehrens und Reinigens 
öffentlicher Verkehrsflächen und Schnee- und 
Eisbeseitigung von öffentlichen Verkehrsflächen 
einschließlich Streudienste erbringt. 
(9) Im Falle eines Tarifvertrages nach § 4 Nr. 8 findet 
dieser Abschnitt Anwendung, wenn der Betrieb oder 
die selbstständige Betriebsabteilung überwiegend 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen nach dem 
Zweiten oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch 
durchführt. Ausgenommen sind Einrichtungen der 
beruflichen Rehabilitation im Sinne des § 35 Abs. 1 
Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch. 
 
 
 

 
überwiegend Dienstleistungen des Bewachungs- 
und Sicherheitsgewerbes oder Kontroll- und 
Ordnungsdienste erbringt, die dem Schutz von 
Rechtsgütern aller Art, insbesondere von Leben, 
Gesundheit oder Eigentum dienen. 
(6) Im Falle eines Tarifvertrages nach § 4 Absatz 1 Nr. 
5 findet dieser Abschnitt Anwendung, wenn der 
Betrieb oder die selbstständige Betriebsabteilung im 
Auftrag eines Dritten überwiegend auf inländischen 
Steinkohlebergwerken Grubenräume erstellt oder 
sonstige untertägige bergbauliche Spezialarbeiten 
ausführt. 
(7) Im Falle eines Tarifvertrages nach § 4 Absatz 1 Nr. 
6 findet dieser Abschnitt Anwendung, wenn der 
Betrieb oder die selbstständige Betriebsabteilung 
gewerbsmäßig überwiegend Textilien für 
gewerbliche Kunden sowie öffentlich-rechtliche 
oder kirchliche Einrichtungen wäscht, unabhängig 
davon, ob die Wäsche im Eigentum der Wäscherei 
oder des Kunden steht. Dieser Abschnitt findet keine 
Anwendung auf Wäschereidienstleistungen, die von 
Werkstätten für behinderte Menschen im Sinne des 
§ 136 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
erbracht werden. 
(8) Im Falle eines Tarifvertrages nach § 4 Absatz 1 Nr. 
7 findet dieser Abschnitt Anwendung, wenn der 
Betrieb oder die selbstständige Betriebsabteilung 
überwiegend Abfälle im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 
1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes sammelt, 
befördert, lagert, beseitigt oder verwertet oder 
Dienstleistungen des Kehrens und Reinigens 
öffentlicher Verkehrsflächen und Schnee- und 
Eisbeseitigung von öffentlichen Verkehrsflächen 
einschließlich Streudienste erbringt. 
(9) Im Falle eines Tarifvertrages nach § 4 Absatz 1 Nr. 
8 findet dieser Abschnitt Anwendung, wenn der 
Betrieb oder die selbstständige Betriebsabteilung 
überwiegend Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen 
nach dem Zweiten oder Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch durchführt. Ausgenommen sind 
Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation im 
Sinne des § 35 Abs. 1 Satz 1 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch. 
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§ 7 Rechtsverordnung 
 
(1) Ist für einen Tarifvertrag im Sinne dieses 
Abschnitts ein gemeinsamer Antrag der Parteien 
dieses Tarifvertrages auf 
Allgemeinverbindlicherklärung gestellt, kann das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates bestimmen, dass die Rechtsnormen 
dieses Tarifvertrages auf alle unter seinen 
Geltungsbereich fallenden und nicht an ihn 
gebundenen Arbeitgeber sowie Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen Anwendung finden. § 5 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 des Tarifvertragsgesetzes findet 
entsprechend Anwendung. Satz 1 gilt nicht für 
tarifvertragliche Arbeitsbedingungen nach § 5 Nr. 4. 
(2) Kommen in einer Branche mehrere Tarifverträge 
mit zumindest teilweise demselben fachlichen 
Geltungsbereich zur Anwendung, hat der 
Verordnungsgeber bei seiner Entscheidung nach 
Absatz 1 im Rahmen einer Gesamtabwägung 
ergänzend zu den in § 1 genannten Gesetzeszielen 
die Repräsentativität der jeweiligen Tarifverträge zu 
berücksichtigen. Bei der Feststellung der 
Repräsentativität ist vorrangig abzustellen auf  

1. die Zahl der von den jeweils 
tarifgebundenen Arbeitgebern beschäftigten 
unter den Geltungsbereich des 
Tarifvertrages fallenden Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen, 

2. die Zahl der jeweils unter den 
Geltungsbereich des Tarifvertrages fallenden 
Mitglieder der Gewerkschaft, die den 
Tarifvertrag geschlossen hat. 

(3) Liegen für mehrere Tarifverträge Anträge auf 
Allgemeinverbindlicherklärung vor, hat der 
Verordnungsgeber mit besonderer Sorgfalt die von 
einer Auswahlentscheidung betroffenen Güter von 
Verfassungsrang abzuwägen und die 
widerstreitenden Grundrechtsinteressen zu einem 
schonenden Ausgleich zu bringen. 
(4) Vor Erlass der Rechtsverordnung gibt das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales den in 
den Geltungsbereich der Rechtsverordnung 
fallenden Arbeitgebern sowie Arbeitnehmern und  

 
§ 7 Rechtsverordnung für die Fälle des § 4 Absatz 1 
 
(1) Auf gemeinsamen Antrag der Parteien eines 
Tarifvertrages im Sinne von § 4 Absatz 1 sowie §§ 5 
und 6 kann das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates bestimmen, dass die Rechtsnormen 
dieses Tarifvertrages auf alle unter seinen 
Geltungsbereich fallenden und nicht an ihn 
gebundenen Arbeitgeber sowie Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen Anwendung finden, wenn dies 
im öffentlichen Interesse geboten erscheint, um die in 
§ 1 genannten Gesetzesziele zu erreichen. 
 
 
 
(2) Kommen in einer Branche mehrere Tarifverträge 
mit zumindest teilweise demselben fachlichen 
Geltungsbereich zur Anwendung, hat der 
Verordnungsgeber bei seiner Entscheidung nach 
Absatz 1 im Rahmen einer Gesamtabwägung 
ergänzend zu den in § 1 genannten Gesetzeszielen 
die Repräsentativität der jeweiligen Tarifverträge zu 
berücksichtigen. Bei der Feststellung der 
Repräsentativität ist vorrangig abzustellen auf  

1. die Zahl der von den jeweils 
tarifgebundenen Arbeitgebern beschäftigten 
unter den Geltungsbereich des 
Tarifvertrages fallenden Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen, 

2. die Zahl der jeweils unter den 
Geltungsbereich des Tarifvertrages fallenden 
Mitglieder der Gewerkschaft, die den 
Tarifvertrag geschlossen hat. 

(3) Liegen für mehrere Tarifverträge Anträge auf 
Allgemeinverbindlicherklärung vor, hat der 
Verordnungsgeber mit besonderer Sorgfalt die von 
einer Auswahlentscheidung betroffenen Güter von 
Verfassungsrang abzuwägen und die 
widerstreitenden Grundrechtsinteressen zu einem 
schonenden Ausgleich zu bringen. 
(4) Vor Erlass der Rechtsverordnung gibt das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales den in 
den Geltungsbereich der Rechtsverordnung 
fallenden Arbeitgebern sowie Arbeitnehmern und  
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Arbeitnehmerinnen, den Parteien des Tarifvertrages 
sowie in den Fällen des Absatzes 2 den Parteien 
anderer Tarifverträge Gelegenheit zur schriftlichen 
Stellungnahme innerhalb von drei Wochen ab dem 
Tag der Bekanntmachung des Entwurfs der 
Rechtsverordnung. 
(5) Wird erstmals ein Antrag nach Absatz 1 gestellt, 
wird der Antrag im Bundesanzeiger veröffentlicht 
und mit ihm der Ausschuss nach § 5 Abs. 1 Satz 1 
des Tarifvertragsgesetzes (Tarifausschuss) befasst. 
Stimmen mindestens vier Ausschussmitglieder für 
den Antrag oder gibt der Tarifausschuss innerhalb 
von drei Monaten keine Stellungnahme ab, kann 
eine Rechtsverordnung nach Absatz 1 erlassen 
werden. Stimmen zwei oder drei 
Ausschussmitglieder für den Antrag, kann eine 
Rechtsverordnung nur von der Bundesregierung 
erlassen werden. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für 
Tarifverträge nach § 4 Nr. 1 bis 3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Arbeitnehmerinnen, den Parteien des Tarifvertrages 
sowie in den Fällen des Absatzes 2 den Parteien 
anderer Tarifverträge Gelegenheit zur schriftlichen 
Stellungnahme innerhalb von drei Wochen ab dem 
Tag der Bekanntmachung des Entwurfs der 
Rechtsverordnung. 
(5) Wird in einer Branche nach § 4 Absatz 1 erstmals 
ein Antrag nach Absatz 1 gestellt, wird nach Ablauf 
der Frist nach Absatz 4 der Ausschuss nach § 5 Absatz 
1 Satz 1 des Tarifvertragsgesetzes (Tarifausschuss) 
befasst. Stimmen mindestens vier 
Ausschussmitglieder für den Antrag oder gibt der 
Tarifausschuss innerhalb von zwei Monaten keine 
Stellungnahme ab, kann eine Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 erlassen werden. Stimmen zwei oder 
drei Ausschussmitglieder für den Antrag, kann eine 
Rechtsverordnung nur von der Bundesregierung 
erlassen werden. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für 
Tarifverträge nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 bis 8. 
 
§ 7a Rechtsverordnung für die Fälle des § 4 Absatz 2 
 
(1) Auf gemeinsamen Antrag der Parteien eines 
Tarifvertrages im Sinne von § 4 Absatz 2 sowie §§ 5 
und 6 Absatz 1 kann das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates bestimmen, dass die 
Rechtsnormen dieses Tarifvertrages auf alle unter 
seinen Geltungsbereich fallenden und nicht an ihn 
gebundenen Arbeitgeber sowie Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen Anwendung finden, wenn dies 
im öffentlichen Interesse geboten erscheint, um die in 
§ 1 genannten Gesetzesziele zu erreichen und dabei 
insbesondere einem Verdrängungswettbewerb über 
die Lohnkosten entgegenzuwirken. 
(2) § 7 Absatz 2 und 3 findet entsprechende 
Anwendung. 
(3) Vor Erlass der Rechtsverordnung gibt das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales den in den 
Geltungsbereich der Rechtsverordnung fallenden und 
den möglicherweise von ihr betroffenen 
Arbeitgebern sowie Arbeitnehmern und 
Arbeitnehmerinnen, den Parteien des Tarifvertrages 
sowie allen am Ausgang des Verfahrens 
interessierten Gewerkschaften und Vereinigungen 

68



Altfassung Neufassung 
(Änderungen hervorgehoben) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 8 Pflichten des Arbeitgebers zur Gewährung von 
Arbeitsbedingungen 
 
(1) Arbeitgeber mit Sitz im In- oder Ausland, die 
unter den Geltungsbereich eines für 
allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrages nach 
den §§ 4 bis 6 oder einer Rechtsverordnung nach § 7 
fallen, sind verpflichtet, ihren Arbeitnehmern und 
Arbeitnehmerinnen mindestens die in dem 
Tarifvertrag für den Beschäftigungsort 
vorgeschriebenen Arbeitsbedingungen zu gewähren 
sowie einer gemeinsamen Einrichtung der 
Tarifvertragsparteien die ihr nach § 5 Nr. 3 
zustehenden Beiträge zu leisten. Satz 1 gilt 
unabhängig davon, ob die entsprechende 
Verpflichtung kraft Tarifbindung nach § 3 des 
Tarifvertragsgesetzes oder kraft 
Allgemeinverbindlicherklärung nach § 5 des 
Tarifvertragsgesetzes oder aufgrund einer 
Rechtsverordnung nach § 7 besteht. 
 
(2) Ein Tarifvertrag nach den §§ 4 bis 6, der durch 
Allgemeinverbindlicherklärung oder 
Rechtsverordnung nach § 7 auf nicht an ihn 

der Arbeitgeber Gelegenheit zur schriftlichen 
Stellungnahme innerhalb von drei Wochen ab dem 
Tag der Bekanntmachung des Entwurfs der 
Rechtsverordnung. Die Gelegenheit zur 
Stellungnahme umfasst insbesondere auch die Frage, 
inwieweit eine Erstreckung der Rechtsnormen des 
Tarifvertrages geeignet ist, die in § 1 genannten 
Gesetzesziele zu erfüllen und dabei insbesondere 
einem Verdrängungswettbewerb über die 
Lohnkosten entgegenzuwirken. 
(4) Wird ein Antrag nach Absatz 1 gestellt, wird nach 
Ablauf der Frist nach Absatz 3 der Ausschuss nach § 5 
Absatz 1 Satz 1 des Tarifvertragsgesetzes 
(Tarifausschuss) befasst. Stimmen mindestens vier 
Ausschussmitglieder für den Antrag oder gibt der 
Tarifausschuss innerhalb von zwei Monaten keine 
Stellungnahme ab, kann eine Rechtsverordnung nach 
Absatz 1 erlassen werden. Stimmen zwei oder drei 
Ausschussmitglieder für den Antrag, kann eine 
Rechtsverordnung nur von der Bundesregierung 
erlassen werden. 
 
§ 8 Pflichten des Arbeitgebers zur Gewährung von 
Arbeitsbedingungen 
 
(1) Arbeitgeber mit Sitz im In- oder Ausland, die 
unter den Geltungsbereich eines für 
allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrages nach § 
4 Absatz 1 Nummer 1 sowie §§ 5 und 6 Absatz 2 oder 
einer Rechtsverordnung nach § 7 oder § 7a fallen, 
sind verpflichtet, ihren Arbeitnehmern und 
Arbeitnehmerinnen mindestens die in dem 
Tarifvertrag für den Beschäftigungsort 
vorgeschriebenen Arbeitsbedingungen zu gewähren 
sowie einer gemeinsamen Einrichtung der 
Tarifvertragsparteien die ihr nach § 5 Nr. 3 
zustehenden Beiträge zu leisten. Satz 1 gilt 
unabhängig davon, ob die entsprechende 
Verpflichtung kraft Tarifbindung nach § 3 des 
Tarifvertragsgesetzes oder kraft 
Allgemeinverbindlicherklärung nach § 5 des 
Tarifvertragsgesetzes oder aufgrund einer 
Rechtsverordnung nach § 7 oder § 7a besteht. 
(2) Ein Arbeitgeber ist verpflichtet, einen Tarifvertrag 
nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 sowie §§ 5 und 6 Absatz 
2, der durch Allgemeinverbindlicherklärung sowie 
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gebundene Arbeitgeber sowie Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen erstreckt wird, ist von einem 
Arbeitgeber auch dann einzuhalten, wenn er nach § 
3 des Tarifvertragsgesetzes oder kraft 
Allgemeinverbindlicherklärung nach § 5 des 
Tarifvertragsgesetzes an einen anderen Tarifvertrag 
gebunden ist. 
 
 
(3) Wird ein Leiharbeitnehmer oder eine 
Leiharbeitnehmerin vom Entleiher mit Tätigkeiten 
beschäftigt, die in den Geltungsbereich eines für 
allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrages nach 
den §§ 4, 5 Nr. 1 bis 3 und § 6 oder einer 
Rechtsverordnung nach § 7 fallen, hat der Verleiher 
zumindest die in diesem Tarifvertrag oder in dieser 
Rechtsverordnung vorgeschriebenen 
Arbeitsbedingungen zu gewähren sowie die der 
gemeinsamen Einrichtung nach diesem Tarifvertrag 
zustehenden Beiträge zu leisten. 
 
 
 
 
 
§ 9 Verzicht, Verwirkung 
 
Ein Verzicht auf das Mindestentgelt nach § 8 ist nur 
durch gerichtlichen Vergleich zulässig. Die 
Verwirkung des Anspruchs der Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen auf das Mindestentgelt nach § 8 
ist ausgeschlossen. Ausschlussfristen für die 
Geltendmachung des Anspruchs können 
ausschließlich in dem für allgemeinverbindlich 
erklärten Tarifvertrag nach den §§ 4 bis 6 oder dem 
der Rechtsverordnung nach § 7 zugrunde liegenden 
Tarifvertrag geregelt werden; die Frist muss 
mindestens sechs Monate betragen. 
 
 
Abschnitt 4 
Arbeitsbedingungen in der Pflegebranche 
 
§ 10 Anwendungsbereich 
 
Dieser Abschnitt findet Anwendung auf die  

einen Tarifvertrag nach §§ 4 bis 6, der durch 
Rechtsverordnung nach § 7 oder § 7a auf nicht an ihn 
gebundene Arbeitgeber sowie Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen erstreckt wird, auch dann 
einzuhalten, wenn er nach § 3 des 
Tarifvertragsgesetzes oder kraft 
Allgemeinverbindlicherklärung nach § 5 des 
Tarifvertragsgesetzes an einen anderen Tarifvertrag 
gebunden ist. 
(3) Wird ein Leiharbeitnehmer oder eine 
Leiharbeitnehmerin vom Entleiher mit Tätigkeiten 
beschäftigt, die in den Geltungsbereich eines für 
allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrages nach § 
4 Absatz 1 Nummer 1 sowie §§ 5 und 6 Absatz 2  
oder einer Rechtsverordnung nach § 7 oder § 7a 
fallen, hat der Verleiher zumindest die in diesem 
Tarifvertrag oder in dieser Rechtsverordnung 
vorgeschriebenen Arbeitsbedingungen zu gewähren 
sowie die der gemeinsamen Einrichtung nach 
diesem Tarifvertrag zustehenden Beiträge zu 
leisten; dies gilt auch dann, wenn der Betrieb des 
Entleihers nicht in den fachlichen Geltungsbereich 
dieses Tarifvertrages oder dieser Rechtsverordnung 
fällt. 
 
§ 9 Verzicht, Verwirkung 
 
Ein Verzicht auf das Mindestentgelt nach § 8 ist nur 
durch gerichtlichen Vergleich zulässig. Die 
Verwirkung des Anspruchs der Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen auf das Mindestentgelt nach § 8 
ist ausgeschlossen. Ausschlussfristen für die 
Geltendmachung des Anspruchs können 
ausschließlich in dem für allgemeinverbindlich 
erklärten Tarifvertrag nach den §§ 4 bis 6 oder dem 
der Rechtsverordnung nach § 7 zugrunde liegenden 
Tarifvertrag geregelt werden; die Frist muss 
mindestens sechs Monate betragen. 
 
 
Abschnitt 4 
Arbeitsbedingungen in der Pflegebranche 
 
§ 10 Anwendungsbereich 
 
Dieser Abschnitt findet Anwendung auf die  
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Pflegebranche. Diese umfasst Betriebe und 
selbstständige Betriebsabteilungen, die 
überwiegend ambulante, teilstationäre oder 
stationäre Pflegeleistungen oder ambulante 
Krankenpflegeleistungen für Pflegebedürftige 
erbringen (Pflegebetriebe). Pflegebedürftig ist, wer 
wegen einer körperlichen, geistigen oder seelischen 
Krankheit oder Behinderung für die gewöhnlichen 
und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im 
Ablauf des täglichen Lebens vorübergehend oder 
auf Dauer der Hilfe bedarf. Keine Pflegebetriebe im 
Sinne des Satzes 2 sind Einrichtungen, in denen die 
Leistungen zur medizinischen Vorsorge, zur 
medizinischen Rehabilitation, zur Teilhabe am 
Arbeitsleben oder am Leben in der Gemeinschaft, 
die schulische Ausbildung oder die Erziehung 
kranker oder behinderter Menschen im Vordergrund 
des Zweckes der Einrichtung stehen, sowie 
Krankenhäuser. 
 
§ 11 Rechtsverordnung 
 
(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
kann durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates bestimmen, dass die von einer nach 
§ 12 errichteten Kommission vorgeschlagenen 
Arbeitsbedingungen nach § 5 Nr. 1 und 2 auf alle 
Arbeitgeber sowie Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen, die unter den Geltungsbereich 
einer Empfehlung nach § 12 Abs. 4 fallen, 
Anwendung finden. 
(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
hat bei seiner Entscheidung nach Absatz 1 neben 
den in § 1 genannten Gesetzeszielen die 
Sicherstellung der Qualität der Pflegeleistung sowie 
den Auftrag kirchlicher und sonstiger Träger der 
freien Wohlfahrtspflege nach § 11 Abs. 2 des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch zu berücksichtigen. 
(3) Vor Erlass einer Rechtsverordnung gibt das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales den in 
den Geltungsbereich der Rechtsverordnung 
fallenden Arbeitgebern und Arbeitnehmern und 
Arbeitnehmerinnen sowie den Parteien von 
Tarifverträgen, die zumindest teilweise in den 
fachlichen Geltungsbereich der Rechtsverordnung  

 
Pflegebranche. Diese umfasst Betriebe und 
selbstständige Betriebsabteilungen, die 
überwiegend ambulante, teilstationäre oder 
stationäre Pflegeleistungen oder ambulante 
Krankenpflegeleistungen für Pflegebedürftige 
erbringen (Pflegebetriebe). Pflegebedürftig ist, wer 
wegen einer körperlichen, geistigen oder seelischen 
Krankheit oder Behinderung für die gewöhnlichen 
und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im 
Ablauf des täglichen Lebens vorübergehend oder 
auf Dauer der Hilfe bedarf. Keine Pflegebetriebe im 
Sinne des Satzes 2 sind Einrichtungen, in denen die 
Leistungen zur medizinischen Vorsorge, zur 
medizinischen Rehabilitation, zur Teilhabe am 
Arbeitsleben oder am Leben in der Gemeinschaft, 
die schulische Ausbildung oder die Erziehung 
kranker oder behinderter Menschen im Vordergrund 
des Zweckes der Einrichtung stehen, sowie 
Krankenhäuser. 
 
§ 11 Rechtsverordnung 
 
(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
kann durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates bestimmen, dass die von einer nach 
§ 12 errichteten Kommission vorgeschlagenen 
Arbeitsbedingungen nach § 5 Nr. 1 und 2 auf alle 
Arbeitgeber sowie Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen, die unter den Geltungsbereich 
einer Empfehlung nach § 12 Abs. 4 fallen, 
Anwendung finden. 
(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
hat bei seiner Entscheidung nach Absatz 1 neben 
den in § 1 genannten Gesetzeszielen die 
Sicherstellung der Qualität der Pflegeleistung sowie 
den Auftrag kirchlicher und sonstiger Träger der 
freien Wohlfahrtspflege nach § 11 Abs. 2 des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch zu berücksichtigen. 
(3) Vor Erlass einer Rechtsverordnung gibt das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales den in 
den Geltungsbereich der Rechtsverordnung 
fallenden Arbeitgebern und Arbeitnehmern und 
Arbeitnehmerinnen sowie den Parteien von 
Tarifverträgen, die zumindest teilweise in den 
fachlichen Geltungsbereich der Rechtsverordnung  
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fallen, und paritätisch besetzten Kommissionen, die 
auf der Grundlage kirchlichen Rechts 
Arbeitsbedingungen für den Bereich kirchlicher 
Arbeitgeber in der Pflegebranche festlegen, 
Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme 
innerhalb von drei Wochen ab dem Tag der 
Bekanntmachung des Entwurfs der 
Rechtsverordnung. 
 
§ 12 Kommission 
 
(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
errichtet eine Kommission zur Erarbeitung von 
Arbeitsbedingungen oder deren Änderung. Die 
Errichtung erfolgt im Einzelfall auf Antrag einer 
Tarifvertragspartei aus der Pflegebranche oder der 
Dienstgeberseite oder der Dienstnehmerseite von 
paritätisch besetzten Kommissionen, die auf der 
Grundlage kirchlichen Rechts Arbeitsbedingungen 
für den Bereich kirchlicher Arbeitgeber in der 
Pflegebranche festlegen. 
(2) Die Kommission besteht aus acht Mitgliedern. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
benennt je zwei geeignete Personen sowie jeweils 
einen Stellvertreter aufgrund von Vorschlägen  

1. der Gewerkschaften, die in der 
Pflegebranche tarifzuständig sind, 

2. der Vereinigungen der Arbeitgeber in der 
Pflegebranche, 

3. der Dienstnehmerseite der in Absatz 1 
genannten paritätisch besetzten 
Kommissionen sowie 

4. der Dienstgeberseite der in Absatz 1 
genannten paritätisch besetzten 
Kommissionen. 

(3) Die Sitzungen der Kommission werden von 
einem oder einer nicht stimmberechtigten 
Beauftragten des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales geleitet. Die Kommission kann sich eine 
Geschäftsordnung geben. 
(4) Die Kommission beschließt unter 
Berücksichtigung der in den §§ 1 und 11 Abs. 2 
genannten Ziele Empfehlungen zur Festsetzung von 
Arbeitsbedingungen nach § 5 Nr. 1 und 2. Sie kann 
eine Ausschlussfrist empfehlen, die den  

 
fallen, und paritätisch besetzten Kommissionen, die 
auf der Grundlage kirchlichen Rechts 
Arbeitsbedingungen für den Bereich kirchlicher 
Arbeitgeber in der Pflegebranche festlegen, 
Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme 
innerhalb von drei Wochen ab dem Tag der 
Bekanntmachung des Entwurfs der 
Rechtsverordnung. 
 
§ 12 Kommission 
 
(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
errichtet eine Kommission zur Erarbeitung von 
Arbeitsbedingungen oder deren Änderung. Die 
Errichtung erfolgt im Einzelfall auf Antrag einer 
Tarifvertragspartei aus der Pflegebranche oder der 
Dienstgeberseite oder der Dienstnehmerseite von 
paritätisch besetzten Kommissionen, die auf der 
Grundlage kirchlichen Rechts Arbeitsbedingungen 
für den Bereich kirchlicher Arbeitgeber in der 
Pflegebranche festlegen. 
(2) Die Kommission besteht aus acht Mitgliedern. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
benennt je zwei geeignete Personen sowie jeweils 
einen Stellvertreter aufgrund von Vorschlägen  

1. der Gewerkschaften, die in der 
Pflegebranche tarifzuständig sind, 

2. der Vereinigungen der Arbeitgeber in der 
Pflegebranche, 

3. der Dienstnehmerseite der in Absatz 1 
genannten paritätisch besetzten 
Kommissionen sowie 

4. der Dienstgeberseite der in Absatz 1 
genannten paritätisch besetzten 
Kommissionen. 

(3) Die Sitzungen der Kommission werden von 
einem oder einer nicht stimmberechtigten 
Beauftragten des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales geleitet. Die Kommission kann sich eine 
Geschäftsordnung geben. 
(4) Die Kommission beschließt unter 
Berücksichtigung der in den §§ 1 und 11 Abs. 2 
genannten Ziele Empfehlungen zur Festsetzung von 
Arbeitsbedingungen nach § 5 Nr. 1 und 2. Sie kann 
eine Ausschlussfrist empfehlen, die den  
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Anforderungen des § 9 Satz 3 entspricht. 
Empfehlungen sind schriftlich zu begründen. 
(5) Die Kommission ist beschlussfähig, wenn alle 
Mitglieder anwesend oder vertreten sind. Ein 
Beschluss der Kommission bedarf jeweils einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Mitglieder  

1. der Gruppe der Mitglieder nach Absatz 2 Nr. 
1 und 2, 

2. der Gruppe der Mitglieder nach Absatz 2 Nr. 
3 und 4, 

3. der Gruppe der Mitglieder nach Absatz 2 Nr. 
1 und 3 sowie 

4. der Gruppe der Mitglieder nach Absatz 2 Nr. 
2 und 4. 

(6) Mit Beschlussfassung über Empfehlungen nach 
Absatz 4 wird die Kommission aufgelöst. 
 
 
 
§ 13 Rechtsfolgen 
 
Eine Rechtsverordnung nach § 11 steht für die 
Anwendung der §§ 8 und 9 sowie der Abschnitte 5 
und 6 einer Rechtsverordnung nach § 7 gleich. 
 
 
Abschnitt 4a 
Arbeitsbedingungen im Gewerbe des 
grenzüberschreitenden Straßentransports von Euro-
Bargeld 
 
§ 13a Gleichstellung 
 
Die Verordnung (EU) Nr. 1214/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 
November 2011 über den gewerbsmäßig 
grenzüberschreitenden Straßentransport von Euro-
Bargeld zwischen den Mitgliedstaaten des 
Euroraums (ABl. L 316 vom 29.11.2011, S. 1) steht 
für die Anwendung der §§ 8 und 9 sowie der 
Abschnitte 5 und 6 einer Rechtsverordnung nach § 7 
gleich. 
 
 
 

 
Anforderungen des § 9 Satz 3 entspricht. 
Empfehlungen sind schriftlich zu begründen. 
(5) Die Kommission ist beschlussfähig, wenn alle 
Mitglieder anwesend oder vertreten sind. Ein 
Beschluss der Kommission bedarf jeweils einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Mitglieder  

1. der Gruppe der Mitglieder nach Absatz 2 Nr. 
1 und 2, 

2. der Gruppe der Mitglieder nach Absatz 2 Nr. 
3 und 4, 

3. der Gruppe der Mitglieder nach Absatz 2 Nr. 
1 und 3 sowie 

4. der Gruppe der Mitglieder nach Absatz 2 Nr. 
2 und 4. 

Die Sitzungen der Kommission sind nicht öffentlich; 
der Inhalt ihrer Beratungen ist vertraulich. 
(6) Mit Beschlussfassung über Empfehlungen nach 
Absatz 4 wird die Kommission aufgelöst. 
 
§ 13 Rechtsfolgen 
 
Eine Rechtsverordnung nach § 11 steht für die 
Anwendung der §§ 8 und 9 sowie der Abschnitte 5 
und 6 einer Rechtsverordnung nach § 7 gleich. 
 
 
Abschnitt 4a 
Arbeitsbedingungen im Gewerbe des 
grenzüberschreitenden Straßentransports von Euro-
Bargeld 
 
§ 13a Gleichstellung 
 
Die Verordnung (EU) Nr. 1214/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 
November 2011 über den gewerbsmäßig 
grenzüberschreitenden Straßentransport von Euro-
Bargeld zwischen den Mitgliedstaaten des 
Euroraums (ABl. L 316 vom 29.11.2011, S. 1) steht 
für die Anwendung der §§ 8 und 9 sowie der 
Abschnitte 5 und 6 einer Rechtsverordnung nach § 7 
gleich. 
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Abschnitt 5 
Zivilrechtliche Durchsetzung 
 
§ 14 Haftung des Auftraggebers 
 
Ein Unternehmer, der einen anderen Unternehmer 
mit der Erbringung von Werk- oder Dienstleistungen 
beauftragt, haftet für die Verpflichtungen dieses 
Unternehmers, eines Nachunternehmers oder eines 
von dem Unternehmer oder einem 
Nachunternehmer beauftragten Verleihers zur 
Zahlung des Mindestentgelts an Arbeitnehmer oder 
Arbeitnehmerinnen oder zur Zahlung von Beiträgen 
an eine gemeinsame Einrichtung der 
Tarifvertragsparteien nach § 8 wie ein Bürge, der auf 
die Einrede der Vorausklage verzichtet hat. Das 
Mindestentgelt im Sinne des Satzes 1 umfasst nur 
den Betrag, der nach Abzug der Steuern und der 
Beiträge zur Sozialversicherung und zur 
Arbeitsförderung oder entsprechender 
Aufwendungen zur sozialen Sicherung an 
Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen auszuzahlen 
ist (Nettoentgelt). 
 
§ 15 Gerichtsstand 
 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes entsandt sind oder 
waren, können eine auf den Zeitraum der 
Entsendung bezogene Klage auf Erfüllung der 
Verpflichtungen nach den §§ 2, 8 oder 14 auch vor 
einem deutschen Gericht für Arbeitssachen 
erheben. Diese Klagemöglichkeit besteht auch für 
eine gemeinsame Einrichtung der 
Tarifvertragsparteien nach § 5 Nr. 3 in Bezug auf die 
ihr zustehenden Beiträge. 
 
 
Abschnitt 6 
Kontrolle und Durchsetzung durch staatliche 
Behörden 
 
§ 16 Zuständigkeit 
 
Für die Prüfung der Einhaltung der Pflichten eines  

 
Abschnitt 5 
Zivilrechtliche Durchsetzung 
 
§ 14 Haftung des Auftraggebers 
 
Ein Unternehmer, der einen anderen Unternehmer 
mit der Erbringung von Werk- oder Dienstleistungen 
beauftragt, haftet für die Verpflichtungen dieses 
Unternehmers, eines Nachunternehmers oder eines 
von dem Unternehmer oder einem 
Nachunternehmer beauftragten Verleihers zur 
Zahlung des Mindestentgelts an Arbeitnehmer oder 
Arbeitnehmerinnen oder zur Zahlung von Beiträgen 
an eine gemeinsame Einrichtung der 
Tarifvertragsparteien nach § 8 wie ein Bürge, der auf 
die Einrede der Vorausklage verzichtet hat. Das 
Mindestentgelt im Sinne des Satzes 1 umfasst nur 
den Betrag, der nach Abzug der Steuern und der 
Beiträge zur Sozialversicherung und zur 
Arbeitsförderung oder entsprechender 
Aufwendungen zur sozialen Sicherung an 
Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen auszuzahlen 
ist (Nettoentgelt). 
 
§ 15 Gerichtsstand 
 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes entsandt sind oder 
waren, können eine auf den Zeitraum der 
Entsendung bezogene Klage auf Erfüllung der 
Verpflichtungen nach den §§ 2, 8 oder 14 auch vor 
einem deutschen Gericht für Arbeitssachen 
erheben. Diese Klagemöglichkeit besteht auch für 
eine gemeinsame Einrichtung der 
Tarifvertragsparteien nach § 5 Nr. 3 in Bezug auf die 
ihr zustehenden Beiträge. 
 
 
Abschnitt 6 
Kontrolle und Durchsetzung durch staatliche 
Behörden 
 
§ 16 Zuständigkeit 
 
Für die Prüfung der Einhaltung der Pflichten eines  
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Arbeitgebers nach § 8 sind die Behörden der 
Zollverwaltung zuständig. 
 
 
 
§ 17 Befugnisse der Behörden der Zollverwaltung 
und anderer Behörden 
 
Die §§ 2 bis 6, 14, 15, 20, 22 und 23 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes sind 
entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, dass  

1. die dort genannten Behörden auch Einsicht 
in Arbeitsverträge, Niederschriften nach § 2 
des Nachweisgesetzes und andere 
Geschäftsunterlagen nehmen können, die 
mittelbar oder unmittelbar Auskunft über 
die Einhaltung der Arbeitsbedingungen nach 
§ 8 geben, und 

2. die nach § 5 Abs. 1 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes zur 
Mitwirkung Verpflichteten diese Unterlagen 
vorzulegen haben. 

Die §§ 16 bis 19 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes finden 
Anwendung. § 6 Abs. 3 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes findet 
entsprechende Anwendung. Für die 
Datenverarbeitung, die dem in § 16 genannten 
Zweck oder der Zusammenarbeit mit den Behörden 
des Europäischen Wirtschaftsraums nach § 20 Abs. 2 
dient, findet § 67 Abs. 2 Nr. 4 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch keine Anwendung. 
 
§ 18 Meldepflicht 
 
(1) Soweit die Rechtsnormen eines für 
allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrages nach 
den §§ 4, 5 Nr. 1 bis 3 und § 6 oder einer 
Rechtsverordnung nach § 7 auf das 
Arbeitsverhältnis Anwendung finden, ist ein 
Arbeitgeber mit Sitz im Ausland, der einen 
Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin oder 
mehrere Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen 
innerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
beschäftigt, verpflichtet, vor Beginn jeder Werk-  

 
Arbeitgebers nach § 8, soweit sie sich auf die 
Gewährung von Arbeitsbedingungen nach § 5 Satz 1 
Nummer 1 bis 3 beziehen, sind die Behörden der 
Zollverwaltung zuständig. 
 
§ 17 Befugnisse der Behörden der Zollverwaltung 
und anderer Behörden 
 
Die §§ 2 bis 6, 14, 15, 20, 22 und 23 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes sind 
entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, dass  

1. die dort genannten Behörden auch Einsicht 
in Arbeitsverträge, Niederschriften nach § 2 
des Nachweisgesetzes und andere 
Geschäftsunterlagen nehmen können, die 
mittelbar oder unmittelbar Auskunft über 
die Einhaltung der Arbeitsbedingungen nach 
§ 8 geben, und 

2. die nach § 5 Abs. 1 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes zur 
Mitwirkung Verpflichteten diese Unterlagen 
vorzulegen haben. 

Die §§ 16 bis 19 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes finden 
Anwendung. § 6 Abs. 3 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes findet 
entsprechende Anwendung. Für die 
Datenverarbeitung, die dem in § 16 genannten 
Zweck oder der Zusammenarbeit mit den Behörden 
des Europäischen Wirtschaftsraums nach § 20 Abs. 2 
dient, findet § 67 Abs. 2 Nr. 4 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch keine Anwendung. 
 
§ 18 Meldepflicht 
 
(1) Soweit die Rechtsnormen eines für 
allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrages nach § 
4 Absatz 1 Nummer 1, § 5 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 
§ 6 Absatz 2 oder einer Rechtsverordnung nach § 7 
oder § 7a, soweit sie Arbeitsbedingungen nach § 5 
Satz 1 Nummer 1 bis 3 vorschreibt, auf das 
Arbeitsverhältnis Anwendung finden, ist ein 
Arbeitgeber mit Sitz im Ausland, der einen 
Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin oder 
mehrere Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen  
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oder Dienstleistung eine schriftliche Anmeldung in 
deutscher Sprache bei der zuständigen Behörde der 
Zollverwaltung vorzulegen, die die für die Prüfung 
wesentlichen Angaben enthält. Wesentlich sind die 
Angaben über  

1. Familienname, Vornamen und 
Geburtsdatum der von ihm im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes 
beschäftigten Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen, 

2. Beginn und voraussichtliche Dauer der 
Beschäftigung, 

3. Ort der Beschäftigung, bei Bauleistungen die 
Baustelle, 

4. Ort im Inland, an dem die nach § 19 
erforderlichen Unterlagen bereitgehalten 
werden, 

5. Familienname, Vornamen, Geburtsdatum 
und Anschrift in Deutschland des oder der 
verantwortlich Handelnden, 

6. Branche, in die die Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen entsandt werden sollen, 
und 

7. Familienname, Vornamen und Anschrift in 
Deutschland eines oder einer 
Zustellungsbevollmächtigten, soweit dieser 
oder diese nicht mit dem oder der in 
Nummer 5 genannten verantwortlich 
Handelnden identisch ist. 

Änderungen bezüglich dieser Angaben hat der 
Arbeitgeber im Sinne des Satzes 1 unverzüglich zu 
melden. 
 
 
(2) Der Arbeitgeber hat der Anmeldung eine 
Versicherung beizufügen, dass er seine 
Verpflichtungen nach § 8 einhält. 
(3) Überlässt ein Verleiher mit Sitz im Ausland einen 
Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin oder 
mehrere Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen zur 
Arbeitsleistung einem Entleiher, hat der Entleiher 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 
vor Beginn jeder Werk- oder Dienstleistung der 
zuständigen Behörde der Zollverwaltung eine 
schriftliche Anmeldung in deutscher Sprache mit  

 
innerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
beschäftigt, verpflichtet, vor Beginn jeder Werk- 
oder Dienstleistung eine schriftliche Anmeldung in 
deutscher Sprache bei der zuständigen Behörde der 
Zollverwaltung vorzulegen, die die für die Prüfung 
wesentlichen Angaben enthält. Wesentlich sind die 
Angaben über  

1. Familienname, Vornamen und 
Geburtsdatum der von ihm im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes 
beschäftigten Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen, 

2. Beginn und voraussichtliche Dauer der 
Beschäftigung, 

3. Ort der Beschäftigung, bei Bauleistungen die 
Baustelle, 

4. Ort im Inland, an dem die nach § 19 
erforderlichen Unterlagen bereitgehalten 
werden, 

5. Familienname, Vornamen, Geburtsdatum 
und Anschrift in Deutschland des oder der 
verantwortlich Handelnden, 

6. Branche, in die die Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen entsandt werden sollen, 
und 

7. Familienname, Vornamen und Anschrift in 
Deutschland eines oder einer 
Zustellungsbevollmächtigten, soweit dieser 
oder diese nicht mit dem oder der in 
Nummer 5 genannten verantwortlich 
Handelnden identisch ist. 

Änderungen bezüglich dieser Angaben hat der 
Arbeitgeber im Sinne des Satzes 1 unverzüglich zu 
melden. 
(2) Der Arbeitgeber hat der Anmeldung eine 
Versicherung beizufügen, dass er seine 
Verpflichtungen nach § 8 einhält. 
(3) Überlässt ein Verleiher mit Sitz im Ausland einen 
Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin oder 
mehrere Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen zur 
Arbeitsleistung einem Entleiher, hat der Entleiher 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 
vor Beginn jeder Werk- oder Dienstleistung der 
zuständigen Behörde der Zollverwaltung eine 
schriftliche Anmeldung in deutscher Sprache mit  
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folgenden Angaben zuzuleiten:  

1. Familienname, Vornamen und 
Geburtsdatum der überlassenen 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, 

2. Beginn und Dauer der Überlassung, 
3. Ort der Beschäftigung, bei Bauleistungen die 

Baustelle, 
4. Ort im Inland, an dem die nach § 19 

erforderlichen Unterlagen bereitgehalten 
werden, 

5. Familienname, Vornamen und Anschrift in 
Deutschland eines oder einer 
Zustellungsbevollmächtigten des Verleihers, 

6. Branche, in die die Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen entsandt werden sollen, 
und 

7. Familienname, Vornamen oder Firma sowie 
Anschrift des Verleihers. 

Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 
(4) Der Entleiher hat der Anmeldung eine 
Versicherung des Verleihers beizufügen, dass dieser 
seine Verpflichtungen nach § 8 einhält. 
(5) Das Bundesministerium der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales ohne 
Zustimmung des Bundesrates bestimmen,  

1. dass, auf welche Weise und unter welchen 
technischen und organisatorischen 
Voraussetzungen eine Anmeldung, 
Änderungsmeldung und Versicherung 
abweichend von Absatz 1 Satz 1 und 3, 
Absatz 2 und 3 Satz 1 und 2 und Absatz 4 
elektronisch übermittelt werden kann, 

2. unter welchen Voraussetzungen eine 
Änderungsmeldung ausnahmsweise 
entfallen kann, und 

3. wie das Meldeverfahren vereinfacht oder 
abgewandelt werden kann, sofern die 
entsandten Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen im Rahmen einer 
regelmäßig wiederkehrenden Werk- oder 
Dienstleistung eingesetzt werden oder 
sonstige Besonderheiten der zu 
erbringenden Werk- oder Dienstleistungen 
dies erfordern. 

 
folgenden Angaben zuzuleiten:  

1. Familienname, Vornamen und 
Geburtsdatum der überlassenen 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, 

2. Beginn und Dauer der Überlassung, 
3. Ort der Beschäftigung, bei Bauleistungen die 

Baustelle, 
4. Ort im Inland, an dem die nach § 19 

erforderlichen Unterlagen bereitgehalten 
werden, 

5. Familienname, Vornamen und Anschrift in 
Deutschland eines oder einer 
Zustellungsbevollmächtigten des Verleihers, 

6. Branche, in die die Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen entsandt werden sollen, 
und 

7. Familienname, Vornamen oder Firma sowie 
Anschrift des Verleihers. 

Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 
(4) Der Entleiher hat der Anmeldung eine 
Versicherung des Verleihers beizufügen, dass dieser 
seine Verpflichtungen nach § 8 einhält. 
(5) Das Bundesministerium der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales ohne 
Zustimmung des Bundesrates bestimmen,  

1. dass, auf welche Weise und unter welchen 
technischen und organisatorischen 
Voraussetzungen eine Anmeldung, 
Änderungsmeldung und Versicherung 
abweichend von Absatz 1 Satz 1 und 3, 
Absatz 2 und 3 Satz 1 und 2 und Absatz 4 
elektronisch übermittelt werden kann, 

2. unter welchen Voraussetzungen eine 
Änderungsmeldung ausnahmsweise 
entfallen kann, und 

3. wie das Meldeverfahren vereinfacht oder 
abgewandelt werden kann, sofern die 
entsandten Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen im Rahmen einer 
regelmäßig wiederkehrenden Werk- oder 
Dienstleistung eingesetzt werden oder 
sonstige Besonderheiten der zu 
erbringenden Werk- oder Dienstleistungen 
dies erfordern. 
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(6) Das Bundesministerium der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates die zuständige Behörde nach Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 bestimmen. 
 
§ 19 Erstellen und Bereithalten von Dokumenten 
 
(1) Soweit die Rechtsnormen eines für 
allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrages nach 
den §§ 4, 5 Nr. 1 bis 3 und § 6 oder einer 
entsprechenden Rechtsverordnung nach § 7 über 
die Zahlung eines Mindestentgelts oder die 
Einziehung von Beiträgen und die Gewährung von 
Leistungen im Zusammenhang mit 
Urlaubsansprüchen auf das Arbeitsverhältnis 
Anwendung finden, ist der Arbeitgeber verpflichtet, 
Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit 
der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen 
mindestens zwei Jahre aufzubewahren. Satz 1 gilt 
entsprechend für einen Entleiher, dem ein Verleiher 
einen Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin oder 
mehrere Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen zur 
Arbeitsleistung überlässt. 
 
 
 
 
(2) Jeder Arbeitgeber ist verpflichtet, die für die 
Kontrolle der Einhaltung eines für 
allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrages nach 
den §§ 4, 5 Nr. 1 bis 3 und § 6 oder einer 
Rechtsverordnung nach § 7 erforderlichen 
Unterlagen im Inland für die gesamte Dauer der 
tatsächlichen Beschäftigung der Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes, mindestens für die Dauer der gesamten 
Werk- oder Dienstleistung, insgesamt jedoch nicht 
länger als zwei Jahre in deutscher Sprache 
bereitzuhalten. Auf Verlangen der Prüfbehörde sind 
die Unterlagen auch am Ort der Beschäftigung 
bereitzuhalten, bei Bauleistungen auf der Baustelle. 
 
 
 

 
(6) Das Bundesministerium der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates die zuständige Behörde nach Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 bestimmen. 
 
§ 19 Erstellen und Bereithalten von Dokumenten 
 
(1) Soweit die Rechtsnormen eines für 
allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrages nach § 
4 Absatz 1 Nummer 1, § 5 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 
§ 6 Absatz 2 oder einer entsprechenden 
Rechtsverordnung nach § 7 oder § 7a über die 
Zahlung eines Mindestentgelts oder die Einziehung 
von Beiträgen und die Gewährung von Leistungen im 
Zusammenhang mit Urlaubsansprüchen auf das 
Arbeitsverhältnis Anwendung finden, ist der 
Arbeitgeber verpflichtet, Beginn, Ende und Dauer der 
täglichen Arbeitszeit der Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen spätestens bis zum Ablauf des 
siebten auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden 
Kalendertages aufzuzeichnen und diese 
Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre beginnend ab 
dem für die Aufzeichnung maßgeblichen Zeitpunkt 
aufzubewahren. Satz 1 gilt entsprechend für einen 
Entleiher, dem ein Verleiher einen Arbeitnehmer 
oder eine Arbeitnehmerin oder mehrere 
Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen zur 
Arbeitsleistung überlässt. 
(2) Jeder Arbeitgeber ist verpflichtet, die für die 
Kontrolle der Einhaltung eines für 
allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrages nach § 
4 Absatz 1 Nummer 1, § 5 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 
§ 6 Absatz 2 oder einer entsprechenden 
Rechtsverordnung nach § 7 oder § 7a erforderlichen 
Unterlagen im Inland für die gesamte Dauer der 
tatsächlichen Beschäftigung der Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes, mindestens für die Dauer der gesamten 
Werk- oder Dienstleistung, insgesamt jedoch nicht 
länger als zwei Jahre in deutscher Sprache 
bereitzuhalten. Auf Verlangen der Prüfbehörde sind 
die Unterlagen auch am Ort der Beschäftigung 
bereitzuhalten, bei Bauleistungen auf der Baustelle. 
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§ 20 Zusammenarbeit der in- und ausländischen 
Behörden 
 
(1) Die Behörden der Zollverwaltung unterrichten 
die zuständigen Finanzämter über Meldungen nach 
§ 18 Abs. 1 und 3. 
(2) Die Behörden der Zollverwaltung und die übrigen 
in § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 
genannten Behörden dürfen nach Maßgabe der 
datenschutzrechtlichen Vorschriften auch mit 
Behörden anderer Vertragsstaaten des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum 
zusammenarbeiten, die diesem Gesetz 
entsprechende Aufgaben durchführen oder für die 
Bekämpfung illegaler Beschäftigung zuständig sind 
oder Auskünfte geben können, ob ein Arbeitgeber 
seine Verpflichtungen nach § 8 erfüllt. Die 
Regelungen über die internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen bleiben hiervon unberührt. 
(3) Die Behörden der Zollverwaltung unterrichten 
das Gewerbezentralregister über rechtskräftige 
Bußgeldentscheidungen nach § 23 Abs. 1 bis 3, 
sofern die Geldbuße mehr als zweihundert Euro 
beträgt. 
(4) Gerichte und Staatsanwaltschaften sollen den 
nach diesem Gesetz zuständigen Behörden 
Erkenntnisse übermitteln, die aus ihrer Sicht zur 
Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 23 
Abs. 1 und 2 erforderlich sind, soweit dadurch nicht 
überwiegende schutzwürdige Interessen des 
Betroffenen oder anderer Verfahrensbeteiligter 
erkennbar beeinträchtigt werden. Dabei ist zu 
berücksichtigen, wie gesichert die zu 
übermittelnden Erkenntnisse sind. 
 
§ 21 Ausschluss von der Vergabe öffentlicher 
Aufträge 
 
(1) Von der Teilnahme an einem Wettbewerb um 
einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag der 
in § 98 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen genannten 
Auftraggeber sollen Bewerber oder Bewerberinnen 
für eine angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen 
Wiederherstellung ihrer Zuverlässigkeit  

 
§ 20 Zusammenarbeit der in- und ausländischen 
Behörden 
 
(1) Die Behörden der Zollverwaltung unterrichten 
die zuständigen örtlichen Landesfinanzbehörden 
über Meldungen nach § 18 Abs. 1 und 3. 
(2) Die Behörden der Zollverwaltung und die übrigen 
in § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 
genannten Behörden dürfen nach Maßgabe der 
datenschutzrechtlichen Vorschriften auch mit 
Behörden anderer Vertragsstaaten des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum 
zusammenarbeiten, die diesem Gesetz 
entsprechende Aufgaben durchführen oder für die 
Bekämpfung illegaler Beschäftigung zuständig sind 
oder Auskünfte geben können, ob ein Arbeitgeber 
seine Verpflichtungen nach § 8 erfüllt. Die 
Regelungen über die internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen bleiben hiervon unberührt. 
(3) Die Behörden der Zollverwaltung unterrichten 
das Gewerbezentralregister über rechtskräftige 
Bußgeldentscheidungen nach § 23 Abs. 1 bis 3, 
sofern die Geldbuße mehr als zweihundert Euro 
beträgt. 
(4) (aufgehoben) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 21 Ausschluss von der Vergabe öffentlicher 
Aufträge 
 
(1) Von der Teilnahme an einem Wettbewerb um 
einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag der 
in § 98 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen genannten 
Auftraggeber sollen Bewerber oder Bewerberinnen 
für eine angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen 
Wiederherstellung ihrer Zuverlässigkeit  
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ausgeschlossen werden, die wegen eines Verstoßes 
nach § 23 mit einer Geldbuße von wenigstens 
zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind. 
Das Gleiche gilt auch schon vor Durchführung eines 
Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts 
der Beweislage kein vernünftiger Zweifel an einer 
schwerwiegenden Verfehlung im Sinne des Satzes 1 
besteht. 
(2) Die für die Verfolgung oder Ahndung der 
Ordnungswidrigkeiten nach § 23 zuständigen 
Behörden dürfen öffentlichen Auftraggebern nach § 
98 Nr. 1 bis 3 und 5 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen und solchen Stellen, 
die von öffentlichen Auftraggebern zugelassene 
Präqualifikationsverzeichnisse oder Unternehmer- 
und Lieferantenverzeichnisse führen, auf Verlangen 
die erforderlichen Auskünfte geben. 
(3) Öffentliche Auftraggeber nach Absatz 2 fordern 
im Rahmen ihrer Tätigkeit beim 
Gewerbezentralregister Auskünfte über 
rechtskräftige Bußgeldentscheidungen wegen einer 
Ordnungswidrigkeit nach § 23 Abs. 1 oder 2 an oder 
verlangen von Bewerbern oder Bewerberinnen eine 
Erklärung, dass die Voraussetzungen für einen 
Ausschluss nach Absatz 1 nicht vorliegen. Im Falle 
einer Erklärung des Bewerbers oder der Bewerberin 
können öffentliche Auftraggeber nach Absatz 2 
jederzeit zusätzlich Auskünfte des 
Gewerbezentralregisters nach § 150a der 
Gewerbeordnung anfordern. 
(4) Bei Aufträgen ab einer Höhe von 30 000 Euro 
fordert der öffentliche Auftraggeber nach Absatz 2 
für den Bewerber oder die Bewerberin, der oder die 
den Zuschlag erhalten soll, vor der 
Zuschlagserteilung eine Auskunft aus dem 
Gewerbezentralregister nach § 150a der 
Gewerbeordnung an. 
(5) Vor der Entscheidung über den Ausschluss ist der 
Bewerber oder die Bewerberin zu hören. 
 
§ 22 Zustellung 
 
Für die Anwendung dieses Gesetzes gilt der im 
Inland gelegene Ort der Werk- oder Dienstleistung 
sowie das vom Arbeitgeber eingesetzte Fahrzeug als 

 
ausgeschlossen werden, die wegen eines Verstoßes 
nach § 23 mit einer Geldbuße von wenigstens 
zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind. 
Das Gleiche gilt auch schon vor Durchführung eines 
Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts 
der Beweislage kein vernünftiger Zweifel an einer 
schwerwiegenden Verfehlung im Sinne des Satzes 1 
besteht. 
(2) Die für die Verfolgung oder Ahndung der 
Ordnungswidrigkeiten nach § 23 zuständigen 
Behörden dürfen öffentlichen Auftraggebern nach § 
98 Nr. 1 bis 3 und 5 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen und solchen Stellen, 
die von öffentlichen Auftraggebern zugelassene 
Präqualifikationsverzeichnisse oder Unternehmer- 
und Lieferantenverzeichnisse führen, auf Verlangen 
die erforderlichen Auskünfte geben. 
(3) Öffentliche Auftraggeber nach Absatz 2 fordern 
im Rahmen ihrer Tätigkeit beim 
Gewerbezentralregister Auskünfte über 
rechtskräftige Bußgeldentscheidungen wegen einer 
Ordnungswidrigkeit nach § 23 Abs. 1 oder 2 an oder 
verlangen von Bewerbern oder Bewerberinnen eine 
Erklärung, dass die Voraussetzungen für einen 
Ausschluss nach Absatz 1 nicht vorliegen. Im Falle 
einer Erklärung des Bewerbers oder der Bewerberin 
können öffentliche Auftraggeber nach Absatz 2 
jederzeit zusätzlich Auskünfte des 
Gewerbezentralregisters nach § 150a der 
Gewerbeordnung anfordern. 
(4) Bei Aufträgen ab einer Höhe von 30 000 Euro 
fordert der öffentliche Auftraggeber nach Absatz 2 
für den Bewerber oder die Bewerberin, der oder die 
den Zuschlag erhalten soll, vor der 
Zuschlagserteilung eine Auskunft aus dem 
Gewerbezentralregister nach § 150a der 
Gewerbeordnung an. 
(5) Vor der Entscheidung über den Ausschluss ist der 
Bewerber oder die Bewerberin zu hören. 
 
§ 22 (aufgehoben) 
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Geschäftsraum im Sinne des § 5 Abs. 2 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes in Verbindung mit 
§ 178 Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozessordnung. 
 
§ 23 Bußgeldvorschriften 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig  

1. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3, 
jeweils in Verbindung mit einem Tarifvertrag 
nach den §§ 4 bis 6, der nach § 5 des 
Tarifvertragsgesetzes für 
allgemeinverbindlich erklärt oder durch 
Rechtsverordnung nach § 7 Abs. 1 erstreckt 
worden ist, eine dort genannte 
Arbeitsbedingung nicht gewährt oder einen 
Beitrag nicht leistet, 

2. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 1 Satz 1 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes eine 
Prüfung nicht duldet oder bei einer Prüfung 
nicht mitwirkt, 

3. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 1 Satz 2 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes das 
Betreten eines Grundstücks oder 
Geschäftsraums nicht duldet, 

4. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 Satz 1 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes Daten 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in 
der vorgeschriebenen Weise oder nicht 
rechtzeitig übermittelt, 

5. entgegen § 18 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 Satz 
1 eine Anmeldung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig vorlegt oder 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in 
der vorgeschriebenen Weise oder nicht 
rechtzeitig zuleitet, 

6. entgegen § 18 Abs. 1 Satz 3, auch in 
Verbindung mit Absatz 3 Satz 2, eine 
Änderungsmeldung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig macht, 

7. entgegen § 18 Abs. 2 oder 4 eine  

 
 
 
 
§ 23 Bußgeldvorschriften 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig  

1. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 eine 
dort genannte Arbeitsbedingung nicht oder 
nicht rechtzeitig gewährt oder einen Beitrag 
nicht oder nicht rechtzeitig leistet, 

2. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 1 Satz 1 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes eine 
Prüfung nicht duldet oder bei einer Prüfung 
nicht mitwirkt, 

3. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 1 Satz 2 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes das 
Betreten eines Grundstücks oder 
Geschäftsraums nicht duldet, 

4. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 
Abs. 3 Satz 1 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes Daten 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in 
der vorgeschriebenen Weise oder nicht 
rechtzeitig übermittelt, 

5. entgegen § 18 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 Satz 
1 eine Anmeldung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig vorlegt oder 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in 
der vorgeschriebenen Weise oder nicht 
rechtzeitig zuleitet, 

6. entgegen § 18 Abs. 1 Satz 3, auch in 
Verbindung mit Absatz 3 Satz 2, eine 
Änderungsmeldung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig macht, 

7. entgegen § 18 Abs. 2 oder 4 eine 
Versicherung nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig beifügt, 

8. entgegen § 19 Absatz 1 Satz 1, auch in 
Verbindung mit Satz 2, eine Aufzeichnung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder  
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Versicherung nicht beifügt, 

8. entgegen § 19 Abs. 1 eine Aufzeichnung 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
erstellt oder nicht mindestens zwei Jahre 
aufbewahrt oder 

9. entgegen § 19 Abs. 2 eine Unterlage nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in 
der vorgeschriebenen Weise bereithält. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer Werk- oder 
Dienstleistungen in erheblichem Umfang ausführen 
lässt, indem er als Unternehmer einen anderen 
Unternehmer beauftragt, von dem er weiß oder 
fahrlässig nicht weiß, dass dieser bei der Erfüllung 
dieses Auftrags  

1. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3, 
jeweils in Verbindung mit einem Tarifvertrag 
nach den §§ 4 bis 6, der nach § 5 des 
Tarifvertragsgesetzes für 
allgemeinverbindlich erklärt oder durch 
Rechtsverordnung nach § 7 Abs. 1 erstreckt 
worden ist, eine dort genannte 
Arbeitsbedingung nicht gewährt oder einen 
Beitrag nicht leistet oder 

2. einen Nachunternehmer einsetzt oder 
zulässt, dass ein Nachunternehmer tätig 
wird, der entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 oder 
Abs. 3, jeweils in Verbindung mit einem 
Tarifvertrag nach den §§ 4 bis 6, der nach § 5 
des Tarifvertragsgesetzes für 
allgemeinverbindlich erklärt oder durch 
Rechtsverordnung nach § 7 Abs. 1 erstreckt 
worden ist, eine dort genannte 
Arbeitsbedingung nicht gewährt oder einen 
Beitrag nicht leistet. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1 und des Absatzes 2 mit einer 
Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro, in den 
übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu 
dreißigtausend Euro geahndet werden. 
(4) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind 
die in § 16 genannten Behörden jeweils für ihren 
Geschäftsbereich. 
(5) Die Geldbußen fließen in die Kasse der 
Verwaltungsbehörde, die den Bußgeldbescheid  

 
nicht rechtzeitig erstellt oder nicht oder nicht 
mindestens zwei Jahre aufbewahrt oder 

9. entgegen § 19 Abs. 2 eine Unterlage nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in 
der vorgeschriebenen Weise bereithält. 

 
 
 
(2) Ordnungswidrig handelt, wer Werk- oder 
Dienstleistungen in erheblichem Umfang ausführen 
lässt, indem er als Unternehmer einen anderen 
Unternehmer beauftragt, von dem er weiß oder 
fahrlässig nicht weiß, dass dieser bei der Erfüllung 
dieses Auftrags  

1. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 eine 
dort genannte Arbeitsbedingung nicht oder 
nicht rechtzeitig gewährt oder einen Beitrag 
nicht oder nicht rechtzeitig leistet oder 

2. einen Nachunternehmer einsetzt oder zulässt, 
dass ein Nachunternehmer tätig wird, der 
entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 eine 
dort genannte Arbeitsbedingung nicht oder 
nicht rechtzeitig gewährt oder einen Beitrag 
nicht oder nicht rechtzeitig leistet. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1 und des Absatzes 2 mit einer 
Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro, in den 
übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu 
dreißigtausend Euro geahndet werden. 
(4) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind 
die in § 16 genannten Behörden jeweils für ihren 
Geschäftsbereich. 
(5) Für die Vollstreckung zugunsten der Behörden des 
Bundes und der bundesunmittelbaren juristischen  
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erlassen hat. Für die Vollstreckung zugunsten der 
Behörden des Bundes und der unmittelbaren 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts sowie für die Vollziehung des dinglichen 
Arrestes nach § 111d der Strafprozessordnung in 
Verbindung mit § 46 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten durch die in § 16 genannten 
Behörden gilt das Verwaltungs-
Vollstreckungsgesetz. Die nach Satz 1 zuständige 
Kasse trägt abweichend von § 105 Abs. 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die 
notwendigen Auslagen; sie ist auch ersatzpflichtig 
im Sinne des § 110 Abs. 4 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten. 
 
 
Abschnitt 7 
Schlussvorschriften 
 
§ 24 Evaluation 
 
Die nach § 7 festgesetzten Mindestentgeltsätze sind 
im Hinblick auf ihre Beschäftigungswirkungen, 
insbesondere auf sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung sowie die Schaffung angemessener 
Mindestarbeitsbedingungen, fünf Jahre nach 
Inkrafttreten des Gesetzes zu überprüfen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Personen des öffentlichen Rechts sowie für die 
Vollziehung des dinglichen Arrestes nach § 111d der 
Strafprozessordnung in Verbindung mit § 46 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten durch die in § 
16 genannten Behörden gilt das Verwaltungs-
Vollstreckungsgesetz des Bundes. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abschnitt 7 
Schlussvorschriften 
 
§ 24 Evaluation 
 
Die nach § 7 festgesetzten Mindestentgeltsätze sind 
im Hinblick auf ihre Beschäftigungswirkungen, 
insbesondere auf sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung sowie die Schaffung angemessener 
Mindestarbeitsbedingungen, fünf Jahre nach 
Inkrafttreten des Gesetzes zu überprüfen. 
 
§ 24a Übergangsregelung 

 
In der Zeit vom 1. Januar 2015 bis zum 31. Dezember 
2016 gilt § 1 mit der Maßgabe, dass eine 
Unterschreitung des in § 1 des Mindestlohngesetzes 
vorgeschriebenen Mindestlohns mit den Zielen des § 
1 vereinbar ist, wenn diese Unterschreitung 
erforderlich ist, um in der betreffenden Branche eine 
schrittweise Heranführung des Lohnniveaus an die 
Vorgaben des § 1 des Mindestlohngesetzes zu 
bewirken und dabei faire und funktionierende 
Wettbewerbsbedingungen und den Erhalt 
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung zu 
berücksichtigen. 
 
 
 

83



Altfassung Neufassung 
(Änderungen hervorgehoben) 

 
 
§ 25 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 
 

 
§ 25 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 
 

 
§ 1 Erlaubnispflicht 
 
(1) Arbeitgeber, die als Verleiher Dritten (Entleihern) 
Arbeitnehmer (Leiharbeitnehmer) im Rahmen ihrer 
wirtschaftlichen Tätigkeit zur Arbeitsleistung 
überlassen wollen, bedürfen der Erlaubnis. Die 
Überlassung von Arbeitnehmern an Entleiher erfolgt 
vorübergehend. Die Abordnung von Arbeitnehmern 
zu einer zur Herstellung eines Werkes gebildeten 
Arbeitsgemeinschaft ist keine 
Arbeitnehmerüberlassung, wenn der Arbeitgeber 
Mitglied der Arbeitsgemeinschaft ist, für alle 
Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Tarifverträge 
desselben Wirtschaftszweiges gelten und alle 
Mitglieder auf Grund des 
Arbeitsgemeinschaftsvertrages zur selbständigen 
Erbringung von Vertragsleistungen verpflichtet sind. 
Für einen Arbeitgeber mit Geschäftssitz in einem 
anderen Mitgliedstaat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes ist die Abordnung von 
Arbeitnehmern zu einer zur Herstellung eines 
Werkes gebildeten Arbeitsgemeinschaft auch dann 
keine Arbeitnehmerüberlassung, wenn für ihn 
deutsche Tarifverträge desselben 
Wirtschaftszweiges wie für die anderen Mitglieder 
der Arbeitsgemeinschaft nicht gelten, er aber die 
übrigen Voraussetzungen des Satzes 2 erfüllt. 
(2) Werden Arbeitnehmer Dritten zur 
Arbeitsleistung überlassen und übernimmt der 
Überlassende nicht die üblichen 
Arbeitgeberpflichten oder das Arbeitgeberrisiko (§ 3 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3), so wird vermutet, daß der 
Überlassende Arbeitsvermittlung betreibt. 
(3) Dieses Gesetz ist mit Ausnahme des § 1b Satz 1, 
des § 16 Abs. 1 Nr. 1b und Abs. 2 bis 5 sowie der §§ 
17 und 18 nicht anzuwenden auf die 
Arbeitnehmerüberlassung  

1. zwischen Arbeitgebern desselben 
Wirtschaftszweiges zur Vermeidung von 
Kurzarbeit oder Entlassungen, wenn ein für 
den Entleiher und Verleiher geltender 
Tarifvertrag dies vorsieht, 

 
§ 1 Erlaubnispflicht 
 
(1) Arbeitgeber, die als Verleiher Dritten (Entleihern) 
Arbeitnehmer (Leiharbeitnehmer) im Rahmen ihrer 
wirtschaftlichen Tätigkeit zur Arbeitsleistung 
überlassen wollen, bedürfen der Erlaubnis. Die 
Überlassung von Arbeitnehmern an Entleiher erfolgt 
vorübergehend. Die Abordnung von Arbeitnehmern 
zu einer zur Herstellung eines Werkes gebildeten 
Arbeitsgemeinschaft ist keine 
Arbeitnehmerüberlassung, wenn der Arbeitgeber 
Mitglied der Arbeitsgemeinschaft ist, für alle 
Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Tarifverträge 
desselben Wirtschaftszweiges gelten und alle 
Mitglieder auf Grund des 
Arbeitsgemeinschaftsvertrages zur selbständigen 
Erbringung von Vertragsleistungen verpflichtet sind. 
Für einen Arbeitgeber mit Geschäftssitz in einem 
anderen Mitgliedstaat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes ist die Abordnung von 
Arbeitnehmern zu einer zur Herstellung eines 
Werkes gebildeten Arbeitsgemeinschaft auch dann 
keine Arbeitnehmerüberlassung, wenn für ihn 
deutsche Tarifverträge desselben 
Wirtschaftszweiges wie für die anderen Mitglieder 
der Arbeitsgemeinschaft nicht gelten, er aber die 
übrigen Voraussetzungen des Satzes 2 erfüllt. 
(2) Werden Arbeitnehmer Dritten zur 
Arbeitsleistung überlassen und übernimmt der 
Überlassende nicht die üblichen 
Arbeitgeberpflichten oder das Arbeitgeberrisiko (§ 3 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3), so wird vermutet, daß der 
Überlassende Arbeitsvermittlung betreibt. 
(3) Dieses Gesetz ist mit Ausnahme des § 1b Satz 1, 
des § 16 Abs. 1 Nr. 1b und Abs. 2 bis 5 sowie der §§ 
17 und 18 nicht anzuwenden auf die 
Arbeitnehmerüberlassung  

1. zwischen Arbeitgebern desselben 
Wirtschaftszweiges zur Vermeidung von 
Kurzarbeit oder Entlassungen, wenn ein für 
den Entleiher und Verleiher geltender 
Tarifvertrag dies vorsieht, 
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2. zwischen Konzernunternehmen im Sinne 
des § 18 des Aktiengesetzes, wenn der 
Arbeitnehmer nicht zum Zweck der 
Überlassung eingestellt und beschäftigt 
wird, 

2a. zwischen Arbeitgebern, wenn die 
Überlassung nur gelegentlich erfolgt und der 
Arbeitnehmer nicht zum Zweck der 
Überlassung eingestellt und beschäftigt 
wird, oder 

3. in das Ausland, wenn der Leiharbeitnehmer 
in ein auf der Grundlage zwischenstaatlicher 
Vereinbarungen begründetes deutsch-
ausländisches Gemeinschaftsunternehmen 
verliehen wird, an dem der Verleiher 
beteiligt ist. 

 
§ 1a Anzeige der Überlassung 
 
(1) Keiner Erlaubnis bedarf ein Arbeitgeber mit 
weniger als 50 Beschäftigten, der zur Vermeidung 
von Kurzarbeit oder Entlassungen an einen 
Arbeitgeber einen Arbeitnehmer, der nicht zum 
Zweck der Überlassung eingestellt und beschäftigt 
wird, bis zur Dauer von zwölf Monaten überläßt, 
wenn er die Überlassung vorher schriftlich der 
Bundesagentur für Arbeit angezeigt hat. 
(2) In der Anzeige sind anzugeben  

1. Vor- und Familiennamen, Wohnort und 
Wohnung, Tag und Ort der Geburt des 
Leiharbeitnehmers, 

2. Art der vom Leiharbeitnehmer zu leistenden 
Tätigkeit und etwaige Pflicht zur 
auswärtigen Leistung, 

3. Beginn und Dauer der Überlassung, 
4. Firma und Anschrift des Entleihers. 

 
§ 1b Einschränkungen im Baugewerbe 
 
Arbeitnehmerüberlassung nach § 1 in Betriebe des 
Baugewerbes für Arbeiten, die üblicherweise von 
Arbeitern verrichtet werden, ist unzulässig. Sie ist 
gestattet  

a) zwischen Betrieben des Baugewerbes und 
anderen Betrieben, wenn diese Betriebe  

 
2. zwischen Konzernunternehmen im Sinne 

des § 18 des Aktiengesetzes, wenn der 
Arbeitnehmer nicht zum Zweck der 
Überlassung eingestellt und beschäftigt 
wird, 

2a. zwischen Arbeitgebern, wenn die 
Überlassung nur gelegentlich erfolgt und der 
Arbeitnehmer nicht zum Zweck der 
Überlassung eingestellt und beschäftigt 
wird, oder 

3. in das Ausland, wenn der Leiharbeitnehmer 
in ein auf der Grundlage zwischenstaatlicher 
Vereinbarungen begründetes deutsch-
ausländisches Gemeinschaftsunternehmen 
verliehen wird, an dem der Verleiher 
beteiligt ist. 

 
§ 1a Anzeige der Überlassung 
 
(1) Keiner Erlaubnis bedarf ein Arbeitgeber mit 
weniger als 50 Beschäftigten, der zur Vermeidung 
von Kurzarbeit oder Entlassungen an einen 
Arbeitgeber einen Arbeitnehmer, der nicht zum 
Zweck der Überlassung eingestellt und beschäftigt 
wird, bis zur Dauer von zwölf Monaten überläßt, 
wenn er die Überlassung vorher schriftlich der 
Bundesagentur für Arbeit angezeigt hat. 
(2) In der Anzeige sind anzugeben  

1. Vor- und Familiennamen, Wohnort und 
Wohnung, Tag und Ort der Geburt des 
Leiharbeitnehmers, 

2. Art der vom Leiharbeitnehmer zu leistenden 
Tätigkeit und etwaige Pflicht zur 
auswärtigen Leistung, 

3. Beginn und Dauer der Überlassung, 
4. Firma und Anschrift des Entleihers. 

 
§ 1b Einschränkungen im Baugewerbe 
 
Arbeitnehmerüberlassung nach § 1 in Betriebe des 
Baugewerbes für Arbeiten, die üblicherweise von 
Arbeitern verrichtet werden, ist unzulässig. Sie ist 
gestattet  

a) zwischen Betrieben des Baugewerbes und 
anderen Betrieben, wenn diese Betriebe  
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erfassende, für allgemeinverbindlich erklärte 
Tarifverträge dies bestimmen, 

b) zwischen Betrieben des Baugewerbes, wenn 
der verleihende Betrieb nachweislich seit 
mindestens drei Jahren von denselben 
Rahmen- und Sozialkassentarifverträgen 
oder von deren Allgemeinverbindlichkeit 
erfasst wird. 

Abweichend von Satz 2 ist für Betriebe des 
Baugewerbes mit Geschäftssitz in einem anderen 
Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes 
Arbeitnehmerüberlassung auch gestattet, wenn die 
ausländischen Betriebe nicht von deutschen 
Rahmen- und Sozialkassentarifverträgen oder für 
allgemeinverbindlich erklärten Tarifverträgen 
erfasst werden, sie aber nachweislich seit 
mindestens drei Jahren überwiegend Tätigkeiten 
ausüben, die unter den Geltungsbereich derselben 
Rahmen- und Sozialkassentarifverträge fallen, von 
denen der Betrieb des Entleihers erfasst wird. 
 
§ 2 Erteilung und Erlöschen der Erlaubnis 
 
(1) Die Erlaubnis wird auf schriftlichen Antrag 
erteilt. 
(2) Die Erlaubnis kann unter Bedingungen erteilt 
und mit Auflagen verbunden werden, um 
sicherzustellen, daß keine Tatsachen eintreten, die 
nach § 3 die Versagung der Erlaubnis rechtfertigen. 
Die Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von 
Auflagen sind auch nach Erteilung der Erlaubnis 
zulässig. 
(3) Die Erlaubnis kann unter dem Vorbehalt des 
Widerrufs erteilt werden, wenn eine abschließende 
Beurteilung des Antrags noch nicht möglich ist. 
(4) Die Erlaubnis ist auf ein Jahr zu befristen. Der 
Antrag auf Verlängerung der Erlaubnis ist 
spätestens drei Monate vor Ablauf des Jahres zu 
stellen. Die Erlaubnis verlängert sich um ein 
weiteres Jahr, wenn die Erlaubnisbehörde die 
Verlängerung nicht vor Ablauf des Jahres ablehnt. 
Im Fall der Ablehnung gilt die Erlaubnis für die 
Abwicklung der nach § 1 erlaubt abgeschlossenen 
Verträge als fortbestehend, jedoch nicht länger als 
zwölf Monate. 

 
erfassende, für allgemeinverbindlich erklärte 
Tarifverträge dies bestimmen, 

b) zwischen Betrieben des Baugewerbes, wenn 
der verleihende Betrieb nachweislich seit 
mindestens drei Jahren von denselben 
Rahmen- und Sozialkassentarifverträgen 
oder von deren Allgemeinverbindlichkeit 
erfasst wird. 

Abweichend von Satz 2 ist für Betriebe des 
Baugewerbes mit Geschäftssitz in einem anderen 
Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes 
Arbeitnehmerüberlassung auch gestattet, wenn die 
ausländischen Betriebe nicht von deutschen 
Rahmen- und Sozialkassentarifverträgen oder für 
allgemeinverbindlich erklärten Tarifverträgen 
erfasst werden, sie aber nachweislich seit 
mindestens drei Jahren überwiegend Tätigkeiten 
ausüben, die unter den Geltungsbereich derselben 
Rahmen- und Sozialkassentarifverträge fallen, von 
denen der Betrieb des Entleihers erfasst wird. 
 
§ 2 Erteilung und Erlöschen der Erlaubnis 
 
(1) Die Erlaubnis wird auf schriftlichen Antrag 
erteilt. 
(2) Die Erlaubnis kann unter Bedingungen erteilt 
und mit Auflagen verbunden werden, um 
sicherzustellen, daß keine Tatsachen eintreten, die 
nach § 3 die Versagung der Erlaubnis rechtfertigen. 
Die Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von 
Auflagen sind auch nach Erteilung der Erlaubnis 
zulässig. 
(3) Die Erlaubnis kann unter dem Vorbehalt des 
Widerrufs erteilt werden, wenn eine abschließende 
Beurteilung des Antrags noch nicht möglich ist. 
(4) Die Erlaubnis ist auf ein Jahr zu befristen. Der 
Antrag auf Verlängerung der Erlaubnis ist 
spätestens drei Monate vor Ablauf des Jahres zu 
stellen. Die Erlaubnis verlängert sich um ein 
weiteres Jahr, wenn die Erlaubnisbehörde die 
Verlängerung nicht vor Ablauf des Jahres ablehnt. 
Im Fall der Ablehnung gilt die Erlaubnis für die 
Abwicklung der nach § 1 erlaubt abgeschlossenen 
Verträge als fortbestehend, jedoch nicht länger als 
zwölf Monate. 
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(5) Die Erlaubnis kann unbefristet erteilt werden, 
wenn der Verleiher drei aufeinanderfolgende Jahre 
lang nach § 1 erlaubt tätig war. Sie erlischt, wenn 
der Verleiher von der Erlaubnis drei Jahre lang 
keinen Gebrauch gemacht hat. 
 
§ 2a Gebühren und Auslagen 
 
(1) Für die Bearbeitung von Anträgen auf Erteilung 
und Verlängerung der Erlaubnis werden vom 
Antragsteller Gebühren und Auslagen erhoben. 
(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die gebührenpflichtigen 
Tatbestände näher zu bestimmen und dabei feste 
Sätze und Rahmensätze vorzusehen. Die Gebühr 
darf im Einzelfall 2.500 Euro nicht überschreiten. 
 
§ 3 Versagung 
 
(1) Die Erlaubnis oder ihre Verlängerung ist zu 
versagen, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß der Antragsteller  

1. die für die Ausübung der Tätigkeit nach § 1 
erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, 
insbesondere weil er die Vorschriften des 
Sozialversicherungsrechts, über die 
Einbehaltung und Abführung der 
Lohnsteuer, über die Arbeitsvermittlung, 
über die Anwerbung im Ausland oder über 
die Ausländerbeschäftigung, die 
Vorschriften des Arbeitsschutzrechts oder 
die arbeitsrechtlichen Pflichten nicht einhält; 

2. nach der Gestaltung seiner 
Betriebsorganisation nicht in der Lage ist, die 
üblichen Arbeitgeberpflichten 
ordnungsgemäß zu erfüllen; 

3. dem Leiharbeitnehmer für die Zeit der 
Überlassung an einen Entleiher die im 
Betrieb dieses Entleihers für einen 
vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers 
geltenden wesentlichen Arbeitsbedingungen 
einschließlich des Arbeitsentgelts nicht 
gewährt. Ein Tarifvertrag kann abweichende 
Regelungen zulassen, soweit er nicht die in 
einer Rechtsverordnung nach § 3a Absatz 2  

 
(5) Die Erlaubnis kann unbefristet erteilt werden, 
wenn der Verleiher drei aufeinanderfolgende Jahre 
lang nach § 1 erlaubt tätig war. Sie erlischt, wenn 
der Verleiher von der Erlaubnis drei Jahre lang 
keinen Gebrauch gemacht hat. 
 
§ 2a Gebühren und Auslagen 
 
(1) Für die Bearbeitung von Anträgen auf Erteilung 
und Verlängerung der Erlaubnis werden vom 
Antragsteller Gebühren und Auslagen erhoben. 
(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die gebührenpflichtigen 
Tatbestände näher zu bestimmen und dabei feste 
Sätze und Rahmensätze vorzusehen. Die Gebühr 
darf im Einzelfall 2.500 Euro nicht überschreiten. 
 
§ 3 Versagung 
 
(1) Die Erlaubnis oder ihre Verlängerung ist zu 
versagen, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß der Antragsteller  

1. die für die Ausübung der Tätigkeit nach § 1 
erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, 
insbesondere weil er die Vorschriften des 
Sozialversicherungsrechts, über die 
Einbehaltung und Abführung der 
Lohnsteuer, über die Arbeitsvermittlung, 
über die Anwerbung im Ausland oder über 
die Ausländerbeschäftigung, die 
Vorschriften des Arbeitsschutzrechts oder 
die arbeitsrechtlichen Pflichten nicht einhält; 

2. nach der Gestaltung seiner 
Betriebsorganisation nicht in der Lage ist, die 
üblichen Arbeitgeberpflichten 
ordnungsgemäß zu erfüllen; 

3. dem Leiharbeitnehmer für die Zeit der 
Überlassung an einen Entleiher die im 
Betrieb dieses Entleihers für einen 
vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers 
geltenden wesentlichen Arbeitsbedingungen 
einschließlich des Arbeitsentgelts nicht 
gewährt. Ein Tarifvertrag kann abweichende 
Regelungen zulassen, soweit er nicht die in 
einer Rechtsverordnung nach § 3a Absatz 2  
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festgesetzten Mindeststundenentgelte 
unterschreitet. Im Geltungsbereich eines 
solchen Tarifvertrages können nicht 
tarifgebundene Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer die Anwendung der tariflichen 
Regelungen vereinbaren. Eine abweichende 
tarifliche Regelung gilt nicht für 
Leiharbeitnehmer, die in den letzten sechs 
Monaten vor der Überlassung an den 
Entleiher aus einem Arbeitsverhältnis bei 
diesem oder einem Arbeitgeber, der mit dem 
Entleiher einen Konzern im Sinne des § 18 
des Aktiengesetzes bildet, ausgeschieden 
sind. 

(2) Die Erlaubnis oder ihre Verlängerung ist ferner zu 
versagen, wenn für die Ausübung der Tätigkeit nach 
§ 1 Betriebe, Betriebsteile oder Nebenbetriebe 
vorgesehen sind, die nicht in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum liegen. 
(3) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn der 
Antragsteller nicht Deutscher im Sinne des Artikels 
116 des Grundgesetzes ist oder wenn eine 
Gesellschaft oder juristische Person den Antrag 
stellt, die entweder nicht nach deutschem Recht 
gegründet ist oder die weder ihren 
satzungsmäßigen Sitz noch ihre Hauptverwaltung 
noch ihre Hauptniederlassung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes hat. 
(4) Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder eines 
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum erhalten die 
Erlaubnis unter den gleichen Voraussetzungen wie 
deutsche Staatsangehörige. Den Staatsangehörigen 
dieser Staaten stehen gleich Gesellschaften und 
juristische Personen, die nach den 
Rechtsvorschriften dieser Staaten gegründet sind 
und ihren satzungsgemäßen Sitz, ihre 
Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung 
innerhalb dieser Staaten haben. Soweit diese 
Gesellschaften oder juristische Personen zwar ihren 
satzungsmäßigen Sitz, jedoch weder ihre 
Hauptverwaltung noch ihre Hauptniederlassung  

 
festgesetzten Mindeststundenentgelte 
unterschreitet. Im Geltungsbereich eines 
solchen Tarifvertrages können nicht 
tarifgebundene Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer die Anwendung der tariflichen 
Regelungen vereinbaren. Eine abweichende 
tarifliche Regelung gilt nicht für 
Leiharbeitnehmer, die in den letzten sechs 
Monaten vor der Überlassung an den 
Entleiher aus einem Arbeitsverhältnis bei 
diesem oder einem Arbeitgeber, der mit dem 
Entleiher einen Konzern im Sinne des § 18 
des Aktiengesetzes bildet, ausgeschieden 
sind. 

(2) Die Erlaubnis oder ihre Verlängerung ist ferner zu 
versagen, wenn für die Ausübung der Tätigkeit nach 
§ 1 Betriebe, Betriebsteile oder Nebenbetriebe 
vorgesehen sind, die nicht in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum liegen. 
(3) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn der 
Antragsteller nicht Deutscher im Sinne des Artikels 
116 des Grundgesetzes ist oder wenn eine 
Gesellschaft oder juristische Person den Antrag 
stellt, die entweder nicht nach deutschem Recht 
gegründet ist oder die weder ihren 
satzungsmäßigen Sitz noch ihre Hauptverwaltung 
noch ihre Hauptniederlassung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes hat. 
(4) Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder eines 
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum erhalten die 
Erlaubnis unter den gleichen Voraussetzungen wie 
deutsche Staatsangehörige. Den Staatsangehörigen 
dieser Staaten stehen gleich Gesellschaften und 
juristische Personen, die nach den 
Rechtsvorschriften dieser Staaten gegründet sind 
und ihren satzungsgemäßen Sitz, ihre 
Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung 
innerhalb dieser Staaten haben. Soweit diese 
Gesellschaften oder juristische Personen zwar ihren 
satzungsmäßigen Sitz, jedoch weder ihre 
Hauptverwaltung noch ihre Hauptniederlassung  
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innerhalb dieser Staaten haben, gilt Satz 2 nur, 
wenn ihre Tätigkeit in tatsächlicher und dauerhafter 
Verbindung mit der Wirtschaft eines 
Mitgliedstaates oder eines Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum steht. 
(5) Staatsangehörige anderer als der in Absatz 4 
genannten Staaten, die sich aufgrund eines 
internationalen Abkommens im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes niederlassen und hierbei sowie bei 
ihrer Geschäftstätigkeit nicht weniger günstig 
behandelt werden dürfen als deutsche 
Staatsangehörige, erhalten die Erlaubnis unter den 
gleichen Voraussetzungen wie deutsche 
Staatsangehörige. Den Staatsangehörigen nach Satz 
1 stehen gleich Gesellschaften, die nach den 
Rechtsvorschriften des anderen Staates gegründet 
sind. 
 
§ 3a Lohnuntergrenze 
 
(1) Gewerkschaften und Vereinigungen von 
Arbeitgebern, die zumindest auch für ihre jeweiligen 
in der Arbeitnehmerüberlassung tätigen Mitglieder 
zuständig sind (vorschlagsberechtigte 
Tarifvertragsparteien) und bundesweit tarifliche 
Mindeststundenentgelte im Bereich der 
Arbeitnehmerüberlassung miteinander vereinbart 
haben, können dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales gemeinsam vorschlagen, diese als 
Lohnuntergrenze in einer Rechtsverordnung 
verbindlich festzusetzen; die 
Mindeststundenentgelte können nach dem 
jeweiligen Beschäftigungsort differenzieren. Der 
Vorschlag muss für Verleihzeiten und verleihfreie 
Zeiten einheitliche Mindeststundenentgelte sowie 
eine Laufzeit enthalten. Der Vorschlag ist schriftlich 
zu begründen. 
 
 
 
 
(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
kann in einer Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates bestimmen, dass die  

 
innerhalb dieser Staaten haben, gilt Satz 2 nur, 
wenn ihre Tätigkeit in tatsächlicher und dauerhafter 
Verbindung mit der Wirtschaft eines 
Mitgliedstaates oder eines Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum steht. 
(5) Staatsangehörige anderer als der in Absatz 4 
genannten Staaten, die sich aufgrund eines 
internationalen Abkommens im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes niederlassen und hierbei sowie bei 
ihrer Geschäftstätigkeit nicht weniger günstig 
behandelt werden dürfen als deutsche 
Staatsangehörige, erhalten die Erlaubnis unter den 
gleichen Voraussetzungen wie deutsche 
Staatsangehörige. Den Staatsangehörigen nach Satz 
1 stehen gleich Gesellschaften, die nach den 
Rechtsvorschriften des anderen Staates gegründet 
sind. 
 
§ 3a Lohnuntergrenze 
 
(1) Gewerkschaften und Vereinigungen von 
Arbeitgebern, die zumindest auch für ihre jeweiligen 
in der Arbeitnehmerüberlassung tätigen Mitglieder 
zuständig sind (vorschlagsberechtigte 
Tarifvertragsparteien) und bundesweit tarifliche 
Mindeststundenentgelte im Bereich der 
Arbeitnehmerüberlassung miteinander vereinbart 
haben, können dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales gemeinsam vorschlagen, diese als 
Lohnuntergrenze in einer Rechtsverordnung 
verbindlich festzusetzen; die 
Mindeststundenentgelte können nach dem 
jeweiligen Beschäftigungsort differenzieren und 
auch Regelungen zur Fälligkeit entsprechender 
Ansprüche einschließlich hierzu vereinbarter 
Ausnahmen und deren Voraussetzungen umfassen. 
Der Vorschlag muss für Verleihzeiten und 
verleihfreie Zeiten einheitliche 
Mindeststundenentgelte sowie eine Laufzeit 
enthalten. Der Vorschlag ist schriftlich zu 
begründen. 
(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
kann, wenn dies im öffentlichen Interesse geboten 
erscheint, in einer Rechtsverordnung ohne  
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vorgeschlagenen tariflichen 
Mindeststundenentgelte nach Absatz 1 als 
verbindliche Lohnuntergrenze auf alle in den 
Geltungsbereich der Verordnung fallenden 
Arbeitgeber sowie Leiharbeitnehmer Anwendung 
findet. Der Verordnungsgeber kann den Vorschlag 
nur inhaltlich unverändert in die Rechtsverordnung 
übernehmen. 
 
(3) Bei der Entscheidung nach Absatz 2 findet § 5 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Tarifvertragsgesetzes 
entsprechend Anwendung. Der Verordnungsgeber 
hat bei seiner Entscheidung nach Absatz 2 im 
Rahmen einer Gesamtabwägung neben den Zielen 
dieses Gesetzes zu prüfen, ob eine 
Rechtsverordnung nach Absatz 2 insbesondere 
geeignet ist, die finanzielle Stabilität der sozialen 
Sicherungssysteme zu gewährleisten. Der 
Verordnungsgeber hat zu berücksichtigen  

1. die bestehenden bundesweiten Tarifverträge 
in der Arbeitnehmerüberlassung und 

2. die Repräsentativität der vorschlagenden 
Tarifvertragsparteien. 

(4) Liegen mehrere Vorschläge nach Absatz 1 vor, 
hat der Verordnungsgeber bei seiner Entscheidung 
nach Absatz 2 im Rahmen der nach Absatz 3 
erforderlichen Gesamtabwägung die 
Repräsentativität der vorschlagenden 
Tarifvertragsparteien besonders zu berücksichtigen. 
Bei der Feststellung der Repräsentativität ist 
vorrangig abzustellen auf  

1. die Zahl der jeweils in den Geltungsbereich 
einer Rechtsverordnung nach Absatz 2 
fallenden Arbeitnehmer, die bei Mitgliedern 
der vorschlagenden Arbeitgebervereinigung 
beschäftigt sind; 

2. die Zahl der jeweils in den Geltungsbereich 
einer Rechtsverordnung nach Absatz 2 
fallenden Mitglieder der vorschlagenden 
Gewerkschaften. 

(5) Vor Erlass ist ein Entwurf der Rechtsverordnung 
im Bundesanzeiger bekannt zu machen. Das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales gibt 
Verleihern und Leiharbeitnehmern sowie den 
Gewerkschaften und Vereinigungen von  

 
Zustimmung des Bundesrates bestimmen, dass die 
vorgeschlagenen tariflichen 
Mindeststundenentgelte nach Absatz 1 als 
verbindliche Lohnuntergrenze auf alle in den 
Geltungsbereich der Verordnung fallenden 
Arbeitgeber sowie Leiharbeitnehmer Anwendung 
findet. Der Verordnungsgeber kann den Vorschlag 
nur inhaltlich unverändert in die Rechtsverordnung 
übernehmen. 
(3) Der Verordnungsgeber hat bei seiner 
Entscheidung nach Absatz 2 im Rahmen einer 
Gesamtabwägung neben den Zielen dieses Gesetzes 
zu prüfen, ob eine Rechtsverordnung nach Absatz 2 
insbesondere geeignet ist, die finanzielle Stabilität 
der sozialen Sicherungssysteme zu gewährleisten. 
Der Verordnungsgeber hat zu berücksichtigen  

1. die bestehenden bundesweiten Tarifverträge 
in der Arbeitnehmerüberlassung und 

2. die Repräsentativität der vorschlagenden 
Tarifvertragsparteien. 

 
 
 
(4) Liegen mehrere Vorschläge nach Absatz 1 vor, 
hat der Verordnungsgeber bei seiner Entscheidung 
nach Absatz 2 im Rahmen der nach Absatz 3 
erforderlichen Gesamtabwägung die 
Repräsentativität der vorschlagenden 
Tarifvertragsparteien besonders zu berücksichtigen. 
Bei der Feststellung der Repräsentativität ist 
vorrangig abzustellen auf  

1. die Zahl der jeweils in den Geltungsbereich 
einer Rechtsverordnung nach Absatz 2 
fallenden Arbeitnehmer, die bei Mitgliedern 
der vorschlagenden Arbeitgebervereinigung 
beschäftigt sind; 

2. die Zahl der jeweils in den Geltungsbereich 
einer Rechtsverordnung nach Absatz 2 
fallenden Mitglieder der vorschlagenden 
Gewerkschaften. 

(5) Vor Erlass ist ein Entwurf der Rechtsverordnung 
im Bundesanzeiger bekannt zu machen. Das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales gibt 
Verleihern und Leiharbeitnehmern sowie den 
Gewerkschaften und Vereinigungen von  
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Arbeitgebern, die im Geltungsbereich der 
Rechtsverordnung zumindest teilweise 
tarifzuständig sind, Gelegenheit zur schriftlichen 
Stellungnahme innerhalb von drei Wochen ab dem 
Tag der Bekanntmachung des Entwurfs der 
Rechtsverordnung im Bundesanzeiger. Nach Ablauf 
der Stellungnahmefrist wird der in § 5 Absatz 1 Satz 
1 des Tarifvertragsgesetzes genannte Ausschuss mit 
dem Vorschlag befasst. 
(6) Nach Absatz 1 vorschlagsberechtigte 
Tarifvertragsparteien können gemeinsam die 
Änderung einer nach Absatz 2 erlassenen 
Rechtsverordnung vorschlagen. Die Absätze 1 bis 5 
finden entsprechend Anwendung. 
 
§ 4 Rücknahme 
 
(1) Eine rechtswidrige Erlaubnis kann mit Wirkung 
für die Zukunft zurückgenommen werden. § 2 Abs. 4 
Satz 4 gilt entsprechend. 
(2) Die Erlaubnisbehörde hat dem Verleiher auf 
Antrag den Vermögensnachteil auszugleichen, den 
dieser dadurch erleidet, daß er auf den Bestand der 
Erlaubnis vertraut hat, soweit sein Vertrauen unter 
Abwägung mit dem öffentlichen Interesse 
schutzwürdig ist. Auf Vertrauen kann sich der 
Verleiher nicht berufen, wenn er  

1. die Erlaubnis durch arglistige Täuschung, 
Drohung oder eine strafbare Handlung 
erwirkt hat; 

2. die Erlaubnis durch Angaben erwirkt hat, die 
in wesentlicher Beziehung unrichtig oder 
unvollständig waren, oder 

3. die Rechtswidrigkeit der Erlaubnis kannte 
oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht 
kannte. 

Der Vermögensnachteil ist jedoch nicht über den 
Betrag des Interesses hinaus zu ersetzen, das der 
Verleiher an dem Bestand der Erlaubnis hat. Der 
auszugleichende Vermögensnachteil wird durch die 
Erlaubnisbehörde festgesetzt. Der Anspruch kann 
nur innerhalb eines Jahres geltend gemacht werden; 
die Frist beginnt, sobald die Erlaubnisbehörde den 
Verleiher auf sie hingewiesen hat. 
(3) Die Rücknahme ist nur innerhalb eines Jahres seit  

 
Arbeitgebern, die im Geltungsbereich der 
Rechtsverordnung zumindest teilweise 
tarifzuständig sind, Gelegenheit zur schriftlichen 
Stellungnahme innerhalb von drei Wochen ab dem 
Tag der Bekanntmachung des Entwurfs der 
Rechtsverordnung im Bundesanzeiger. Nach Ablauf 
der Stellungnahmefrist wird der in § 5 Absatz 1 Satz 
1 des Tarifvertragsgesetzes genannte Ausschuss mit 
dem Vorschlag befasst. 
(6) Nach Absatz 1 vorschlagsberechtigte 
Tarifvertragsparteien können gemeinsam die 
Änderung einer nach Absatz 2 erlassenen 
Rechtsverordnung vorschlagen. Die Absätze 1 bis 5 
finden entsprechend Anwendung. 
 
§ 4 Rücknahme 
 
(1) Eine rechtswidrige Erlaubnis kann mit Wirkung 
für die Zukunft zurückgenommen werden. § 2 Abs. 4 
Satz 4 gilt entsprechend. 
(2) Die Erlaubnisbehörde hat dem Verleiher auf 
Antrag den Vermögensnachteil auszugleichen, den 
dieser dadurch erleidet, daß er auf den Bestand der 
Erlaubnis vertraut hat, soweit sein Vertrauen unter 
Abwägung mit dem öffentlichen Interesse 
schutzwürdig ist. Auf Vertrauen kann sich der 
Verleiher nicht berufen, wenn er  

1. die Erlaubnis durch arglistige Täuschung, 
Drohung oder eine strafbare Handlung 
erwirkt hat; 

2. die Erlaubnis durch Angaben erwirkt hat, die 
in wesentlicher Beziehung unrichtig oder 
unvollständig waren, oder 

3. die Rechtswidrigkeit der Erlaubnis kannte 
oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht 
kannte. 

Der Vermögensnachteil ist jedoch nicht über den 
Betrag des Interesses hinaus zu ersetzen, das der 
Verleiher an dem Bestand der Erlaubnis hat. Der 
auszugleichende Vermögensnachteil wird durch die 
Erlaubnisbehörde festgesetzt. Der Anspruch kann 
nur innerhalb eines Jahres geltend gemacht werden; 
die Frist beginnt, sobald die Erlaubnisbehörde den 
Verleiher auf sie hingewiesen hat. 
(3) Die Rücknahme ist nur innerhalb eines Jahres  
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dem Zeitpunkt zulässig, in dem die 
Erlaubnisbehörde von den Tatsachen Kenntnis 
erhalten hat, die die Rücknahme der Erlaubnis 
rechtfertigen. 
 
§ 5 Widerruf 
 
(1) Die Erlaubnis kann mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen werden, wenn  

1. der Widerruf bei ihrer Erteilung nach § 2 Abs. 
3 vorbehalten worden ist; 

2. der Verleiher eine Auflage nach § 2 nicht 
innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt 
hat; 

3. die Erlaubnisbehörde aufgrund nachträglich 
eingetretener Tatsachen berechtigt wäre, die 
Erlaubnis zu versagen, oder 

4. die Erlaubnisbehörde aufgrund einer 
geänderten Rechtslage berechtigt wäre, die 
Erlaubnis zu versagen; § 4 Abs. 2 gilt 
entsprechend. 

(2) Die Erlaubnis wird mit dem Wirksamwerden des 
Widerrufs unwirksam. § 2 Abs. 4 Satz 4 gilt 
entsprechend. 
(3) Der Widerruf ist unzulässig, wenn eine Erlaubnis 
gleichen Inhalts erneut erteilt werden müßte. 
(4) Der Widerruf ist nur innerhalb eines Jahres seit 
dem Zeitpunkt zulässig, in dem die 
Erlaubnisbehörde von den Tatsachen Kenntnis 
erhalten hat, die den Widerruf der Erlaubnis 
rechtfertigen. 
 
§ 6 Verwaltungszwang 
 
Werden Leiharbeitnehmer von einem Verleiher ohne 
die erforderliche Erlaubnis überlassen, so hat die 
Erlaubnisbehörde dem Verleiher dies zu untersagen 
und das weitere Überlassen nach den Vorschriften 
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes zu 
verhindern. 
 
§ 7 Anzeigen und Auskünfte 
 
(1) Der Verleiher hat der Erlaubnisbehörde nach 
Erteilung der Erlaubnis unaufgefordert die  

 
seit dem Zeitpunkt zulässig, in dem die 
Erlaubnisbehörde von den Tatsachen Kenntnis 
erhalten hat, die die Rücknahme der Erlaubnis 
rechtfertigen. 
 
§ 5 Widerruf 
 
(1) Die Erlaubnis kann mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen werden, wenn  

1. der Widerruf bei ihrer Erteilung nach § 2 Abs. 
3 vorbehalten worden ist; 

2. der Verleiher eine Auflage nach § 2 nicht 
innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt 
hat; 

3. die Erlaubnisbehörde aufgrund nachträglich 
eingetretener Tatsachen berechtigt wäre, die 
Erlaubnis zu versagen, oder 

4. die Erlaubnisbehörde aufgrund einer 
geänderten Rechtslage berechtigt wäre, die 
Erlaubnis zu versagen; § 4 Abs. 2 gilt 
entsprechend. 

(2) Die Erlaubnis wird mit dem Wirksamwerden des 
Widerrufs unwirksam. § 2 Abs. 4 Satz 4 gilt 
entsprechend. 
(3) Der Widerruf ist unzulässig, wenn eine Erlaubnis 
gleichen Inhalts erneut erteilt werden müßte. 
(4) Der Widerruf ist nur innerhalb eines Jahres seit 
dem Zeitpunkt zulässig, in dem die 
Erlaubnisbehörde von den Tatsachen Kenntnis 
erhalten hat, die den Widerruf der Erlaubnis 
rechtfertigen. 
 
§ 6 Verwaltungszwang 
 
Werden Leiharbeitnehmer von einem Verleiher 
ohne die erforderliche Erlaubnis überlassen, so hat 
die Erlaubnisbehörde dem Verleiher dies zu 
untersagen und das weitere Überlassen nach den 
Vorschriften des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes zu verhindern. 
 
§ 7 Anzeigen und Auskünfte 
 
(1) Der Verleiher hat der Erlaubnisbehörde nach 
Erteilung der Erlaubnis unaufgefordert die  
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Verlegung, Schließung und Errichtung von 
Betrieben, Betriebsteilen oder Nebenbetrieben 
vorher anzuzeigen, soweit diese die Ausübung der 
Arbeitnehmerüberlassung zum Gegenstand haben. 
Wenn die Erlaubnis Personengesamtheiten, 
Personengesellschaften oder juristischen Personen 
erteilt ist und nach ihrer Erteilung eine andere 
Person zur Geschäftsführung oder Vertretung nach 
Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag berufen 
wird, ist auch dies unaufgefordert anzuzeigen. 
(2) Der Verleiher hat der Erlaubnisbehörde auf 
Verlangen die Auskünfte zu erteilen, die zur 
Durchführung des Gesetzes erforderlich sind. Die 
Auskünfte sind wahrheitsgemäß, vollständig, 
fristgemäß und unentgeltlich zu erteilen. Auf 
Verlangen der Erlaubnisbehörde hat der Verleiher 
die geschäftlichen Unterlagen vorzulegen, aus 
denen sich die Richtigkeit seiner Angaben ergibt, 
oder seine Angaben auf sonstige Weise glaubhaft zu 
machen. Der Verleiher hat seine 
Geschäftsunterlagen drei Jahre lang 
aufzubewahren. 
(3) In begründeten Einzelfällen sind die von der 
Erlaubnisbehörde beauftragten Personen befugt, 
Grundstücke und Geschäftsräume des Verleihers zu 
betreten und dort Prüfungen vorzunehmen. Der 
Verleiher hat die Maßnahmen nach Satz 1 zu 
dulden. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird 
insoweit eingeschränkt. 
(4) Durchsuchungen können nur auf Anordnung des 
Richters bei dem Amtsgericht, in dessen Bezirk die 
Durchsuchung erfolgen soll, vorgenommen werden. 
Auf die Anfechtung dieser Anordnung finden die §§ 
304 bis 310 der Strafprozeßordnung entsprechende 
Anwendung. Bei Gefahr im Verzug können die von 
der Erlaubnisbehörde beauftragten Personen 
während der Geschäftszeit die erforderlichen 
Durchsuchungen ohne richterliche Anordnung 
vornehmen. An Ort und Stelle ist eine Niederschrift 
über die Durchsuchung und ihr wesentliches 
Ergebnis aufzunehmen, aus der sich, falls keine 
richterliche Anordnung ergangen ist, auch die 
Tatsachen ergeben, die zur Annahme einer Gefahr 
im Verzug geführt haben. 

 
Verlegung, Schließung und Errichtung von 
Betrieben, Betriebsteilen oder Nebenbetrieben 
vorher anzuzeigen, soweit diese die Ausübung der 
Arbeitnehmerüberlassung zum Gegenstand haben. 
Wenn die Erlaubnis Personengesamtheiten, 
Personengesellschaften oder juristischen Personen 
erteilt ist und nach ihrer Erteilung eine andere 
Person zur Geschäftsführung oder Vertretung nach 
Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag berufen 
wird, ist auch dies unaufgefordert anzuzeigen. 
(2) Der Verleiher hat der Erlaubnisbehörde auf 
Verlangen die Auskünfte zu erteilen, die zur 
Durchführung des Gesetzes erforderlich sind. Die 
Auskünfte sind wahrheitsgemäß, vollständig, 
fristgemäß und unentgeltlich zu erteilen. Auf 
Verlangen der Erlaubnisbehörde hat der Verleiher 
die geschäftlichen Unterlagen vorzulegen, aus 
denen sich die Richtigkeit seiner Angaben ergibt, 
oder seine Angaben auf sonstige Weise glaubhaft zu 
machen. Der Verleiher hat seine 
Geschäftsunterlagen drei Jahre lang 
aufzubewahren. 
(3) In begründeten Einzelfällen sind die von der 
Erlaubnisbehörde beauftragten Personen befugt, 
Grundstücke und Geschäftsräume des Verleihers zu 
betreten und dort Prüfungen vorzunehmen. Der 
Verleiher hat die Maßnahmen nach Satz 1 zu 
dulden. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird 
insoweit eingeschränkt. 
(4) Durchsuchungen können nur auf Anordnung des 
Richters bei dem Amtsgericht, in dessen Bezirk die 
Durchsuchung erfolgen soll, vorgenommen werden. 
Auf die Anfechtung dieser Anordnung finden die §§ 
304 bis 310 der Strafprozeßordnung entsprechende 
Anwendung. Bei Gefahr im Verzug können die von 
der Erlaubnisbehörde beauftragten Personen 
während der Geschäftszeit die erforderlichen 
Durchsuchungen ohne richterliche Anordnung 
vornehmen. An Ort und Stelle ist eine Niederschrift 
über die Durchsuchung und ihr wesentliches 
Ergebnis aufzunehmen, aus der sich, falls keine 
richterliche Anordnung ergangen ist, auch die 
Tatsachen ergeben, die zur Annahme einer Gefahr 
im Verzug geführt haben. 
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(5) Der Verleiher kann die Auskunft auf solche 
Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst 
oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der 
Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 
 
§ 8 Statistische Meldungen 
 
(1) Der Verleiher hat der Erlaubnisbehörde 
halbjährlich statistische Meldungen über  

1. die Zahl der überlassenen Leiharbeitnehmer 
getrennt nach Geschlecht, nach der 
Staatsangehörigkeit, nach Berufsgruppen 
und nach der Art der vor der Begründung des 
Vertragsverhältnisses zum Verleiher 
ausgeübten Beschäftigung, 

2. die Zahl der Überlassungsfälle, gegliedert 
nach Wirtschaftsgruppen, 

3. die Zahl der Entleiher, denen er 
Leiharbeitnehmer überlassen hat, gegliedert 
nach Wirtschaftsgruppen, 

4. die Zahl und die Dauer der 
Arbeitsverhältnisse, die er mit jedem 
überlassenen Leiharbeitnehmer 
eingegangen ist, 

5. die Zahl der Beschäftigungstage jedes 
überlassenen Leiharbeitnehmers, gegliedert 
nach Überlassungsfällen, 

zu erstatten. Die Erlaubnisbehörde kann die 
Meldepflicht nach Satz 1 einschränken. 
(2) Die Meldungen sind für das erste 
Kalenderhalbjahr bis zum 1. September des 
laufenden Jahres, für das zweite Kalenderhalbjahr 
bis zum 1. März des folgenden Jahres zu erstatten. 
(3) Die Erlaubnisbehörde gibt zur Durchführung des 
Absatzes 1 Erhebungsvordrucke aus. Die Meldungen 
sind auf diesen Vordrucken zu erstatten. Die 
Richtigkeit der Angaben ist durch Unterschrift zu 
bestätigen. 
(4) Einzelangaben nach Absatz 1 sind von der 
Erlaubnisbehörde geheimzuhalten. Die §§ 93, 97, 
105 Abs. 1, § 111 Abs. 5 in Verbindung mit § 105 
Abs. 1 sowie § 116 Abs. 1 der Abgabenordnung  

 
(5) Der Verleiher kann die Auskunft auf solche 
Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst 
oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der 
Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 
 
§ 8 Statistische Meldungen 
 
(1) Der Verleiher hat der Erlaubnisbehörde 
halbjährlich statistische Meldungen über  

1. die Zahl der überlassenen Leiharbeitnehmer 
getrennt nach Geschlecht, nach der 
Staatsangehörigkeit, nach Berufsgruppen 
und nach der Art der vor der Begründung des 
Vertragsverhältnisses zum Verleiher 
ausgeübten Beschäftigung, 

2. die Zahl der Überlassungsfälle, gegliedert 
nach Wirtschaftsgruppen, 

3. die Zahl der Entleiher, denen er 
Leiharbeitnehmer überlassen hat, gegliedert 
nach Wirtschaftsgruppen, 

4. die Zahl und die Dauer der 
Arbeitsverhältnisse, die er mit jedem 
überlassenen Leiharbeitnehmer 
eingegangen ist, 

5. die Zahl der Beschäftigungstage jedes 
überlassenen Leiharbeitnehmers, gegliedert 
nach Überlassungsfällen, 

zu erstatten. Die Erlaubnisbehörde kann die 
Meldepflicht nach Satz 1 einschränken. 
(2) Die Meldungen sind für das erste 
Kalenderhalbjahr bis zum 1. September des 
laufenden Jahres, für das zweite Kalenderhalbjahr 
bis zum 1. März des folgenden Jahres zu erstatten. 
(3) Die Erlaubnisbehörde gibt zur Durchführung des 
Absatzes 1 Erhebungsvordrucke aus. Die Meldungen 
sind auf diesen Vordrucken zu erstatten. Die 
Richtigkeit der Angaben ist durch Unterschrift zu 
bestätigen. 
(4) Einzelangaben nach Absatz 1 sind von der 
Erlaubnisbehörde geheimzuhalten. Die §§ 93, 97, 
105 Abs. 1, § 111 Abs. 5 in Verbindung mit § 105 
Abs. 1 sowie § 116 Abs. 1 der Abgabenordnung  
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gelten nicht. Dies gilt nicht, soweit die 
Finanzbehörden die Kenntnisse für die 
Durchführung eines Verfahrens wegen einer 
Steuerstraftat sowie eines damit 
zusammenhängenden Besteuerungsverfahrens 
benötigen, an deren Verfolgung ein zwingendes 
öffentliches Interesse besteht, oder soweit es sich 
um vorsätzlich falsche Angaben des 
Auskunftspflichtigen oder der für ihn tätigen 
Personen handelt. Veröffentlichungen von 
Ergebnissen auf Grund von Meldungen nach Absatz 
1 dürfen keine Einzelangaben enthalten. Eine 
Zusammenfassung von Angaben mehrerer 
Auskunftspflichtiger ist keine Einzelangabe im Sinne 
dieses Absatzes. 
 
§ 9 Unwirksamkeit 
 
Unwirksam sind:  

1. Verträge zwischen Verleihern und Entleihern 
sowie zwischen Verleihern und 
Leiharbeitnehmern, wenn der Verleiher nicht 
die nach § 1 erforderliche Erlaubnis hat, 

2. Vereinbarungen, die für den 
Leiharbeitnehmer für die Zeit der 
Überlassung an einen Entleiher schlechtere 
als die im Betrieb des Entleihers für einen 
vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers 
geltenden wesentlichen Arbeitsbedingungen 
einschließlich des Arbeitsentgelts vorsehen; 
ein Tarifvertrag kann abweichende 
Regelungen zulassen, soweit er nicht die in 
einer Rechtsverordnung nach § 3a Absatz 2 
festgesetzten Mindeststundenentgelte 
unterschreitet; im Geltungsbereich eines 
solchen Tarifvertrages können nicht 
tarifgebundene Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer die Anwendung der tariflichen 
Regelungen vereinbaren; eine abweichende 
tarifliche Regelung gilt nicht für 
Leiharbeitnehmer, die in den letzten sechs 
Monaten vor der Überlassung an den 
Entleiher aus einem Arbeitsverhältnis bei 
diesem oder einem Arbeitgeber, der mit dem 
Entleiher einen Konzern im Sinne des § 18  

 
gelten nicht. Dies gilt nicht, soweit die 
Finanzbehörden die Kenntnisse für die 
Durchführung eines Verfahrens wegen einer 
Steuerstraftat sowie eines damit 
zusammenhängenden Besteuerungsverfahrens 
benötigen, an deren Verfolgung ein zwingendes 
öffentliches Interesse besteht, oder soweit es sich 
um vorsätzlich falsche Angaben des 
Auskunftspflichtigen oder der für ihn tätigen 
Personen handelt. Veröffentlichungen von 
Ergebnissen auf Grund von Meldungen nach Absatz 
1 dürfen keine Einzelangaben enthalten. Eine 
Zusammenfassung von Angaben mehrerer 
Auskunftspflichtiger ist keine Einzelangabe im Sinne 
dieses Absatzes. 
 
§ 9 Unwirksamkeit 
 
Unwirksam sind:  

1. Verträge zwischen Verleihern und Entleihern 
sowie zwischen Verleihern und 
Leiharbeitnehmern, wenn der Verleiher nicht 
die nach § 1 erforderliche Erlaubnis hat, 

2. Vereinbarungen, die für den 
Leiharbeitnehmer für die Zeit der 
Überlassung an einen Entleiher schlechtere 
als die im Betrieb des Entleihers für einen 
vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers 
geltenden wesentlichen Arbeitsbedingungen 
einschließlich des Arbeitsentgelts vorsehen; 
ein Tarifvertrag kann abweichende 
Regelungen zulassen, soweit er nicht die in 
einer Rechtsverordnung nach § 3a Absatz 2 
festgesetzten Mindeststundenentgelte 
unterschreitet; im Geltungsbereich eines 
solchen Tarifvertrages können nicht 
tarifgebundene Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer die Anwendung der tariflichen 
Regelungen vereinbaren; eine abweichende 
tarifliche Regelung gilt nicht für 
Leiharbeitnehmer, die in den letzten sechs 
Monaten vor der Überlassung an den 
Entleiher aus einem Arbeitsverhältnis bei 
diesem oder einem Arbeitgeber, der mit dem 
Entleiher einen Konzern im Sinne des § 18  
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des Aktiengesetzes bildet, ausgeschieden 
sind, 

2a. Vereinbarungen, die den Zugang des 
Leiharbeitnehmers zu den 
Gemeinschaftseinrichtungen oder -diensten 
im Unternehmen des Entleihers entgegen § 
13b beschränken, 

3. Vereinbarungen, die dem Entleiher 
untersagen, den Leiharbeitnehmer zu einem 
Zeitpunkt einzustellen, in dem dessen 
Arbeitsverhältnis zum Verleiher nicht mehr 
besteht; dies schließt die Vereinbarung einer 
angemessenen Vergütung zwischen 
Verleiher und Entleiher für die nach 
vorangegangenem Verleih oder mittels 
vorangegangenem Verleih erfolgte 
Vermittlung nicht aus, 

4. Vereinbarungen, die dem Leiharbeitnehmer 
untersagen, mit dem Entleiher zu einem 
Zeitpunkt, in dem das Arbeitsverhältnis 
zwischen Verleiher und Leiharbeitnehmer 
nicht mehr besteht, ein Arbeitsverhältnis 
einzugehen, 

5. Vereinbarungen, nach denen der 
Leiharbeitnehmer eine 
Vermittlungsvergütung an den Verleiher zu 
zahlen hat. 

 
§ 10 Rechtsfolgen bei Unwirksamkeit, Pflichten des 
Arbeitgebers zur Gewährung von 
Arbeitsbedingungen 
 
(1) Ist der Vertrag zwischen einem Verleiher und 
einem Leiharbeitnehmer nach § 9 Nr. 1 unwirksam, 
so gilt ein Arbeitsverhältnis zwischen Entleiher und 
Leiharbeitnehmer zu dem zwischen dem Entleiher 
und dem Verleiher für den Beginn der Tätigkeit 
vorgesehenen Zeitpunkt als zustande gekommen; 
tritt die Unwirksamkeit erst nach Aufnahme der 
Tätigkeit beim Entleiher ein, so gilt das 
Arbeitsverhältnis zwischen Entleiher und 
Leiharbeitnehmer mit dem Eintritt der 
Unwirksamkeit als zustande gekommen. Das 
Arbeitsverhältnis nach Satz 1 gilt als befristet, wenn 
die Tätigkeit des Leiharbeitnehmers bei dem  

 
des Aktiengesetzes bildet, ausgeschieden 
sind, 

2a. Vereinbarungen, die den Zugang des 
Leiharbeitnehmers zu den 
Gemeinschaftseinrichtungen oder -diensten 
im Unternehmen des Entleihers entgegen § 
13b beschränken, 

3. Vereinbarungen, die dem Entleiher 
untersagen, den Leiharbeitnehmer zu einem 
Zeitpunkt einzustellen, in dem dessen 
Arbeitsverhältnis zum Verleiher nicht mehr 
besteht; dies schließt die Vereinbarung einer 
angemessenen Vergütung zwischen 
Verleiher und Entleiher für die nach 
vorangegangenem Verleih oder mittels 
vorangegangenem Verleih erfolgte 
Vermittlung nicht aus, 

4. Vereinbarungen, die dem Leiharbeitnehmer 
untersagen, mit dem Entleiher zu einem 
Zeitpunkt, in dem das Arbeitsverhältnis 
zwischen Verleiher und Leiharbeitnehmer 
nicht mehr besteht, ein Arbeitsverhältnis 
einzugehen, 

5. Vereinbarungen, nach denen der 
Leiharbeitnehmer eine 
Vermittlungsvergütung an den Verleiher zu 
zahlen hat. 

 
§ 10 Rechtsfolgen bei Unwirksamkeit, Pflichten des 
Arbeitgebers zur Gewährung von 
Arbeitsbedingungen 
 
(1) Ist der Vertrag zwischen einem Verleiher und 
einem Leiharbeitnehmer nach § 9 Nr. 1 unwirksam, 
so gilt ein Arbeitsverhältnis zwischen Entleiher und 
Leiharbeitnehmer zu dem zwischen dem Entleiher 
und dem Verleiher für den Beginn der Tätigkeit 
vorgesehenen Zeitpunkt als zustande gekommen; 
tritt die Unwirksamkeit erst nach Aufnahme der 
Tätigkeit beim Entleiher ein, so gilt das 
Arbeitsverhältnis zwischen Entleiher und 
Leiharbeitnehmer mit dem Eintritt der 
Unwirksamkeit als zustande gekommen. Das 
Arbeitsverhältnis nach Satz 1 gilt als befristet, wenn 
die Tätigkeit des Leiharbeitnehmers bei dem  
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Entleiher nur befristet vorgesehen war und ein die 
Befristung des Arbeitsverhältnisses sachlich 
rechtfertigender Grund vorliegt. Für das 
Arbeitsverhältnis nach Satz 1 gilt die zwischen dem 
Verleiher und dem Entleiher vorgesehene 
Arbeitszeit als vereinbart. Im übrigen bestimmen 
sich Inhalt und Dauer dieses Arbeitsverhältnisses 
nach den für den Betrieb des Entleihers geltenden 
Vorschriften und sonstigen Regelungen; sind solche 
nicht vorhanden, gelten diejenigen vergleichbarer 
Betriebe. Der Leiharbeitnehmer hat gegen den 
Entleiher mindestens Anspruch auf das mit dem 
Verleiher vereinbarte Arbeitsentgelt. 
(2) Der Leiharbeitnehmer kann im Fall der 
Unwirksamkeit seines Vertrags mit dem Verleiher 
nach § 9 Nr. 1 von diesem Ersatz des Schadens 
verlangen, den er dadurch erleidet, daß er auf die 
Gültigkeit des Vertrags vertraut. Die Ersatzpflicht 
tritt nicht ein, wenn der Leiharbeitnehmer den 
Grund der Unwirksamkeit kannte. 
(3) Zahlt der Verleiher das vereinbarte 
Arbeitsentgelt oder Teile des Arbeitsentgelts an den 
Leiharbeitnehmer, obwohl der Vertrag nach § 9 Nr. 1 
unwirksam ist, so hat er auch sonstige Teile des 
Arbeitsentgelts, die bei einem wirksamen 
Arbeitsvertrag für den Leiharbeitnehmer an einen 
anderen zu zahlen wären, an den anderen zu zahlen. 
Hinsichtlich dieser Zahlungspflicht gilt der Verleiher 
neben dem Entleiher als Arbeitgeber; beide haften 
insoweit als Gesamtschuldner. 
(4) Der Verleiher ist verpflichtet, dem 
Leiharbeitnehmer für die Zeit der Überlassung an 
den Entleiher die im Betrieb des Entleihers für einen 
vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers 
geltenden wesentlichen Arbeitsbedingungen 
einschließlich des Arbeitsentgelts zu gewähren. 
Soweit ein auf das Arbeitsverhältnis 
anzuwendender Tarifvertrag abweichende 
Regelungen trifft (§ 3 Absatz 1 Nummer 3, § 9 
Nummer 2), hat der Verleiher dem 
Leiharbeitnehmer die nach diesem Tarifvertrag 
geschuldeten Arbeitsbedingungen zu gewähren. 
Soweit ein solcher Tarifvertrag die in einer 
Rechtsverordnung nach § 3a Absatz 2 festgesetzten 
Mindeststundenentgelte unterschreitet, hat der  
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Arbeitsverhältnis nach Satz 1 gilt die zwischen dem 
Verleiher und dem Entleiher vorgesehene 
Arbeitszeit als vereinbart. Im übrigen bestimmen 
sich Inhalt und Dauer dieses Arbeitsverhältnisses 
nach den für den Betrieb des Entleihers geltenden 
Vorschriften und sonstigen Regelungen; sind solche 
nicht vorhanden, gelten diejenigen vergleichbarer 
Betriebe. Der Leiharbeitnehmer hat gegen den 
Entleiher mindestens Anspruch auf das mit dem 
Verleiher vereinbarte Arbeitsentgelt. 
(2) Der Leiharbeitnehmer kann im Fall der 
Unwirksamkeit seines Vertrags mit dem Verleiher 
nach § 9 Nr. 1 von diesem Ersatz des Schadens 
verlangen, den er dadurch erleidet, daß er auf die 
Gültigkeit des Vertrags vertraut. Die Ersatzpflicht 
tritt nicht ein, wenn der Leiharbeitnehmer den 
Grund der Unwirksamkeit kannte. 
(3) Zahlt der Verleiher das vereinbarte 
Arbeitsentgelt oder Teile des Arbeitsentgelts an den 
Leiharbeitnehmer, obwohl der Vertrag nach § 9 Nr. 1 
unwirksam ist, so hat er auch sonstige Teile des 
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Arbeitsvertrag für den Leiharbeitnehmer an einen 
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geschuldeten Arbeitsbedingungen zu gewähren. 
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Rechtsverordnung nach § 3a Absatz 2 festgesetzten 
Mindeststundenentgelte unterschreitet, hat der  
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Verleiher dem Leiharbeitnehmer für jede 
Arbeitsstunde das im Betrieb des Entleihers für 
einen vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers 
für eine Arbeitsstunde zu zahlende Arbeitsentgelt zu 
gewähren. Im Falle der Unwirksamkeit der 
Vereinbarung zwischen Verleiher und 
Leiharbeitnehmer nach § 9 Nummer 2 hat der 
Verleiher dem Leiharbeitnehmer die im Betrieb des 
Entleihers für einen vergleichbaren Arbeitnehmer 
des Entleihers geltenden wesentlichen 
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Leiharbeitnehmer mindestens das in einer 
Rechtsverordnung nach § 3a Absatz 2 für die Zeit 
der Überlassung und für Zeiten ohne Überlassung 
festgesetzte Mindeststundenentgelt zu zahlen. 
 
§ 11 Sonstige Vorschriften über das 
Leiharbeitsverhältnis 
 
(1) Der Nachweis der wesentlichen 
Vertragsbedingungen des Leiharbeitsverhältnisses 
richtet sich nach den Bestimmungen des 
Nachweisgesetzes. Zusätzlich zu den in § 2 Abs. 1 
des Nachweisgesetzes genannten Angaben sind in 
die Niederschrift aufzunehmen:  

1. Firma und Anschrift des Verleihers, die 
Erlaubnisbehörde sowie Ort und Datum der 
Erteilung der Erlaubnis nach § 1, 

2. Art und Höhe der Leistungen für Zeiten, in 
denen der Leiharbeitnehmer nicht verliehen 
ist. 

(2) Der Verleiher ist ferner verpflichtet, dem 
Leiharbeitnehmer bei Vertragsschluß ein Merkblatt 
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dieses Gesetzes auszuhändigen. Nichtdeutsche 
Leiharbeitnehmer erhalten das Merkblatt und den 
Nachweis nach Absatz 1 auf Verlangen in ihrer 
Muttersprache. Die Kosten des Merkblatts trägt der 
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Rücknahme (§ 4) oder des Widerrufs (§ 5) hat er ihn 
ferner auf das voraussichtliche Ende der Abwicklung 
(§ 2 Abs. 4 Satz 4) und die gesetzliche 
Abwicklungsfrist (§ 2 Abs. 4 Satz 4 letzter Halbsatz) 
hinzuweisen. 
(4) § 622 Abs. 5 Nr. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
ist nicht auf Arbeitsverhältnisse zwischen Verleihern 
und Leiharbeitnehmern anzuwenden. Das Recht des 
Leiharbeitnehmers auf Vergütung bei 
Annahmeverzug des Verleihers (§ 615 Satz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs) kann nicht durch Vertrag 
aufgehoben oder beschränkt werden; § 615 Satz 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt unberührt. Das 
Recht des Leiharbeitnehmers auf Vergütung kann 
durch Vereinbarung von Kurzarbeit für die Zeit 
aufgehoben werden, für die dem Leiharbeitnehmer 
Kurzarbeitergeld nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch gezahlt wird; eine solche 
Vereinbarung kann das Recht des 
Leiharbeitnehmers auf Vergütung bis längstens zum 
31. Dezember 2011 ausschließen. 
(5) Der Leiharbeitnehmer ist nicht verpflichtet, bei 
einem Entleiher tätig zu sein, soweit dieser durch 
einen Arbeitskampf unmittelbar betroffen ist. In den 
Fällen eines Arbeitskampfs nach Satz 1 hat der 
Verleiher den Leiharbeitnehmer auf das Recht, die 
Arbeitsleistung zu verweigern, hinzuweisen. 
(6) Die Tätigkeit des Leiharbeitnehmers bei dem 
Entleiher unterliegt den für den Betrieb des 
Entleihers geltenden öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften des Arbeitsschutzrechts; die hieraus 
sich ergebenden Pflichten für den Arbeitgeber 
obliegen dem Entleiher unbeschadet der Pflichten 
des Verleihers. Insbesondere hat der Entleiher den 
Leiharbeitnehmer vor Beginn der Beschäftigung und 
bei Veränderungen in seinem Arbeitsbereich über 
Gefahren für Sicherheit und Gesundheit, denen er 
bei der Arbeit ausgesetzt sein kann, sowie über die 
Maßnahmen und Einrichtungen zur Abwendung 
dieser Gefahren zu unterrichten. Der Entleiher hat 
den Leiharbeitnehmer zusätzlich über die 
Notwendigkeit besonderer Qualifikationen oder 
beruflicher Fähigkeiten oder einer besonderen 
ärztlichen Überwachung sowie über erhöhte 
besondere Gefahren des Arbeitsplatzes zu  
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unterrichten. 
(7) Hat der Leiharbeitnehmer während der Dauer 
der Tätigkeit bei dem Entleiher eine Erfindung oder 
einen technischen Verbesserungsvorschlag 
gemacht, so gilt der Entleiher als Arbeitgeber im 
Sinne des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen. 
 
§ 12 Rechtsbeziehungen zwischen Verleiher und 
Entleiher 
 
(1) Der Vertrag zwischen dem Verleiher und dem 
Entleiher bedarf der Schriftform. In der Urkunde hat 
der Verleiher zu erklären, ob er die Erlaubnis nach § 
1 besitzt. Der Entleiher hat in der Urkunde 
anzugeben, welche besonderen Merkmale die für 
den Leiharbeitnehmer vorgesehene Tätigkeit hat 
und welche berufliche Qualifikation dafür 
erforderlich ist sowie welche im Betrieb des 
Entleihers für einen vergleichbaren Arbeitnehmer 
des Entleihers wesentlichen Arbeitsbedingungen 
einschließlich des Arbeitsentgelts gelten; Letzteres 
gilt nicht, soweit die Voraussetzungen der in § 3 Abs. 
1 Nr. 3 und § 9 Nr. 2 genannten Ausnahme 
vorliegen. 
(2) Der Verleiher hat den Entleiher unverzüglich 
über den Zeitpunkt des Wegfalls der Erlaubnis zu 
unterrichten. In den Fällen der Nichtverlängerung (§ 
2 Abs. 4 Satz 3), der Rücknahme (§ 4) oder des 
Widerrufs (§ 5) hat er ihn ferner auf das 
voraussichtliche Ende der Abwicklung (§ 2 Abs. 4 
Satz 4) und die gesetzliche Abwicklungsfrist (§ 2 Abs. 
4 Satz 4 letzter Halbsatz) hinzuweisen. 
(3) (weggefallen) 
 
§ 13 Auskunftsanspruch des Leiharbeitnehmers 
 
Der Leiharbeitnehmer kann im Falle der 
Überlassung von seinem Entleiher Auskunft über die 
im Betrieb des Entleihers für einen vergleichbaren 
Arbeitnehmer des Entleihers geltenden 
wesentlichen Arbeitsbedingungen einschließlich des 
Arbeitsentgelts verlangen; dies gilt nicht, soweit die 
Voraussetzungen der in § 3 Abs. 1 Nr. 3 und § 9 Nr. 2 
genannten Ausnahme vorliegen. 
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§ 13a Informationspflicht des Entleihers über freie 
Arbeitsplätze 
 
Der Entleiher hat den Leiharbeitnehmer über 
Arbeitsplätze des Entleihers, die besetzt werden 
sollen, zu informieren. Die Information kann durch 
allgemeine Bekanntgabe an geeigneter, dem 
Leiharbeitnehmer zugänglicher Stelle im Betrieb 
und Unternehmen des Entleihers erfolgen. 
 
§ 13b Zugang des Leiharbeitnehmers zu 
Gemeinschaftseinrichtungen oder -diensten 
 
Der Entleiher hat dem Leiharbeitnehmer Zugang zu 
den Gemeinschaftseinrichtungen oder -diensten im 
Unternehmen unter den gleichen Bedingungen zu 
gewähren wie vergleichbaren Arbeitnehmern in 
dem Betrieb, in dem der Leiharbeitnehmer seine 
Arbeitsleistung erbringt, es sei denn, eine 
unterschiedliche Behandlung ist aus sachlichen 
Gründen gerechtfertigt. 
Gemeinschaftseinrichtungen oder -dienste im Sinne 
des Satzes 1 sind insbesondere 
Kinderbetreuungseinrichtungen, 
Gemeinschaftsverpflegung und Beförderungsmittel. 
 
§ 14 Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte 
 
(1) Leiharbeitnehmer bleiben auch während der Zeit 
ihrer Arbeitsleistung bei einem Entleiher Angehörige 
des entsendenden Betriebs des Verleihers. 
(2) Leiharbeitnehmer sind bei der Wahl der 
Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat im 
Entleiherunternehmen und bei der Wahl der 
betriebsverfassungsrechtlichen 
Arbeitnehmervertretungen im Entleiherbetrieb 
nicht wählbar. Sie sind berechtigt, die 
Sprechstunden dieser Arbeitnehmervertretungen 
aufzusuchen und an den Betriebs- und 
Jugendversammlungen im Entleiherbetrieb 
teilzunehmen. Die §§ 81, 82 Abs. 1 und die §§ 84 bis 
86 des Betriebsverfassungsgesetzes gelten im 
Entleiherbetrieb auch in bezug auf die dort tätigen 
Leiharbeitnehmer. 
(3) Vor der Übernahme eines Leiharbeitnehmers zur  
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Arbeitsleistung ist der Betriebsrat des 
Entleiherbetriebs nach § 99 des 
Betriebsverfassungsgesetzes zu beteiligen. Dabei 
hat der Entleiher dem Betriebsrat auch die 
schriftliche Erklärung des Verleihers nach § 12 Abs. 1 
Satz 2 vorzulegen. Er ist ferner verpflichtet, 
Mitteilungen des Verleihers nach § 12 Abs. 2 
unverzüglich dem Betriebsrat bekanntzugeben. 
(4) Die Absätze 1 und 2 Satz 1 und 2 sowie Absatz 3 
gelten für die Anwendung des 
Bundespersonalvertretungsgesetzes sinngemäß. 
 
§ 15 Ausländische Leiharbeitnehmer ohne 
Genehmigung 
 
(1) Wer als Verleiher einen Ausländer, der einen 
erforderlichen Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 3 des 
Aufenthaltsgesetzes, eine Aufenthaltsgestattung 
oder eine Duldung, die zur Ausübung der 
Beschäftigung berechtigen, oder eine Genehmigung 
nach § 284 Abs. 1 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch nicht besitzt, entgegen § 1 einem 
Dritten ohne Erlaubnis überläßt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 
(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel 
vor, wenn der Täter gewerbsmäßig oder aus grobem 
Eigennutz handelt. 
 
§ 15a Entleih von Ausländern ohne Genehmigung 
 
(1) Wer als Entleiher einen ihm überlassenen 
Ausländer, der einen erforderlichen Aufenthaltstitel 
nach § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes, eine 
Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung, die zur 
Ausübung der Beschäftigung berechtigen, oder eine 
Genehmigung nach § 284 Abs. 1 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch nicht besitzt, zu 
Arbeitsbedingungen des Leiharbeitsverhältnisses 
tätig werden läßt, die in einem auffälligen 
Mißverhältnis zu den Arbeitsbedingungen 
deutscher Leiharbeitnehmer stehen, die die gleiche 
oder eine vergleichbare Tätigkeit ausüben, wird mit  
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Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren; ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel 
vor, wenn der Täter gewerbsmäßig oder aus grobem 
Eigennutz handelt. 
(2) Wer als Entleiher  

1. gleichzeitig mehr als fünf Ausländer, die 
einen erforderlichen Aufenthaltstitel nach § 
4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes, eine 
Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung, 
die zur Ausübung der Beschäftigung 
berechtigen, oder eine Genehmigung nach § 
284 Abs. 1 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch nicht besitzen, tätig 
werden läßt oder 

2. eine in § 16 Abs. 1 Nr. 2 bezeichnete 
vorsätzliche Zuwiderhandlung beharrlich 
wiederholt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. Handelt der Täter aus grobem 
Eigennutz, ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder Geldstrafe. 
 
§ 16 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig  

1. entgegen § 1 einen Leiharbeitnehmer einem 
Dritten ohne Erlaubnis überläßt, 

1a. einen ihm von einem Verleiher ohne 
Erlaubnis überlassenen Leiharbeitnehmer 
tätig werden läßt, 

1b. entgegen § 1b Satz 1 Arbeitnehmer überläßt 
oder tätig werden läßt, 

2. einen ihm überlassenen ausländischen 
Leiharbeitnehmer, der einen erforderlichen 
Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 3 des 
Aufenthaltsgesetzes, eine 
Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung, 
die zur Ausübung der Beschäftigung 
berechtigen, oder eine Genehmigung nach § 
284 Abs. 1 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch nicht besitzt, tätig werden 
läßt, 
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1. entgegen § 1 einen Leiharbeitnehmer einem 
Dritten ohne Erlaubnis überläßt, 

1a. einen ihm von einem Verleiher ohne 
Erlaubnis überlassenen Leiharbeitnehmer 
tätig werden läßt, 

1b. entgegen § 1b Satz 1 Arbeitnehmer überläßt 
oder tätig werden läßt, 

2. einen ihm überlassenen ausländischen 
Leiharbeitnehmer, der einen erforderlichen 
Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 3 des 
Aufenthaltsgesetzes, eine 
Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung, 
die zur Ausübung der Beschäftigung 
berechtigen, oder eine Genehmigung nach § 
284 Abs. 1 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch nicht besitzt, tätig werden 
läßt, 
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2a. eine Anzeige nach § 1a nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet, 

3. einer Auflage nach § 2 Abs. 2 nicht, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig 
nachkommt, 

4. eine Anzeige nach § 7 Abs. 1 nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstattet, 

5. eine Auskunft nach § 7 Abs. 2 Satz 1 nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erteilt, 

6. seiner Aufbewahrungspflicht nach § 7 Abs. 2 
Satz 4 nicht nachkommt, 

6a. entgegen § 7 Abs. 3 Satz 2 eine dort 
genannte Maßnahme nicht duldet, 

7. eine statistische Meldung nach § 8 Abs. 1 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erteilt, 

7a. entgegen § 10 Absatz 4 eine 
Arbeitsbedingung nicht gewährt, 

7b. entgegen § 10 Absatz 5 in Verbindung mit 
einer Rechtsverordnung nach § 3a Absatz 2 
Satz 1 das dort genannte 
Mindeststundenentgelt nicht zahlt, 

8. einer Pflicht nach § 11 Abs. 1 oder Abs. 2 
nicht nachkommt, 

9. entgegen § 13a Satz 1 den Leiharbeitnehmer 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
informiert, 

10. entgegen § 13b Satz 1 Zugang nicht 
gewährt, 

11. entgegen § 17a in Verbindung mit § 5 Absatz 
1 Satz 1 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes eine 
Prüfung nicht duldet oder bei dieser Prüfung 
nicht mitwirkt, 

12. entgegen § 17a in Verbindung mit § 5 Absatz 
1 Satz 2 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes das 
Betreten eines Grundstücks oder 
Geschäftsraums nicht duldet, 

13. entgegen § 17a in Verbindung mit § 5 Absatz 
3 Satz 1 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes Daten 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in  

 
2a. eine Anzeige nach § 1a nicht richtig, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet, 
3. einer Auflage nach § 2 Abs. 2 nicht, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig 
nachkommt, 

4. eine Anzeige nach § 7 Abs. 1 nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstattet, 

5. eine Auskunft nach § 7 Abs. 2 Satz 1 nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erteilt, 

6. seiner Aufbewahrungspflicht nach § 7 Abs. 2 
Satz 4 nicht nachkommt, 

6a. entgegen § 7 Abs. 3 Satz 2 eine dort 
genannte Maßnahme nicht duldet, 

7. eine statistische Meldung nach § 8 Abs. 1 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erteilt, 

7a. entgegen § 10 Absatz 4 eine 
Arbeitsbedingung nicht gewährt, 

7b. entgegen § 10 Absatz 5 in Verbindung mit 
einer Rechtsverordnung nach § 3a Absatz 2 
Satz 1 das dort genannte 
Mindeststundenentgelt nicht oder nicht 
rechtzeitig zahlt, 

8. einer Pflicht nach § 11 Abs. 1 oder Abs. 2 
nicht nachkommt, 

9. entgegen § 13a Satz 1 den Leiharbeitnehmer 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
informiert, 

10. entgegen § 13b Satz 1 Zugang nicht 
gewährt, 

11. entgegen § 17a in Verbindung mit § 5 Absatz 
1 Satz 1 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes eine 
Prüfung nicht duldet oder bei dieser Prüfung 
nicht mitwirkt, 

12. entgegen § 17a in Verbindung mit § 5 Absatz 
1 Satz 2 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes das 
Betreten eines Grundstücks oder 
Geschäftsraums nicht duldet, 

13. entgegen § 17a in Verbindung mit § 5 Absatz 
3 Satz 1 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes Daten  
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der vorgeschriebenen Weise oder nicht 
rechtzeitig übermittelt, 

14. entgegen § 17b Absatz 1 Satz 1 eine 
Anmeldung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig zuleitet, 

15. entgegen § 17b Absatz 1 Satz 2 eine 
Änderungsmeldung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig macht, 

16. entgegen § 17b Absatz 2 eine Versicherung 
nicht beifügt, 

17. entgegen § 17c Absatz 1 eine Aufzeichnung 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
erstellt oder nicht mindestens zwei Jahre 
aufbewahrt oder 

18. entgegen § 17c Absatz 2 eine Unterlage 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht in der vorgeschriebenen Weise 
bereithält. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 
1 bis 1b, 6 und 11 bis 18 kann mit einer Geldbuße 
bis zu dreißigtausend Euro, die Ordnungswidrigkeit 
nach Absatz 1 Nummer 2, 7a und 7b mit einer 
Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro, die 
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 2a, 3, 9 
und 10 mit einer Geldbuße bis zu 
zweitausendfünfhundert Euro, die 
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 4, 5, 6a, 
7 und 8 mit einer Geldbuße bis zu tausend Euro 
geahndet werden. 
(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind 
für die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 
Nummer 1 bis 2a, 7b sowie 11 bis 18 die Behörden 
der Zollverwaltung, für die Ordnungswidrigkeiten 
nach Absatz 1 Nummer 3 bis 7a sowie 8 bis 10 die 
Bundesagentur für Arbeit. 
(4) §§ 66 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch gilt 
entsprechend. 
(5) Die Geldbußen fließen in die Kasse der 
zuständigen Verwaltungsbehörde. Sie trägt 
abweichend von § 105 Abs. 2 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten die notwendigen Auslagen  

 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in 
der vorgeschriebenen Weise oder nicht 
rechtzeitig übermittelt, 

14. entgegen § 17b Absatz 1 Satz 1 eine 
Anmeldung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig zuleitet, 

15. entgegen § 17b Absatz 1 Satz 2 eine 
Änderungsmeldung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig macht, 

16. entgegen § 17b Absatz 2 eine Versicherung 
nicht beifügt, 

17. entgegen § 17c Absatz 1 eine Aufzeichnung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erstellt oder nicht oder nicht 
mindestens zwei Jahre aufbewahrt oder 

18. entgegen § 17c Absatz 2 eine Unterlage 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht in der vorgeschriebenen Weise 
bereithält. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 
1 bis 1b, 6 und 11 bis 18 kann mit einer Geldbuße 
bis zu dreißigtausend Euro, die Ordnungswidrigkeit 
nach Absatz 1 Nummer 2, 7a und 7b mit einer 
Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro, die 
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 2a, 3, 9 
und 10 mit einer Geldbuße bis zu 
zweitausendfünfhundert Euro, die 
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 4, 5, 6a, 
7 und 8 mit einer Geldbuße bis zu tausend Euro 
geahndet werden. 
(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind 
für die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 
Nummer 1 bis 2a, 7b sowie 11 bis 18 die Behörden 
der Zollverwaltung, für die Ordnungswidrigkeiten 
nach Absatz 1 Nummer 3 bis 7a sowie 8 bis 10 die 
Bundesagentur für Arbeit. 
(4) §§ 66 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch gilt 
entsprechend. 
(5) Die Geldbußen fließen in die Kasse der 
zuständigen Verwaltungsbehörde. Sie trägt 
abweichend von § 105 Abs. 2 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten die notwendigen Auslagen  
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und ist auch ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Abs. 
4 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten. 
 
§ 17 Durchführung 
 
(1) Die Bundesagentur für Arbeit führt dieses Gesetz 
nach fachlichen Weisungen des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales durch. 
Verwaltungskosten werden nicht erstattet. 
(2) Die Prüfung der Arbeitsbedingungen nach § 10 
Absatz 5 obliegt zudem den Behörden der 
Zollverwaltung nach Maßgabe der §§ 17a bis 18a. 
 
§ 17a Befugnisse der Behörden der Zollverwaltung 
 
Die §§ 2, 3 bis 6 und 14 bis 20, 22, 23 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes sind 
entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, dass 
die dort genannten Behörden auch Einsicht in 
Arbeitsverträge, Niederschriften nach § 2 des 
Nachweisgesetzes und andere Geschäftsunterlagen 
nehmen können, die mittelbar oder unmittelbar 
Auskunft über die Einhaltung der 
Arbeitsbedingungen nach § 10 Absatz 5 geben. 
 
§ 17b Meldepflicht 
 
(1) Überlässt ein Verleiher mit Sitz im Ausland einen 
Leiharbeitnehmer zur Arbeitsleistung einem 
Entleiher, hat der Entleiher, sofern eine 
Rechtsverordnung nach § 3a auf das 
Arbeitsverhältnis Anwendung findet, vor Beginn 
jeder Überlassung der zuständigen Behörde der 
Zollverwaltung eine schriftliche Anmeldung in 
deutscher Sprache mit folgenden Angaben 
zuzuleiten:  

1. Familienname, Vornamen und 
Geburtsdatum des überlassenen 
Leiharbeitnehmers, 

2. Beginn und Dauer der Überlassung, 
3. Ort der Beschäftigung, 
4. Ort im Inland, an dem die nach § 17c 

erforderlichen Unterlagen bereitgehalten 
werden, 

5. Familienname, Vornamen und Anschrift in  

 
und ist auch ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Abs. 
4 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten. 
 
§ 17 Durchführung 
 
(1) Die Bundesagentur für Arbeit führt dieses Gesetz 
nach fachlichen Weisungen des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales durch. 
Verwaltungskosten werden nicht erstattet. 
(2) Die Prüfung der Arbeitsbedingungen nach § 10 
Absatz 5 obliegt zudem den Behörden der 
Zollverwaltung nach Maßgabe der §§ 17a bis 18a. 
 
§ 17a Befugnisse der Behörden der Zollverwaltung 
 
Die §§ 2, 3 bis 6 und 14 bis 20, 22, 23 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes sind 
entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, dass 
die dort genannten Behörden auch Einsicht in 
Arbeitsverträge, Niederschriften nach § 2 des 
Nachweisgesetzes und andere Geschäftsunterlagen 
nehmen können, die mittelbar oder unmittelbar 
Auskunft über die Einhaltung der 
Arbeitsbedingungen nach § 10 Absatz 5 geben. 
 
§ 17b Meldepflicht 
 
(1) Überlässt ein Verleiher mit Sitz im Ausland einen 
Leiharbeitnehmer zur Arbeitsleistung einem 
Entleiher, hat der Entleiher, sofern eine 
Rechtsverordnung nach § 3a auf das 
Arbeitsverhältnis Anwendung findet, vor Beginn 
jeder Überlassung der zuständigen Behörde der 
Zollverwaltung eine schriftliche Anmeldung in 
deutscher Sprache mit folgenden Angaben 
zuzuleiten:  

1. Familienname, Vornamen und 
Geburtsdatum des überlassenen 
Leiharbeitnehmers, 

2. Beginn und Dauer der Überlassung, 
3. Ort der Beschäftigung, 
4. Ort im Inland, an dem die nach § 17c 

erforderlichen Unterlagen bereitgehalten 
werden, 

5. Familienname, Vornamen und Anschrift in  
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Deutschland eines oder einer 
Zustellungsbevollmächtigten des Verleihers, 

6. Branche, in die die Leiharbeitnehmer 
überlassen werden sollen, und 

7. Familienname, Vornamen oder Firma sowie 
Anschrift des Verleihers. 

Änderungen bezüglich dieser Angaben hat der 
Entleiher unverzüglich zu melden. 
(2) Der Entleiher hat der Anmeldung eine 
Versicherung des Verleihers beizufügen, dass dieser 
seine Verpflichtungen nach § 10 Absatz 5 einhält. 
(3) Das Bundesministerium der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales ohne 
Zustimmung des Bundesrates bestimmen,  

1. dass, auf welche Weise und unter welchen 
technischen und organisatorischen 
Voraussetzungen eine Anmeldung, 
Änderungsmeldung und Versicherung 
abweichend von den Absätzen 1 und 2 
elektronisch übermittelt werden kann, 

2. unter welchen Voraussetzungen eine 
Änderungsmeldung ausnahmsweise 
entfallen kann und 

3. wie das Meldeverfahren vereinfacht oder 
abgewandelt werden kann. 

(4) Das Bundesministerium der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates die zuständige Behörde nach Absatz 1 
Satz 1 bestimmen. 
 
§ 17c Erstellen und Bereithalten von Dokumenten 
 
(1) Sofern eine Rechtsverordnung nach § 3a auf ein 
Arbeitsverhältnis Anwendung findet, ist der 
Entleiher verpflichtet, Beginn, Ende und Dauer der 
täglichen Arbeitszeit des Leiharbeitnehmers 
aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen 
mindestens zwei Jahre aufzubewahren. 
 
 
 
 
(2) Jeder Verleiher ist verpflichtet, die für die 
Kontrolle der Einhaltung einer Rechtsverordnung  

 
Deutschland eines oder einer 
Zustellungsbevollmächtigten des Verleihers, 

6. Branche, in die die Leiharbeitnehmer 
überlassen werden sollen, und 

7. Familienname, Vornamen oder Firma sowie 
Anschrift des Verleihers. 

Änderungen bezüglich dieser Angaben hat der 
Entleiher unverzüglich zu melden. 
(2) Der Entleiher hat der Anmeldung eine 
Versicherung des Verleihers beizufügen, dass dieser 
seine Verpflichtungen nach § 10 Absatz 5 einhält. 
(3) Das Bundesministerium der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales ohne 
Zustimmung des Bundesrates bestimmen,  

1. dass, auf welche Weise und unter welchen 
technischen und organisatorischen 
Voraussetzungen eine Anmeldung, 
Änderungsmeldung und Versicherung 
abweichend von den Absätzen 1 und 2 
elektronisch übermittelt werden kann, 

2. unter welchen Voraussetzungen eine 
Änderungsmeldung ausnahmsweise 
entfallen kann und 

3. wie das Meldeverfahren vereinfacht oder 
abgewandelt werden kann. 

(4) Das Bundesministerium der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates die zuständige Behörde nach Absatz 1 
Satz 1 bestimmen. 
 
§ 17c Erstellen und Bereithalten von Dokumenten 
 
(1) Sofern eine Rechtsverordnung nach § 3a auf ein 
Arbeitsverhältnis Anwendung findet, ist der 
Entleiher verpflichtet, Beginn, Ende und Dauer der 
täglichen Arbeitszeit des Leiharbeitnehmers 
spätestens bis zum Ablauf des siebten auf den Tag 
der Arbeitsleistung folgenden Kalendertages 
aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen 
mindestens zwei Jahre beginnend ab dem für die 
Aufzeichnung maßgeblichen Zeitpunkt 
aufzubewahren. 
(2) Jeder Verleiher ist verpflichtet, die für die 
Kontrolle der Einhaltung einer Rechtsverordnung  
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nach § 3a erforderlichen Unterlagen im Inland für 
die gesamte Dauer der tatsächlichen Beschäftigung 
des Leiharbeitnehmers im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes, insgesamt jedoch nicht länger als zwei 
Jahre, in deutscher Sprache bereitzuhalten. Auf 
Verlangen der Prüfbehörde sind die Unterlagen 
auch am Ort der Beschäftigung bereitzuhalten. 
 
§ 18 Zusammenarbeit mit anderen Behörden 
 
(1) Zur Verfolgung und Ahndung der 
Ordnungswidrigkeiten nach § 16 arbeiten die 
Bundesagentur für Arbeit und die Behörden der 
Zollverwaltung insbesondere mit folgenden 
Behörden zusammen:  

1. den Trägern der Krankenversicherung als 
Einzugsstellen für die 
Sozialversicherungsbeiträge, 

2. den in § 71 des Aufenthaltsgesetzes 
genannten Behörden, 

3. den Finanzbehörden, 
4. den nach Landesrecht für die Verfolgung 

und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
nach dem 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz 
zuständigen Behörden, 

5. den Trägern der Unfallversicherung, 
6. den für den Arbeitsschutz zuständigen 

Landesbehörden, 
7. den Rentenversicherungsträgern, 
8. den Trägern der Sozialhilfe. 

(2) Ergeben sich für die Bundesagentur für Arbeit 
oder die Behörden der Zollverwaltung bei der 
Durchführung dieses Gesetzes im Einzelfall konkrete 
Anhaltspunkte für  

1. Verstöße gegen das 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz, 

2. eine Beschäftigung oder Tätigkeit von 
Ausländern ohne erforderlichen 
Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 3 des 
Aufenthaltsgesetzes, eine 
Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung, 
die zur Ausübung der Beschäftigung 
berechtigen, oder eine Genehmigung nach § 
284 Abs. 1 des Dritten Buches  

 
nach § 3a erforderlichen Unterlagen im Inland für 
die gesamte Dauer der tatsächlichen Beschäftigung 
des Leiharbeitnehmers im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes, insgesamt jedoch nicht länger als zwei 
Jahre, in deutscher Sprache bereitzuhalten. Auf 
Verlangen der Prüfbehörde sind die Unterlagen 
auch am Ort der Beschäftigung bereitzuhalten. 
 
§ 18 Zusammenarbeit mit anderen Behörden 
 
(1) Zur Verfolgung und Ahndung der 
Ordnungswidrigkeiten nach § 16 arbeiten die 
Bundesagentur für Arbeit und die Behörden der 
Zollverwaltung insbesondere mit folgenden 
Behörden zusammen:  

1. den Trägern der Krankenversicherung als 
Einzugsstellen für die 
Sozialversicherungsbeiträge, 

2. den in § 71 des Aufenthaltsgesetzes 
genannten Behörden, 

3. den Finanzbehörden, 
4. den nach Landesrecht für die Verfolgung 

und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
nach dem 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz 
zuständigen Behörden, 

5. den Trägern der Unfallversicherung, 
6. den für den Arbeitsschutz zuständigen 

Landesbehörden, 
7. den Rentenversicherungsträgern, 
8. den Trägern der Sozialhilfe. 

(2) Ergeben sich für die Bundesagentur für Arbeit 
oder die Behörden der Zollverwaltung bei der 
Durchführung dieses Gesetzes im Einzelfall konkrete 
Anhaltspunkte für  

1. Verstöße gegen das 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz, 

2. eine Beschäftigung oder Tätigkeit von 
Ausländern ohne erforderlichen 
Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 3 des 
Aufenthaltsgesetzes, eine 
Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung, 
die zur Ausübung der Beschäftigung 
berechtigen, oder eine Genehmigung nach § 
284 Abs. 1 des Dritten Buches  
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Sozialgesetzbuch, 

3. Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht nach 
§ 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch gegenüber einer 
Dienststelle der Bundesagentur für Arbeit, 
einem Träger der gesetzlichen Kranken-, 
Pflege-, Unfall- oder Rentenversicherung 
oder einem Träger der Sozialhilfe oder gegen 
die Meldepflicht nach § 8a des 
Asylbewerberleistungsgesetzes, 

4. Verstöße gegen die Vorschriften des Vierten 
und Siebten Buches Sozialgesetzbuch über 
die Verpflichtung zur Zahlung von 
Sozialversicherungsbeiträgen, soweit sie im 
Zusammenhang mit den in den Nummern 1 
bis 3 genannten Verstößen sowie mit 
Arbeitnehmerüberlassung entgegen § 1 
stehen, 

5. Verstöße gegen die Steuergesetze, 
6. Verstöße gegen das Aufenthaltsgesetz, 

unterrichten sie die für die Verfolgung und Ahndung 
zuständigen Behörden, die Träger der Sozialhilfe 
sowie die Behörden nach § 71 des 
Aufenthaltsgesetzes. 
(3) In Strafsachen, die Straftaten nach den §§ 15 und 
15a zum Gegenstand haben, sind der 
Bundesagentur für Arbeit und den Behörden der 
Zollverwaltung zur Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten  

1. bei Einleitung des Strafverfahrens die 
Personendaten des Beschuldigten, der 
Straftatbestand, die Tatzeit und der Tatort, 

2. im Falle der Erhebung der öffentlichen Klage 
die das Verfahren abschließende 
Entscheidung mit Begründung 

zu übermitteln. Ist mit der in Nummer 2 genannten 
Entscheidung ein Rechtsmittel verworfen worden 
oder wird darin auf die angefochtene Entscheidung 
Bezug genommen, so ist auch die angefochtene 
Entscheidung zu übermitteln. Die Übermittlung 
veranlaßt die Strafvollstreckungs- oder die 
Strafverfolgungsbehörde. Eine Verwendung  

1. der Daten der Arbeitnehmer für 
Maßnahmen zu ihren Gunsten, 

2. der Daten des Arbeitgebers zur Besetzung  

 
Sozialgesetzbuch, 

3. Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht nach 
§ 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch gegenüber einer 
Dienststelle der Bundesagentur für Arbeit, 
einem Träger der gesetzlichen Kranken-, 
Pflege-, Unfall- oder Rentenversicherung 
oder einem Träger der Sozialhilfe oder gegen 
die Meldepflicht nach § 8a des 
Asylbewerberleistungsgesetzes, 

4. Verstöße gegen die Vorschriften des Vierten 
und Siebten Buches Sozialgesetzbuch über 
die Verpflichtung zur Zahlung von 
Sozialversicherungsbeiträgen, soweit sie im 
Zusammenhang mit den in den Nummern 1 
bis 3 genannten Verstößen sowie mit 
Arbeitnehmerüberlassung entgegen § 1 
stehen, 

5. Verstöße gegen die Steuergesetze, 
6. Verstöße gegen das Aufenthaltsgesetz, 

unterrichten sie die für die Verfolgung und Ahndung 
zuständigen Behörden, die Träger der Sozialhilfe 
sowie die Behörden nach § 71 des 
Aufenthaltsgesetzes. 
(3) In Strafsachen, die Straftaten nach den §§ 15 und 
15a zum Gegenstand haben, sind der 
Bundesagentur für Arbeit und den Behörden der 
Zollverwaltung zur Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten  

1. bei Einleitung des Strafverfahrens die 
Personendaten des Beschuldigten, der 
Straftatbestand, die Tatzeit und der Tatort, 

2. im Falle der Erhebung der öffentlichen Klage 
die das Verfahren abschließende 
Entscheidung mit Begründung 

zu übermitteln. Ist mit der in Nummer 2 genannten 
Entscheidung ein Rechtsmittel verworfen worden 
oder wird darin auf die angefochtene Entscheidung 
Bezug genommen, so ist auch die angefochtene 
Entscheidung zu übermitteln. Die Übermittlung 
veranlaßt die Strafvollstreckungs- oder die 
Strafverfolgungsbehörde. Eine Verwendung  

1. der Daten der Arbeitnehmer für 
Maßnahmen zu ihren Gunsten, 

2. der Daten des Arbeitgebers zur Besetzung  
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Altfassung Neufassung 
(Änderungen hervorgehoben) 

 
 
seiner offenen Arbeitsplätze, die im 
Zusammenhang mit dem Strafverfahren 
bekanntgeworden sind, 

3. der in den Nummern 1 und 2 genannten 
Daten für Entscheidungen über die 
Einstellung oder Rückforderung von 
Leistungen der Bundesagentur für Arbeit 

ist zulässig. 
(4) Gerichte, Strafverfolgungs- oder 
Strafvollstreckungsbehörden sollen den Behörden 
der Zollverwaltung Erkenntnisse aus sonstigen 
Verfahren, die aus ihrer Sicht zur Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 bis 2 
erforderlich sind, übermitteln, soweit nicht für die 
übermittelnde Stelle erkennbar ist, daß 
schutzwürdige Interessen des Betroffenen oder 
anderer Verfahrensbeteiligter an dem Ausschluß der 
Übermittlung überwiegen. Dabei ist zu 
berücksichtigen, wie gesichert die zu 
übermittelnden Erkenntnisse sind. 
(5) Die Behörden der Zollverwaltung unterrichten 
die zuständigen Finanzämter über den Inhalt von 
Meldungen nach § 17b. 
(6) Die Behörden der Zollverwaltung und die übrigen 
in § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 
genannten Behörden dürfen nach Maßgabe der 
jeweils einschlägigen datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen auch mit Behörden anderer 
Vertragsstaaten des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum zusammenarbeiten, 
die dem § 17 Absatz 2 entsprechende Aufgaben 
durchführen oder für die Bekämpfung illegaler 
Beschäftigung zuständig sind oder Auskünfte geben 
können, ob ein Arbeitgeber seine Verpflichtungen 
nach § 10 Absatz 5 erfüllt. Die Regelungen über die 
internationale Rechtshilfe in Strafsachen bleiben 
hiervon unberührt. 
 
§ 18a Ersatzzustellung an den Verleiher 
 
Für die Ersatzzustellung an den Verleiher auf Grund 
von Maßnahmen nach diesem Gesetz gilt der im 
Inland gelegene Ort der konkreten Beschäftigung 
des Leiharbeitnehmers sowie das vom Verleiher 
eingesetzte Fahrzeug als Geschäftsraum im Sinne  

 
seiner offenen Arbeitsplätze, die im 
Zusammenhang mit dem Strafverfahren 
bekanntgeworden sind, 

3. der in den Nummern 1 und 2 genannten 
Daten für Entscheidungen über die 
Einstellung oder Rückforderung von 
Leistungen der Bundesagentur für Arbeit 

ist zulässig. 
(4) (aufgehoben) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Die Behörden der Zollverwaltung unterrichten 
die zuständigen örtlichen Landesfinanzbehörden 
über den Inhalt von Meldungen nach § 17b. 
(6) Die Behörden der Zollverwaltung und die übrigen 
in § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 
genannten Behörden dürfen nach Maßgabe der 
jeweils einschlägigen datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen auch mit Behörden anderer 
Vertragsstaaten des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum zusammenarbeiten, 
die dem § 17 Absatz 2 entsprechende Aufgaben 
durchführen oder für die Bekämpfung illegaler 
Beschäftigung zuständig sind oder Auskünfte geben 
können, ob ein Arbeitgeber seine Verpflichtungen 
nach § 10 Absatz 5 erfüllt. Die Regelungen über die 
internationale Rechtshilfe in Strafsachen bleiben 
hiervon unberührt. 
 
§ 18a (aufgehoben) 
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Altfassung Neufassung 
(Änderungen hervorgehoben) 

 
 
des § 5 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes in Verbindung mit 
§ 178 Absatz 1 Nummer 2 der Zivilprozessordnung. 
 
§ 19 Übergangsvorschrift 
 
§ 3 Absatz 1 Nummer 3 Satz 4 und § 9 Nummer 2 
letzter Halbsatz finden keine Anwendung auf 
Leiharbeitsverhältnisse, die vor dem 15. Dezember 
2010 begründet worden sind. 
 

§ 20 (weggefallen) 

 
 
 
 
 
§ 19 Übergangsvorschrift 
 
§ 3 Absatz 1 Nummer 3 Satz 4 und § 9 Nummer 2 
letzter Halbsatz finden keine Anwendung auf 
Leiharbeitsverhältnisse, die vor dem 15. Dezember 
2010 begründet worden sind. 
 

§ 20 (weggefallen) 
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